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VORBEMERKUNG. 

Die  drei  hier  geg'ebeiien  Kapitel  bilden  deji  ersten  Abschnitt 
einei'  gT()ssere]i  Arbeit  über  „die  Feldgemeinschaft",  welche  dem- 
nächst als  Heft  XYIII  der  Abhandinngen  ans  dem  staatswissen- 
schaftlichen Semina]'  zn  Strassbnrg  erscheinen  wird.  Dieser 
erste  Abschnitt  ist  ansschliesslicli  den  Fi'agen  der  Systematik 
und  der  Klassifikation  gewidmet  und  bildet  ein  Ganzes  für  sich. 


I. 


BEGRIFF  UND  FORMEN  DER  FELD- 
GEMEINSCHAFT. 


1. 

DEFINITION. 

lieber  die  Feldgemeinschaft  hat  man  so  viel  geschrieben, 
dass  die  Litteratur  kaum  zu  übersehen  ist,  und  doch  steht  der 
Begriff  der  Feldgemeinschaft  in  der  Wissenschaft  nicht  fest. 
Der  eine  Forscher  gibt  ihm  einen  weiteren,  der  andere  einen 
engeren  Umfang  und  Niemand  bezeichnet  genau  seinen  Inhalt. 

Als  typischer  Repräsentant  der  feldgemeinschaftlichen 
Yerfassung  gilt  allen  Forschern  der  gross-russische  Mir:  das 
Land  gehört  der  Gemeinschaft;  den  einzelnen  Genossen  stehen 
nur  Nutzniessungsrechte  an  den  ihnen  zugewiesenen  Grund- 
stücken zu ;  sie  haben  kein  Stück  Land,  das  sie  ihr  eigen  nennen 
könnten;  das  Grundstück,  das  sie  heute  bebauen,  kann  ihnen 
morgen  genommen  und  mit  dem  eines  Nachbarn  umgetauscht 
werden;  nicht  einmal  das  Maass  des  Besitzes  ist  gesichert, 
die  Gemeinschaft  darf  vielmehr  nach  freiem  Ermessen  die  Yer- 
theilung  des  Grundbesitzes  unter  ihre  Mitglieder  anordnen,  den 
Einen  Land  abnehmen  und  es  den  Anderen  überweisen.  Der 
einzelne  Genosse  hat  keine  Yerfügungsrechte  über  die  ihm 
zugetheilten  Parzellen ;  er  darf  sie  nicht  verkaufen,  noch  vererben. 
Auch  der  Nutzungsfreiheit  sind  durch  das  Bestehen  des  Flur- 
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Zwanges  feste  Grenzen  gezogen.  Das  sind  die  wesentlichen  Züge 
der  Mirverfassiing.  Sind  sie  aber  alle  zugleich  aach  für  den 
Begriff  der  Feldgemeinschaft  wesentlich?  Kann  es  nicht  feld- 
gemeinschaftliche Verfassungen  geben,  welche  von  der  Mirver- 
fassung  mehr  oder  weniger  abweichen?  Sehen  wir  uns  nach 
besonderen  Fällen  um. 

In  Sibirien  hat  die  Gemeinschaft  das  Kecht,  die  Grösse 
der  Besitzantheile  der  Genossen  zu  ändern;  die  Grundstücke 
werden  davon  gemeinschaftswegen  periodisch  unter  den  jeweiligen 
Besitzern  umgetauscht;  die  Yerfügungsfreiheit  des  Einzelnen 
ist  ebenfalls  genau  so  wie  in  Gross-Kussland  eingeschränkt. 
Man  hat  es  aber  verstanden,  mit  Hilfe  eines  eigenthümlichen 
Theilungsverfahrens  die  Gemengelage  abzuschaffen  und  den 
mit  derselben  zusammenhängenden  Flurzwang  aufzuheben.  Hat 
die  Verfassung  dadurch  ihren  feldgemeinschaftlichen  Charakter 
eingebüsst? 

Bei  der  Allmend  in  Süd-Deutschland  und  in  der  Schweiz 
fällt  der  periodische  Wechsel  der  Grundstücke  häufig  aus  und 
die  Parzellen  werden  auf  Lebenszeit  zugewiesen.  Die  Grösse 
des  Besitzes  der  Genossen  wird  jedoch  durch  das  von  der 
Gemeinschaft  aufgestellte  Statut  bestimmt,  Yerfügungsrechte  des 
Einzelneu  gibt  es  nicht,  auch  die  ^^utzungsfreiheit  unterliegt 
hie  und  da  gewissen  Beschränkungen.  Ist  das  nun  keine  Feld- 
gemeinschaft mehr? 

In  den  deutschen  Kolonien  Süd-Kusslands  fehlt  das  Kecht 
der  Gemeinschaft,  die  Grösse  des  Besitzes  der  Genossen  zu 
ändern.  Die  Antheilsrechte  werden  durch  Erbgang  und  Kauf, 
nicht  mehr  durch  den  Beschluss  der  Gemeinschaft,  bestimmt.  Es 
hat  aber  der  Einzelne  kein  Kecht  auf  ein  bestimmtes  Stück  Land, 
sondern  nur  das  Kecht  auf  eine  feste  Quote  des  Gesammt- 
besitzes;  die  Gesammtheit  darf  jederzeit  einen  Umtausch  der 
Grundstücke  anordnen.  Ferner  ist  der  Einzelne  in  seiner  Wirth- 
schaftsweise  an  den  gemeinsamen  Wirth schaftsplan  gebunden. 
Seiner  Verfügungsfreiheit  sind  von  der  Gemeinschaft  enge 
Schranken  gezogen.  Das  Grundstück  kann  vererbt  werden,  aber 
nur  innerhalb  eines  bestimmten  Kreises  von  Personen,  z.  B. 
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innerhalb  der  Gemeinschaft ;  die  Grandstücke  dürfen  dabei  weder 
getheilt,  noch  über  ein  gewisses  Maass  hinaas  zusammengelegt 
werden:  wer  bereits  so  viel  Grandbesitz  hat,  darf  das  Erbe 
nicht  annehmen.  Die  Grandstücke  dürfen  verkauft  werden, 
aber  wiederum  unter  den  von  der  Gemeinschaft  festgesetzten 
Bedingungen :  nur  an  gewisse  Personen,  häufig  nur  an  die  Ge- 
meinschaft selbst,  ohne  getheilt  oder  zusammengelegt  zu  werden. 
Ist  nun  etwa  in  dieser  Verfassung  jeder  feldgemeinschaftliche 
Zug  erloschen? 

In  den  bulgarischen  Kolonien  Süd-Eusslands,  bei  den 
Odnodworzy  in  Mittelrussland,  bei  den  Trier'schen  Gehöfer- 
schaften,  bei  den  Haubergsgenossenschaften  im  Siegerlande  fallen 
die  meisten  Beschränkungen  der  Yerfügungsfreiheit  aus;  im 
Uebrigen  besteht  dieselbe  Yerfassung  wie  in  den  deutschen 
Kolonien  Süd-Russlands.  Ist  gerade  hier  jeder  feldgemeinschaft- 
liche Zug  verloren  gegangen? 

Andererseits  treffen  wir  vielfach,  namentlich  in  süd- 
slavischen  Ländern,  grosse  Gemeinschaften,  die  aus  mehreren 
durch  Verwandtschaft  verbundenen  Familien  bestehen,  welche 
zusammen  wohnen,  gemeinschaftlich  die  Wirthschaft  führen  und 
nur  einen  Haushalt  bilden.  Kein  Mitglied  der  Gemeinschaft 
hat  Rechtsanspruch  auf  irgend  ein  Grundstück;  es  stehen  den 
Einzelnen  weder  Yerfügungs-  noch  Nutzungsrechte  zu.  Alle 
Rechte  sind  der  Gemeinschaft  und  deren  Yertreter,  dem  Aeltesten, 
vorbehalten.  Ist  das  eine  Feldgemeinschaft?  Nein,  es  ist  eine 
Hausgemeinschaft. 

In  älteren  Zeiten  hat  man  vielfach  Fälle  treffen  können, 
wo  mehrere  wirthschaf fliehe  Subjecte  an  einem  Grundstücke 
gleichzeitig  Rechte  hatten :  der  Eine  war  etwa  Eigenthümer  des 
Waldes,  der  Andere  hatte  vielleicht  das  Recht,  seine  Schweine 
im  Walde  zu  mästen,  sein  Vieh  da  zu  weiden,  Reisig  zu  holen 
u.  s.  w.  Sind  das  feldgenieinschaftliche  Verhältnisse?  Nein,  dies 
sind  Servitut-  und  Condominatsverhältnisse. 

Wie  ist  nun  angesichts  dieser  Mannigfaltigkeit  der  Ver- 
fassungen, denen  die  Bezeichnung  ,, Feldgemeinschaft"  logischer- 
weise nicht  entzogen  werden  darf,  sowie  der  kaum  geringeren 
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Mannigfaltigkeit  der  Yerhältnisse,  welche  an  die  Feldgemeinschaft 
zwar  erinnern,  aber  doch  nicht  als  solche  anerkannt  werden 
dürfen,  der  Begriff  der  Feldgemeinschaft  zu  fassen? 

Unter  Feldgemeinschaft  verstehe  ich  eine  Gesammtheit 
von  grundbesitzenden  Wirthschaften,  welche  in  dem  Kechts- 
verhältnisse  zu  einander  stehen,  dass  der  Gesammtheit  die  Be- 
fugniss  zusteht,  in  die  Kochte  einer  jeden  von  ihnen  am  Grund 
und  Boden  innerhalb  gewisser,  durch  die  Yerfassung  genauer 
bestimmten  Grenzen  einzugreifen. 

Yon  der  Hausgemeinschaft  unterscheidet  sich  also  die 
Feldgemeinschaft  dadurch,  dass  die  Hausgemeinschaft  keine  Ge- 
sammtheit von  Wirthschaften,  sondern  die  Wirthschaft  eines 
einzigen  Haushaltes  ist.  Ich  glaube,  dass  gerade  dieser  Umstand 
den  wesentlichen  Unterschied  bildet  und  nicht  das  Yorhanden- 
sein  verwandtschaftlicher  Bande  unter  den  Genossen  im  Falle 
der  Hausgemeinschaft,  wie  Fustel  de  Coulanges,  Avelcher  die 
Forderung  der  Unterscheidung  der  Feld-  von  der  Hausgemein- 
schaft aufstellt,  anzunehmen  geneigt  ist.  Spaltet  sich  die  grosse 
Familie  der  Hauskommunion  in  selbständige  Wirthschaften,  so 
geht  dabei  der  hausgemeinschaftliche  Yerband  zu  Grunde,  um 
dem  feldgemeinschaftlichen  Platz  zu  machen  (natürlich,  wenn 
dabei  kein  Sondereigenthum  entsteht),  die  Verwandtschaft  bleibt 
aber  bestehen. 

Yon  dem  Falle  andererseits,  wo  mehrere  Grundeigenthümer 
durch  das  Bestehen  gegenseitiger  Servitiitverpflichtungen  zu 
einer  gewissen  Einheit  verbunden  sind,  unterscheidet  sich  die 
Feldgemeinschaft  dadurch,  dass  dem  einzelnen  Genossen  keine 
unmittelbaren  Rechte  am  Gute  anderer  Mitglieder  der  Gemein- 
schaft zustehen :  seine  Rechtsansprüche  können  bloss  durch  die 
Yermittelung  seiner  Antheilsrechte  an  der  Gemeinschaft  zur 
Geltung  kommen;  andererseits  steht  er  jedem  einzelnen  Mitgliede 
der  Gemeinschaft  gerade  so  wie  einem  Fremden  ganz  unab- 
hängig gegenüber.  Nur  gegen  die  Gemeinschaft  als  Ganzes  hat 
er  Pflichten  und  Rechte. 

Es  lässt  sich  ferner  die  Feldgemeinschaft  auch  vom  Con- 
dominat  deutlich  unterscheiden.  Das  Miteigenthum,  die  römisch- 


1.  DEFINITION. 


5 


rechtliche  Societas,  beruht  darauf,  dass  nur  einstimmig  gefasste 
Beschlüsse  für  die  Einzelnen  verbindlich  sind.  Die  feldgemein- 
schaftliche Verfassung  dagegen  lässt  Mehrheitsbeschlüsse  zu; 
innerhalb  der  durch  die  Verfassung  der  betreffenden  Feldge- 
meinschaft gezogenen  Grenzen  ist  der  Mehrheitsbeschluss  auch 
für  diejenigen,  die  dagegen  gestimmt  haben,  verbindlich.  Inner- 
halb dieser  Sphäre  tritt  die  Feldgemeinschaft  als  ein  selbstständiges 
Willenssubject  auf,  den  einzelnen  Mitgliedern  gegenüber.  Dann 
ist  auch  die  freie  Theilbarkeit  auf  Forderung  jedes  einzelnen 
Mitgliedes,  die  sich  aus  der  Verfassung  der  Societas  als  Consequenz 
ergibt,  im  Falle  der  Feldgemeinschaft  nichts  wesentliches,  ja 
eher  ausgeschlossen,  als  vorausgesetzt. 

Die  Auffassung  der  Feldgemeinschaft  als  einer  juristischen 
Person,  einer  Universitas,  welche  die  Eigenthümerin  desgesammten 
Bodens  in  der  Gemarkung  sei,  trifft  auch  nicht  zu,  denn  die 
Eigenthumsrechte  der  einzelnen  Genossen  gehen  in  den  Rechten 
der  Gesammtheit  nicht  auf;  der  Befugniss  der  Gesammtheit,  in 
die  Eechte  der  Mitglieder  einzugreifen,  sind  durch  die  Ver- 
fassung feste  Grenzen  gezogen.  Innerhalb  dieser  Grenzen  ist 
der  Mehrheitsbeschluss  als  der  Ausdruck  des  Willens  der  Ge- 
sammtheit maassgebend,  ausserhalb  derselben  ist  der  Wille  des 
Einzelnen  entscheidend,  und  es  gibt  keine  in  der  Verfassung 
der  Feldgemeinschaft  begründete  Mittel,  den  Einzelnen  zum 
Nachgeben  zu  zwingen. 

Eher  lässt  sich  schon  die  Feldgemeinschaft  als  eine  Art 
Servitutverhältniss  zwischen  der  Universitas  und  den  einzelnen 
Genossen  construiren:  die  Feldgemeinschaft  sei  die  Eigen- 
thümerin der  gesammten  Gemarkung  und  den  einzelnen  Mit- 
gliedern stehen  gewisse  Ansprüche  darauf  als  jura  in  re  aliena 
zu,  Oder  umgekehrt:  die  einzelnen  Genossen  seien  Eigenthümer 
der  einzelnen  Grundstücke,  diese  Grundstücke  seien  aber  mit 
Servituten  zu  Gunsten  der  Gesammtheit  belastet.  Es  wäre  aber 
keine  leichte  Aufgabe,  die  einzelnen  feldgemeinschaftlichen  Ver- 
fassangen  auf  der  Grundlage  dieser  Auffassung  zu  construiren. 
Da  würde  man  kaum  mit  dem  üblichen  Begriffe  des  jus  in  re 
auskommen  können.    Zum  Wesen  desselben  gehört  ja,  dass  es 
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sich  um  genau  bestimmte  Rechte  an  konkreten  Grundstücken 
handelt.  Zum  Wesen  der  Eeldgemein schalt  dagegen  gehört,  dass 
an  einer  Seite  der  Demarcationslinie,  welche  die  Machtsphäre 
der  Gesammtheit  und  die  der  Einzelnen  trennt,  die  Gesammt- 
heit,  und  an  der  anderen  Seite  die  einzelnen  Genossen  ganz 
frei  schalten  und  walten.  Es  lässt  sich  wohl  die  Yerpflichtung, 
den  Weidegang  der  gemeinschaftlichen  Heerde  auf  dem  Grund- 
stücke zuzulassen,  als  Servitut  auffassen,  wenn  die  Dauer  der 
Weideperiode  feststeht.  Wie  aber,  wenn  die  Gesammtheit  das 
Recht  hat,  die  Dauer  derselben  eigenmächtig  durch  den  Majo- 
ritätsbeschluss  beliebig  zu  verlängern?  Und  weiter:  manche 
Beschränkungen  der  Nutzungsfreiheit,  meinetwegen  die  Wiesen 
nicht  aufzuforsten  oder  von  einem  bestimmten  Wirthschaftsplan, 
z.  B.  von  dem  der  herrschenden  Dreifelderwirthschaft,  nicht  ab- 
zuweichen, lassen  sich  noch  zur  Noth  als  Reallaslen  construiren; 
der  Feldgemeinschaft  kann  aber  auch  das  Recht  zustehen,  die 
Aenderung  der  ISTutzungsweise  und  den  IJebergang  zu  einem 
anderen  Wirthschaftssystem  vorzuschreiben.  Wie  ist  diese 
Befugniss  in  die  Reallastenform  zu  kleiden?  Und  wie  steht  es 
mit  den  Befugnissen  der  Gesammtheit,  die  Grundstücke  der 
Genossen  umzutauschen  oder  Aenderungen  in  der  relativen 
Grösse  der  Antheile  vorzunehmen,  endlich  mit  dem  Recht,  in 
die  Verfügungsfreiheit  der  Mitglieder  einzugreifen  ?  Man  versuche 
einmal  diese  Rechtsbeziehungen  in  servitutähnliche  Verhältnisse 
aufzulösen ! 

Ich  will  diese  Frage  nicht  weiter  verfolgen.  Wenn  es 
auch  gelingen  sollte,  die  Servitutenconstruction  ohne  Wider- 
sprüche und  allzu  grosse  Complicationen  durchzuführen,  so  hätte 
das  doch  keine  grosse  Bedeutung.  Ob  man  nämlich  an  dem 
Servitutencharakter  der  Beziehungen  der  Gesammtheit  und  der 
einzelnen  Genossen  festhält  oder  unumwunden  das  Bestehen  eines 
Rechtsverhältnisses  sui  generis,  das  ebenso  wenig  wie  etwa  das 
der  Societas  oder  der  Universitas  in  andere  juristische  Kategorien 
auflösbar  ist,  zugibt:  das,  worauf  es  im  Grunde  ankommt,  wird 
dadurch  nicht  berührt;  die  Feldgemeinschaft  wird  bei  jener  Con- 
struction  doch  als  ein  Rechtsverhältniss  anerkannt,  das  weder 
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unter  den  Societas-,  noch  unter  den  Universitasbegriff  subsumirt 
werden  kann,  sondern  gewissermaassen  in  der  Mitte  zwischen 
beiden  liegt.  Was  mich  anbelangt,  so  würde  ich  die  Constituirung 
eines  besonderen  Begriffs  für  dieses  Rechtsverhältniss  auch  dann 
noch  für  zweckmässig  halten,  wenn  es  sich  erweisen  sollte,  dass 
es  in  letzter  Linie  auf  andere  juristische  Begriffe  zurückgeführt 
werden  kann.  Und  das  wesentliche  dieses  Rechtsverhältnisses 
erblicke  ich  gerade  in  dem  Nebeneinander  des  Universitas-  und 
des  Societasprincips,  welche  beide  gleichzeitig  wirksam  sind,  um 
die  einzelnen  Wirthschaften  zu  einem  Ganzen  zu  verbinden. 
Bis  zu  der  durch  die  Verfassung  näher  angegebenen  Demarcations- 
linie  gilt  nämlich  der  Mehrheitsbeschluss  (universitas),  hinter 
derselben  ist  die  Zustimmung  jedes  einzelnen  Mitgliedes  die 
Voraussetzung  für  die  Verbindlichkeit  des  Beschlusses  (societas). 
Je  nach  dem  die  Linie,  welche  die  beiden  Sphären  scheidet, 
verläuft,  kann  die  Feldgemeinschaft  sich  mehr  der  Societas-  oder 
mehr  der  Universitasform  nähern,  sie  fällt  aber  mit  denselben 
nicht  zusammen. 

Das  Rechtsverhältniss  der  Feldgemeinschaft  setzt  das  Vor- 
handensein eines  gewissen  Complexes  von  Rechten  am  Boden 
voraus,  der  unter  die  Glesammtheit  und  die  einzelnen  Genossen 
vertheilt  wird.  Wie  gross  nun  dieser  Complex  im  Ganzen  ist, 
ob  er  alle  Rechte  umfasst,  oder  ob  ein  Theil  derselben  dritten 
Personen  zusteht,  ist  wohl  für  die  Unterscheidung  der  Arten 
des  Begriffs  wesentlich,  für  die  Definition  des  Genus'  ist  es 
aber  Nebensache:  nicht  auf  die  Abgrenzung  gegen  Aussen, 
sondern  lediglich  auf  die  Gestaltung  der  Beziehungen  zwischen 
der  Gesammtheit  und  den  Genossen  kommt  es  an.  In  Russland 
war  die  Feldgemeinschaft  seit  den  Reformen  der  60  er  Jahre 
bis  zu  den  Gesetzen  des  Jahres  1893,  welche  die  Autonomie 
des  Mir'  wesentlich  beschränkt  haben,  freie  Eigenthümerin  des 
Bodens.  Der  Gemeinde  der  russischen  Domänenbauern  stand 
dagegen  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  nur  das 
dominum  utile  zu,  das  dominum  eminens  w^ar  dem  Staate  vor- 
behalten. Ebenso  gut  wie  dem  Staate  kann  das  Obereigenthum 
auch  einem  Grundherrn  zustehen,  und  zwar  sowohl  einer  physischen 
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Person  (mittelalterliche  Dorfgemeinschaften)  wie  auch  einer 
Corporation  (z.  B.  beim  kirchlichen  Grundbesitz).  Die  Gemein- 
schaft kann  das  Land  auch  unter  dem  juristischen  Titel  der 
Pacht  besitzen,  wie  es  hie  und  da  in  Kussland  der  Fall  ist,  wo 
Bauerngemeinden,  welche  nicht  ausreichend  Land  im  Eigenthum 
haben,  Yon  benachbarten  Individual-Eigenthümern  Land  pachten 
und  es  genau  in  derselben  Weise  wie  das  eigene  Land  behandeln; 
das  scheint  auch  in  Schottland  bei  den  Croftern  (run-rig  System) 
und  in  Irland  (run-dale  System)  der  Pall  gewesen  zu  sein.  Die 
feldgemeinschaftliche  Gemarkung  kann  mit  Servituten  zu  Gunsten 
Dritter  belastet  werden ;  andererseits  kann  der  feldgemeinschaft- 
liche Verband  sich  auf  Grundlage  einer  Servitut  aufbauen,  was 
namentlich  bei  Weide-  und  Waldservituten  vorkommt.  Der 
Status  der  Mitglieder  der  Gemeinschaft  kann  auch  ein  ver- 
schiedener sein :  es  kann  Gemeinschaften  von  persönlich  Freien, 
aber  auch  Gemeinschaften  von  Hörigen,  ja  Gemeinschaften  von 
Leibeigenen,  wie  in  Eussland  vor  der  Bauernreform,  geben. 
Wenn  nur  ein  gewisser  Umfang  von  Rechten  am  Grund  und 
Boden  bestehen  bleibt,  die  theils  der  Gemeinschaft  als  solcher, 
theils  ihren  einzelnen  Mitgliedern  zustehen,  so  haben  wir  eine 
Feldgemeinschaft  vor  uns.  Auch  braucht  man  nicht  den  Begriff 
auf  die  Gesammtheiten  von  Bauern  als  Unter eigenthüm er  allein 
zu  beschränken.  Denn  auf  der  Grundlage  der  obereigenthüm- 
lichen  Rechte,  welche  dem  Grundherrn  verbleiben,  kann  es 
ebenso  gut  Feldgemeinschaften  von  Grundherren  geben.  Bei- 
spiele der  grundherrlichen  Feldgemeinschaften  zeigen  uns  das 
moderne  Indien  und  wohl  auch  das  germanische  Mittelalter. 

Die  Zutheilung  gewisser  Befugnisse  an  die  Gesammtheit 
.setzt  eine  Organisation  voraus,  durch  deren  Yermittelung  der 
Wille  der  Gesammtheit  zum  Ausdruck  kommt.  Meistens  gilt 
als  legaler  Ausdruck  des  Willens  der  Gesammtheit  der  Majo- 
ritätsbeschluss  in  der  Versammlung  der  Hausväter;  die  Mehrheit 
ist  entweder  eine  absolute  oder  eine  bedingte,  in  Russland  z.  B. 
in  wichtigeren  Angelegenheiten  die  von  2/3  der  Stimmberechtigten. 
Die  Verfassung  könnte  aber  auch  eine  mehr  unmittelbar  demo- 
kratische sein,  es  könnten  nicht  die  Vorstände  allein,  sondern 
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auch  die  anderen  Mitglieder  der  Wirthschaften  stimmberechtigt 
sein.  Andererseits  kann  die  Yerfassang  auch  weniger  demo- 
kratisch sein  als  die  russische :  der  Wille  der  Gesammtheit  kann 
durch  die  Yermittelung  eines  gewählten  Ausschusses,  wie  z.  B. 
oft  in  Indien,  oder  eines  gewählten  Vorstehers,  wie  auf  Java, 
zum  Ausdruck  kommen.  Die  Yerfassung  kann  eine  oligarchische 
sein,  der  verw^ altende  Ausschuss  ergänzt  sich  dann  etwa  durch 
Cooptation.i)  Sie  kann  schliesslich  einen  plutokratischen  Charakter 
haben:  die  Stimme  haftet  nicht  an  der  Person  des  Grundbesitzers, 
sondern  am  Besitze;  wer  Grund  und  Boden  in  bestimmter 
Quantität  hat,  ist  stimmberechtigt;  wer  mehr  hat,  führt  ent- 
prechend  mehr  Stimmen.  Oder  es  richtet  sich  das  Stimmrecht, 
Avie  in  vielen  schweizerischen  Alpgenossenschaften,  nach  der 
Zahl  der  Kuhrechte.  Durch  diese  Yerschiedenheiten  in  der 
Vertretung  der  Gesammtheit,  so  bedeutsam  sie  auch  sind, 
wird  an  dem  feldgemeinschaftlichen  Charakter  der  Verfassung 
nicht  gerührt. 


2. 

AEÜSSERUNGEN  DES  FELDGEMEINSCHAFrLICHEN 
PEINCIPS. 

§  1.  Zwei  Merkmale  geben  den  Beziehungen  der  einzelnen 
Grundbesitzer  zu  einander  den  Charakter  der  feldgemeinschaft- 
lichen :  das  Vorhandensein  gewisser  Beschränkungen  der  Eigen- 
thumsrechte jedes  einzelnen  Genossen  zu  Gunsten  der  anderen 
Mitglieder  des  Verbandes;  und  die  Art  und  "Weise,  wie  diese 
Beschränkungen  entstehen:  sie  müssen  nämlich  im  Willen  der 
Gesammtheit  der  Genossen  wurzeln.  Die  Aeusserungen  des 
feldgemeinschaftlichen  Princips  bestehen  demnach  in  den  Ein- 
griffen der  Gesammtheit  in  die  Grundeigenthumsrechte  der 
einzelnen  Mitglieder. 


Laveleye,  S.  278. 
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Es  ist  also  nicht  jede  Beschränkung  der  Eigenthurasrechte 
der  einzelnen  Wirthe,  welche  bei  dieser  Verfassung  bestehen 
mag,  ohne  weiteres  auf  die  Feldgemeinschaft  zurückzuführen. 
Die  gesetzlichen,  zum  Theil  auch  die  gewohnheitsrechtlichen 
Beschränkungen,  z.  B.  die  erbrechtlichen  Bestimmungen,  haben 
mit  der  Feldgemeinschaft  an  sich  vielfach  gar  nichts  zu  thun : 
weder  beruhen  sie  auf  dem  Beschlüsse  der  Gesammtheit,  noch 
können  sie  durch  denselben  geändert  werden.  Ebensowenig 
sind  diejenigen  Beschränkungen,  welche  den  Charakter  der  Real- 
lasten haben,  mögen  sie  einzelne  Mitglieder  der  Gemeinschaft 
berühren  oder  die  ganze  Gemarkung  treffen,  auf  die  Rechnung 
der  Feldgemeinschaft  zu  setzen.  Ferner  sind  auch  diejenigen 
Beschränkungen  auszuscheiden,  welche  zwar  von  der  Gemein- 
schaft ausgehen,  aber  nicht  von  der  eigentlichen  Feldgemein- 
schaft, sondern  von  der  sich  mit  derselben  zufällig  deckenden 
politischen  Gemeinde;  so  hängen  z.  B.  viele  polizeiliche  und 
fiskalische  Bestimmungen  mit  dem  Wesen  der  Feldgemeinschaft 
gar  nicht  zusammen;  ähnliche  Befugnisse  können  auch  einer 
Stadtgemeinde,  einer  Zunft,  jedem  öffentlich-rechtlichen  Verbände 
überhaupt  zustehen.  Alle  derartigen  Beschränkungen  (z.  B.  die 
in  Russland  gegenwärtig  noch  bestehende  solidarische  Haft  aller 
Mitglieder  der  Feldgemeinschaft  für  die  rechtzeitige  Steuerzahlung) 
können  zweifellos  für  die  Gestaltung  der  Verhältnisse  von  aller- 
grösster  Bedeutung  sein  und  die  Feldgemeinschaft  in  ihrer 
Organisation  und  Entwicklung  stark  beeinflussen.  Deshalb  müssen 
sie  beim  Studium  jedes  konkreten  Einzelfalles  wohl  mit  ins 
Auge  gefasst  und  in  ihren  Wechselwirkungen  mit  den  eigent- 
lichen feldgemeinschaftlichen  Zuständen  untersucht  werden  (man 
kann  z.  B.  vieles  in  der  russischen  Feldgemeinschaft  ausser  dem 
Zusammenhange  mit  der  Institution  der  solidarischen  Haft  über- 
haupt nicht  verstehen).  Noch  weniger  aber  wäre  die  feldge- 
meinschaftliche Verfassung  ausserhalb  des  Zusammenhanges  mit 
dem  bestehenden  Wirthschaftssystem,  mit  den  klimatischen,  mit 
den  Bodenverhältnissen  zu  verstehen.  Begrifflich  stehen  alle 
diese  Factoren  der  Feldgemeinschaft  fern,  und  bei  einer  all- 
gemeinen Studie  über  die  Formen  der  feldgemeinschaftlichen 
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Yerfassungen  dürfen  sie  alle  nicht  anders  behandelt  Averden, 
denn  als  das  veränderliche  Milieu,  in  welchem  die  Feldgemein- 
schaft zu  leben  und  zu  wirthschaften  hat  und  welchem  sie  sich 
in  ihrer  Gestaltung  anpassen  muss. 

Fassen  wir  nun  die  eigentlichen  feldgemeinschaftlichen 
Beschränkungen  der  Eigenthumsrechte  der  einzelnen  Genossen 
ins  Auge,  so  können  wir  dieselben  in  drei  grosse  Kategorien 
ordnen,  je  nachdem  sie  die  Nutzungs-,  die  Yerfügungs-  oder 
die  Besitzrechte  betreffen.  Diese  drei  Hauptrichtungen  sind  für 
sich  zu  untersuchen. 

I.  Beschränkungen  der  Besitzrechte. 

§  2.  Das  Eingreifen  der  Gesammtheit  in  die  Besitzrechte 
der  Genossen  kann  zwei  Kichtungen  annehmen :  entweder  trifft 
es  das  Maass  des  Besitzes  oder  die  Art  des  Yerhältnisses  des 
einzelnen  Besitzers  zum  Objecte  .  seiner  Kechte.  Die  Feldge- 
meinschaft kann  das  Recht  haben,  die  Grösse  des  Grundbesitzes 
ihrer  Mitglieder  zu  bestimmen,  das  Maass  des  Besitzes  auch  gegen 
den  Willen  der  Interessenten  zu  ändern ;  sie  kann  aber  noch  in 
einer  anderen  Weise  in  die  Besitzrechte  der  Einzelnen  ein- 
greifen, dadurch  nämlich,  dass  sie  den  dauernden  Zusammen- 
hang des  Besitzers  mit  dem  konkreten  Grundstücke  löst. 

Der  Eingriff,  in  welchem  das  Recht  der  Gemeinschaft,  die 
Besitzgrösse  ihrer  Mitglieder  zu  bestimmen,  sich  äussert,  wird 
technisch  als  ümtheilung  bezeichnet.  Werden  bei  derselben 
die  Antheile  aller  Genossen  neu  festgestellt,  so  heisst  sie  eine 
allgemeine;  bleiben  die  Antheile  eines  Theils  der  Genossen 
ungeändert,  so  ist  die  ümtheilung  eine  partielle.  Selbstver- 
ständlich kommt  es  bei  dieser  Unterscheidung  nicht  auf  das 
thatsächliche  Gleichbleiben  der  Antheile  einzelner  Mitglieder  an, 
was  auch  bei  einer  allgemeinen  ümtheilung  nicht  ausgeschlossen 
ist,  sondern  lediglich  auf  die  Veränderung  der  Grundlage  der 
Besitzrechte  der  Genossen:  im  Falle  einer  allgemeinen  Üm- 
theilung werden  die  Antheilsrechte  aller  Mitglieder  von  diesem 
Beschlüsse  abgeleitet;  im  Falle  einer  partiellen  ümtheilung 
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fährt  ein  Theil  der  Mitglieder  fort,  seine  Rechte  auf  einen 
früheren  Beschluss  der  Gemeinschaft  zurückzuführen. 

§  3.  Die  Untersuchung  der  TJmth eilungen  kann  in  zwei 
Eichtungen  geführt  werden.  EntAveder  fasst  man  den  Vorgang 
selbst,  die  Gründe,  welche  die  Vornahme  einer  Umtheilung  hervor- 
rufen, ins  Auge,  oder  man  richtet  seine  Aufmerksamkeit  auf 
die  Formen,  welche  der  Vorgang  annimmt,  auf  die  Systeme, 
welche  von  der  Gemeinschaft  beim  Austheilen  des  Landes  unter 
die  Genossen  befolgt  werden.  Da  nun  die  Motive,  welche  die 
Vornahme  der  Umtheilung  bedingen,  im  engsten  Zusammen- 
hange mit  den  angewendeten  Vertheilungsprincipien  stehen,  so 
müssen  wir  zunächst  die  verschiedenen  Systeme  der  Vertheilung 
kennen  lernen. 

Es  lassen  sich  unter  denselben  zwei  Hauptgruppen  unter- 
scheiden: das  Land  wird  unter  die  berechtigten  Wirthschaften 
entweder  nach  Maassgabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  oder  nach 
Maassgabe  ihrer  Bedürfnisse  ausgetheiit.  Von  dem  Systeme  der 
Zuweisung  genau  gleicher  Antheile  an  alle  Wirthschaften  darf 
man  Avohl  absehen,  da  es  in  seiner  reinen  Gestalt,  in  welcher 
es  auf  der  Forderung  der  Gleichberechtigung  aller  Genossen 
beruht,  bloss  als  Uebergangsform  auftritt,  als  erster  roher  Ver- 
such der  Gesammtheit,  ihre  Macht  bei  der  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes zu  bethätigen  (vgl.  unten  Zweiter  Abschnitt,  1.  Kapitel); 
da,  wo  dies  System  sich  dauernd  behauptet,  beruht  es  entweder 
auf  der  Voraussetzung  der  Gleichheit  der  Bedürfnisse  (z.  B.  bei 
der  Zuweisung  gleich  grosser  Hofstätten,  bei  der  Austheilung 
gleich  grosser  Brennholzloose)  resp.  der  Leistungsfähigkeit  (Gleich- 
heit aller  Hufen  in  der  Villication),  oder  es  wird  durch  die 
praktischen  Schwierigkeiten  bei  der  Feststellung  der  Unterschiede 
bedingt  (z.  B.  bei  der  Austheilung  gleicher  Bauholzloose).  Be- 
zeichnend ist  es,  dass  dies  System  der  Vertheilung  fast  aus- 
schliesslich in  Bezug  auf  die  Waldnutzung  zur  Anwendung 
gelangt  (vgl.  unten  Dritter  Abschnitt,  1.  Kapitel,  §  5).  Dass 
es  dabei  gerade  auf  die  oben  hervorgehobenen  Momente  an- 
kommt, zeigt  drastisch  folgendes  Beispiel:  in  einer  Gemein- 
schaft des  Kreises  Belgorod  (Gouv.  Kursk)  wird  ein  Theil  der 
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Waldnutzuug  unter  alle  Wirthschaften  gleichmässig  und  der  Rest 
nach  der  Zahl  der  männlichen  Mitglieder  derselben  vertheilt; 
in  dieser  Gemeinschaft  ist  nämlich  das  Gewerbe  des  Radmachens 
sehr  verbreitet;  da  trifft  also  die  Voraussetzung  der  Gleichheit 
des  Bedürfnisses  nur  zum  Theil  zu,  denn  für  die  gewerblichen 
Zwecke  brauchen  natürlich  diejenigen  Wirthschaften,  welche 
mehr  Arbeitskräfte  haben,  mehr  Holz.^) 

Die  beiden  Verth eilungssysteme  lassen  mannigfaltige  An- 
wendungsformen zu.  Die  Yertheilung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit kann  entweder  auf  der  allgemeinen  Schätzung  der  ökono- 
mischen Kraft  der  Wirthschaft  beruhen,  wobei  alle  Momente, 
welche  dieselbe  beeinflussen  können  —  also  die  Zahl  der 
arbeitsfähigen  Mitglieder,  der  Yiehstand,  die  Gewerbseinkünfte 
u.  s.  w.  —  berücksichtigt  werden,  oder  es  können  einzelne  von 
diesen  Factoren,  namentlich  die  Arbeitskraft  und  der  Yiehstand, 
als  Grundlage  der  Bemessung  der  Antheile  herausgegriffen 
werden.  Wird  die  Arbeitskraft  gewählt,  so  kann  die  Yertheilung 
wiederum  verschiedene  Formen  annehmen.  Sie  kann  sich  nach 
der  Zahl  der  arbeitsfähigen  Mitglieder  männlichen  Geschlechtes 
richten  —  Yertheilung  nach  den  Arbeitern;  es  kommt  auch 
vor,  dass  nicht  der  Arbeiter  männlichen  Geschlechtes,  sondern 
das  Ehepaar  als  Einheit  der  Arbeitskraft  gilt  —  in  Russland 
heisst  dies  Yertheilung  nach  den  Tjaglo.  In  diesen  beiden  Fällen 
wird  das  Land  an  alle,  die  es  überhaupt  bekommen,  principiell 
in  gleicher  Quantität  zugewiesen.  Es  gibt  aber  Fälle,  wo  die 
Antheile  nicht  alle  gleich  sind.  Das  wichtigste  von  diesen 
Systemen  ist  dasjenige,  wo  ausser  der  vollen  Arbeitskraft  noch 
die  halben  Arbeiter  berücksichtigt  werden;  jedem  Knaben  von 
einem  gewissen  Alter  an  wird  Land  zugewiesen,  sein  Antheil 
wird  aber  verhältnissmässig  gering  bemessen;  mit  dem  Alter 
wächst  der  Antheil,  bis  er  an  der  unteren  Altersgrenze  der 
vollen  Arbeitsfähigkeit  sein  Maximum  erreicht;  auf  dieser 
Maximalhöhe  bleibt  die  Grösse  des  Antheils  stehen,  bis  die  obere 


^)  Vgl.  Blagowestschenski,  Tschetwertnoje  Prawo  (das  Viertelrecht). 

S.  440. 
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Altersgrenze  der  vollen  Arbeitsfähigkeit  erreicht  ist,  um  dann 
wieder  nach  und  nach  abzunehmen.  Als  Beispiel  mag  folgender 
Fall  dienen:  der  Knabe  von  12 — 13  Jahren  bekommt  ein  Viertel 
des  normalen  Antheils;  wird  er  15  Jahre  alt,  so  erhöht  sich  sein 
Antheil  auf  die  Hälfte;  zwischen  18  und  20  Jahren,  da,  wo  er 
sich  verheirathet,  wird  ihm  der  ganze  normale  Antheil  zugewiesen; 
den  behält  er  bis  er  55  Jahre  alt  wird,  zu  welcher  Zeit  der 
Antheil  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  wird;  im  Alter  von  60  Jahren 
fällt  auch  diese  Hälfte  weg. 

Hie  und  da,  freilich  selten,  werden  dabei  nicht  nur  die 
halben  Arbeiter  männlichen  Geschlechtes,  sondern  auch  die 
Frauen  berücksichtigt :  für  jede  weibliche  Arbeitskraft,  welche  der 
Wirthschaft  zur  Yerfügung  steht,  wird  ein  Bruchtlieil  des  An- 
theiles  zugewiesen. 

Aehnlich  wie  bei  der  Yertheilung  nach  den  Arbeitern 
kann  es  auch  bei  der  Tjaglo- Vertheil ung  Abweichungen  von 
der  strengen  Durchführung  des  Systems  geben:  die  Antheile 
derjenigen  Familien,  wo  verhältnissmässig  viele  unverheirathete 
arbeitsfähige  Mitglieder  sind,  werden  zuweilen  etwas  vergrössert. 

Ebenso  mannigfaltig  wie  die  Vertheilungsweisen,  welche 
auf  dem  Principe  der  Leistungsfähigkeit  beruhen,  sind  diejenigen, 
Avelche  den  Maassstab  der  Bedürfnisse  zur  Grundlage  haben. 
Die  Form,  wo  das  Princip  am  radikalsten  durchgeführt  ist,  ist 
die  der  Vertheilung  nach  der  Zahl  der  Familienglieder  ohne 
Rücksicht  auf  das  Geschlecht  und  Alter  —  Yertheilung  nach  der 
Zahl  der  Esser,  jedoki,  wie  es  im  Russischen  heisst. 

Weniger  genau  durchgeführt  ist  das  Bedürfnissprincip  da, 
wo  die  "Weiber  zwar  Land  bekommen,  aber  ihre  Antheile  geringer 
bemessen  werden  als  die  der  Männer.  In  dem  Falle,  wo  bloss 
die  männlichen  Mitglieder  Antheile  erhalten,  ist  das  Bedürfniss- 
princip bereits  stark  durchbrochen;  da  aber  das  Land  auch 
kleinen  Kindern  zugetheilt  wird,  so  sieht  man  doch  deutlich, 
dass  dabei  nicht  die  Leistungsfähigkeit  zu  Grunde  liegt,  sondern 
die  Voraussetzung,  dass  das  Verhältniss  der  Geschlechter 
nicht  zu  stark  von  einer  Familie  zu  der  andern  wechselt.  Es 
kommt  auch  vor,  dass  die  Weiber  insoweit  berücksichtigt  werden, 


2.  AEUSSERÜNGEN  DES  FELDGEMEINSCHAFTLICHEN  PRINCIPS.  15 

als  den  Familien,  in  welchen  das  weibliche  Element  reich- 
licher als  durchschnittlich  vertreten  ist,  etwas  mehr  Land  ge- 
geben wird. 

Die  Abweichungen  vom  Bedürfnissprincip  können  auch 
eine  andere  Kichtung  einschlagen:  es  wird  nicht  nur  das  Ge- 
schlecht, sondern  auch  der  Altersunterschied  berücksichtigt. 
Den  ganzen  kleinen  Kindern,  bis  zu  einem  Jahr,  vielleicht  auch 
bis  zu  2  oder  3  Jahren,  werden  häufig  keine  Antheile  gegeben. 
Auch  kommt  es  vor,  dass  bei  der  Festsetzung  der  Antheile  die 
Altersunterschiede  ähnlich  wie  bei  der  Yertheilung  nach  den 
Arbeitern  beachtet  werden;  nur  lehnt  sich  die  Yergrösserung 
der  Antheile  nicht  an  das  Wachsthum  der  Arbeitskraft  an;  statt 
von  der  unteren  Altersgrenze  der  vollen  Entwicklung  der  Arbeits- 
kraft an  auf  gleicher  Höhe  stehen  zu  bleiben  und  bei  den 
höchsten  Altersklassen  sogar  abzunehmen,  werden  die  Antheile 
bis  zu  den  höchsten  Altersgrenzen  vergrössert.  Dies  System 
wird  häufig  bei  der  Austheilung  des  Allmendlandes  in  Süd- West- 
Deutschland  angewandt,  wo  in  manchen  Gemeinden  bis  an  17 
Altersklassen  gebildet  werden.^) 

Es  kommt  sogar  vor,  wenn  auch  ganz  ausnahmsweise,  dass 
umgekehrt  die  jüngeren  Genossen  bevorzugt  werden.  Bücher 
erwähnt  eine  Gemeinde,  wo  bei  einer  festen  Anzahl  der  Wiesen- 
loose der  älteste  Besitzer  seinen  Antheil  aufgeben  muss,  sobald 
ein  Genosse  die  unterste  Altersgrenze  überschreitet,  bei  welcher 
die  Allmendberechtigung  beginnt.  ^) 

Neben  diesen  Fällen  der  Anwendung  des  Bedürfnissprincips, 
wo  die  Bedürfnisse  der  Menschen  berücksichtigt  werden,  müssen 
auch  Fälle  erwähnt  werden,  wo  die  Bedürfnisse  der  Wirthschaft 
selber,  ohne  Kücksicht  auf  die  davon  lebenden  Leute,  zum  Maass- 
stab bei  der  Yertheilung  genommen  werden.  So  wird  z.  B.  bei 
den  Nomaden  Transbaikaliens  das  umzäunte  Wiesenland  unter 
die  Wirthschaften  nach  dem  Yiehstande  vertheilt,  da  das  Bedürf- 
niss  der  Wirthschaft  an  Heu  selbstverständlich  durch  den  Viehstand 
gemessen  wird.  (Ygl.  unten  Dritter  Abschnitt,  Kapitel  II,  §  2.) 

^)  Bücher-Laveleye,  S.  204. 

2)  Bücher-Laveleye,  S.  222—223. 
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Ausser  den  charakterisirten  Systemen  der  VertlieiJung 
wird  von  vielen  Forschern  noch  eins  angeführt,  das  in  keine 
von  unseren  beiden  grossen  Kategorien  passt.  Das  ist  die  so 
genannte  Vertheilung  nach  üehereinkunft,  „nach  dem  Gewissen", 
wobei  Jedermann  so  viel  Land  bekommt,  wie  er  selbst  für 
zweckmässig  und  gerecht  hält.  Nach  meiner  Ansicht  darf  hier 
von  einer  Vertheilung  seitens  der  Gemeinschaft  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein :  denn  sie  theilt  ja  gar  nicht,  sondern  bestätigt  nur 
die  von  den  einzelnen  Genossen  erhobenen  Ansprüche;  sie  ver- 
zichtet auf  die  active  Rolle  und  lässt  ihr  Recht,  den  Besitzstand 
der  Genossen  zu  bestimmen,  einstweilen  ruhen.  Wird  aber  die 
Vertheilung,  wie  hier,  dem  freien  Spiel  der  Individualinteressen 
überlassen,  so  hat  dabei  der  Process  der  Feststellung  der  that- 
sächlichen  Besitzgrösse  ebenso  wenig  den  Charakter  eines  feld- 
gemeinschaftlichen Aktes,  wie  etwa  da,  wo  die  Verschiebungen 
in  der  Vertheilung  des  Besitzes  auf  dem  Wege  des  Pachtens 
und  Verpachtens  geschehen.  Insoweit  die  Gemeinschaft  in  die 
Vertheilung  aktiv  eingreift,  indem  sie  einzelnen  Wirthen  mehr 
Land,  als  sie  haben  möchten,  zuweist  oder  umgekehrt  von  dem, 
was  sie  beanspruchen,  Abzüge  macht,  vertritt  sie  stets  entweder 
das  Leistungsfähigkeits-  oder  das  Bedürfnissprincip.  Die  Ver- 
theilung nach  der  üehereinkunft  ist  somit  nicht  als  eigenartige 
feldgemeinschaf fliehe  Vertheilung  aufzufassen,  sondern  vielmehr 
als  ein  Analogen  zu  der  in  den  frühesten  Entwicklungsstufen  der 
Wirthschaft  vielfach  zu  treffenden  freien  Nutzung  bezw.  Occu- 
pation  (vgl.  unten  Zweiter  Abschnitt,  Kapitel  I,  §  2),  deren 
Wiederkehr  auf  der  höheren  Stufe  der  wirthschaftlichen  Ent- 
wicklung dadurch  bedingt  wird,  dass  der  Boden  den  Rentenwerth 
verUert.  (Vgl.  unten  S.  21—22.) 

Das  sind  die  verschiedenen  Systeme  der  Vertheilung  des 
gemeinsamen  Landes  unter  die  Genossen,  deren  Vorkommen 
nachweisbar  ist.  In  der  Wirklichkeit  sieht  man  sie  natürlich 
nicht  immer  in  ihren  reinen  Formen:  häufig  sind  es  Zwitter- 
formen, die  man  trifft;  die  Grundzüge  der  einzelnen  Typen 
scheinen  mir  jedoch  klar  und  fest  genug  zu  sein,  um  imsere 
systematische  Klassificirung  zu  gestatten. 
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§  4.  Wodurch  wird  nun  die  Feldgemeinschaft  bewogen, 
eins  dieser  Systeme  anzunehmen?  Welchen  Zwecken  entspricht 
ein  jedes  von  ihnen?  W.  Orlow,  dem  Vater  der  Statistik  der 
russischen  Landschaften,  gebührt  die  Ehre,  die  erste  auf  genauen 
Beobachtungen  beruhende  Antwort  auf  diese  Frage  gegeben 
zu  haben.  Er  hat  nachgewiesen,  dass  die  Vertheilung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  in  denjenigen  Gemeinschaften  geübt  wird, 
wo  die  auf  dem  Grrundbesitz  lastenden  Abgaben  den  Ertrag  des 
Bodens  übersteigen.  Dagegen  ist  da,  wo  die  Abgaben  den 
Bodenertrag  nicht  erreichen,  die  Vertheilung  nach  den  Be- 
dürfnissen üblich.  Die  Gemeinschaften,  endlich,  wo  die  Abgaben 
dem  Bodenertrage  ungefähr  gleich  stehen,  schwanken  zwischen 
den  beiden  Systemen;  häufig  wird  da  auch  die  Vertheilung 
nach  der  IJebereinkunft  angewandt  oder  ein  ziemlich  kom- 
plicirtes  System,  dem  die  Vertheilung  nach  der  Zahl  der  männ- 
lichen Mitglieder  zu  Grunde  liegt,  die  aber  nicht  streng  durch- 
geführt, sondern  durch  die  Berücksichtigung  der  Leistungs- 
fähigkeit modificirt  wird :  jede  Wirthschaft  darf  so  viele  An- 
theile  fordern,  wie  sie  männliche  Mitglieder  zählt;  wenn  sie 
aber  nicht  im  Staude  ist,  die  Abgaben  zu  tragen,  so  darf  sie 
auf  ein  entsprechendes  Quantum  Landes  verzichten;  das  Land, 
das  ihr  abgenommen  wird,  wird  den  kräftigeren  "Wirthschaften 
zugelegt.  Diesen  Zusammenhang  des  Vertheilungssystems  mit 
der  Höhe  der  Abgaben  hat  Orlow  an  der  Hand  der  Beobachtungen 
im  Moskauer  Gouvernement  aufgedeckt.  Der  Zusammenhang 
hat  sich  dann,  bei  der  Erweiterung  des  Beobachtungsfeldes 
auf  das  ganze  europäische  Eussland  und  auf  Sibirien,  glänzend 
bewährt. 

Der  Grund  dieses  Zusammenhanges  ist  nicht  schwer  ein- 
zusehen. Der  russische  Mir  pflegt  seine  Finanzen  auf  die 
Grundsteuer  zubasiren;  alle  Staats-  und  Gemeindesteuern  werden 
unter  die  einzelnen  Wirthe  nach  Maassgabe  ihrer  Berechtigungen 
an  der  Gemarkung  repartirt.  Uebersteigen  nun  die  Abgaben 
den  Ertrag  des  Bodens,  oder  auch  nur  den  üblichen  Pachtzins, 
so  hat  jeder  Genosse  Interesse  daran,  möglichst  wenig  Land 
von  der  Gemeinschaft  zu  bekommen:  er  kann  ja  das,  was  er 
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braucht,  unter  günstigeren  Bedingungen  pachten,  und  selbst  im 
schlimmsten  Falle,  wenn  er  kein  Land  zu  pachten  findet,  ist 
es  für  ihn  Yortheilhafter,  den  landwirthschaftlichen  Betrieb  ein- 
zuschränken. Andererseits  muss  die  G-emeinschaft  die  auf  ihrem 
Grundbesitze  lastenden  Steuern  aufbringen ;  durch  Verpachtung 
könnte  sie  das  nicht;  es  gibt  kein  anderes  Mittel,  als  das  Land 
den  einzelnen  Mitgliedern  gegen  Entrichtung  entsprechend  hoch 
bemessener  Abgaben  zuzuweisen.  Dabei  hat  sie  ein  unmittel- 
bares Interesse  daran,  dass  gerade  die  kräftigeren  Wirthschaften, 
welche  im  Stande  sind,  die  erforderlichen  Summen  aus  irgend 
einer  Erwerbsquelle  aufzubringen,  mehr  Land  bekommen.  Hätte 
ein  ökonomisch  schwacher  Hof  zu  viel  Land  erhalten,  so  würde 
er  die  Last  nicht  aushalten  können,  das  Ergebniss  wäre  der 
Euin  der  Wirthschaft  und  die  Verminderung  der  zahlungs- 
fähigen Mitglieder  der  Gfemeinschaft ;  selbst  die  Steuerrückstände 
müssten  schliesslich  doch,  namentlich,  weil  die  solidarische  Haft 
besteht  (was  unter  solchen  Verhältnissen  wohl  die  Kegel  sein 
wird),  auf  die  kräftigeren  Wirthschaften  fallen.  Deshalb  geht 
die  Gfemeinschaft  bei  der  Zuweisung  von  Land  sehr  Yorsichtig 
Yor  und  lässt  solche  Wirthschaften  mehr  Land  übernehmen, 
welche  entweder  kapitalkräftig  sind  (was  in  den  bäuerlichen 
Verhältnissen  reichlich  mit  Vieh  Yersehen  heisst),  oder  über 
Yiele  Arbeitskräfte  verfügen,  so  dass  sie  die  nöthigen  Mittel  aus 
den  Nebenerwerben  schöpfen  können.  Da  aber  Niemand  mehr 
Land  haben  will,  als  ihm  die  Gfemeinschaft  zuweist,  so  entsteht 
eben  die  Vertheilung  nach  der  Leistungsfähigkeit. 

Dies  System  ist  also  das  Erzeugniss  der  den  Bodenertrag 
übersteigenden  Abgaben  vom  Grundbesitz.  Es  drängt  sich 
sofort  die  Erage  auf,  wie  ein  solches  Missverhältniss  der  Ab- 
gaben zu  dem  Bodenertrage  entstehen  kann.  Da  gibt  es  zwei 
Möglichkeiten.  Entweder  entspringen  die  überhohen  Abgaben 
dem  privatrechtlichen  Verkehr  und  stellen  sich  etwa  als  Resultat 
einer  auf  zu  kurze  Zeit  berechneten  Amortisation  der  Hypothekar- 
schuld dar,  oder  sie  werden  vom  Staate  als  Steuern  erhoben. 
Dies  letztere  ist  selbstverständlich  nur  unter  der  Voraussetzung 
der  rechtlichen,  allerdings  wohl  auch  der  thatsächlichen  Ge- 
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bundenheit  der  Bauernschaft  an  die  Scholle  möglich.  Darf  und 
kann  der  Bauer  sein  Grundstück  verlassen,  so  wird  er  es 
natürhch  auch  thun,  wenn  man  ihn  mehr  zu  zahlen  zwingt, 
als  sein  Grundstück  einbringt.  Die  beiden  Momente  können 
auch  zusammenwirken,  wie  das  z.  B.  in  Russland  thatsächlich 
der  Fall  ist,  wo  zu  den  eigentlichen  Steuern  sehr  hoch  berechnete 
und  in  Steuerform  erhobene  Abzahlungen  für  das  den  Bauern 
bei  der  Befreiung  zugewiesene  Land  hinzukommen. 

Mcht  nur  die  Wahl  des  Princips,  auch  die  Wahl  der 
Form,  welche  das  Princip  anzunehmen  hat,  wird  durch  die 
überhohen  Abgaben  bedingt.  Je  mehr  die  Abgaben  den  Boden- 
ertrag übersteigen,  desto  verhängnissvoller  wird  die  Lage,  desto 
mehr  muss  sich  die  Gemeinschaft  anstrengen,  desto  schärfer 
muss  sie  aufpassen,  dass  jede  Zahlungsfähigkeit  zum  Tragen  der 
Last  herangezogen  werde.  Die  Gemeinschaften,  welche  bei  einer 
massigen  Differenz  der  Abgaben  und  des  Bodenertrages  bloss  den 
vollen  Arbeitern  Land  zuweisen,  fangen  an,  sobald  die  Differenz 
grösser  wird,  auch  den  Halbarbeitern  Land  zuzuwälzen ;  nament- 
lich kommt  es  da  vor,  wo  auch  halberwachsene  Knaben  erwerbs- 
fähig sind  (z.  B.  im  Moskauer  Gouvernement  in  den  Fabrik- 
districten,  dagegen  in  den  ländlichen  Bezirken  nicht).  Dabei 
wird  die  Yertheilung  nach  den  Arbeitern  mit  Berücksichtigung 
des  Alters  angewandt:  die  vollen  Arbeiter  bekommen  einen 
ganzen  Antheil,  die  halben  —  Kinder  und  Greise  —  einen 
Bruchtheil  des  Antheils,  der  desto  grösser  ist,  je  näher  sie  an 
den  Grenzen  des  Arbeitsalters  stehen.  Charakteristisch  ist  es, 
dass  die  unterste  Grenze  des  Arbeitsalters  vielfach  von  dem 
Alter  der  Berufung  zum  Militärdienst  abhängig  ist;  so  wird  sie 
in  Russland,  wo  man  mit  21  Jahren  militärpflichtig  wird,  häufig 
zu  22  bis  23  Jahren  festgesetzt:  der  Sohn,  welcher  im  Heere 
dient,  mag  er  auch  im  Genüsse  der  vollsten  Arbeitskraft  stehen, 
ist  ja  kein  Arbeiter,  keine  Stütze  der  Wirthschaft.  In  den  Ge- 
meinschaften, wo  kleine  Kinder  guten  Erwerb  haben,  wird  das 
Alter,  von  dem  an  der  Knabe  Land  zu  bekommen  hat,  ver- 
hältnissmässig  niedrig  genommen;  so  wird  es  z.  B.  im  Kreise 
Kaljasin  allgemein  mit  15  Jahren  angesetzt;  in  zwei  Wolosts 
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aber,  wo  die  Schuhindustrie  stark  entwickelt  ist,  bei  welcher 
auch  die  kleineren  Knaben  thätig  sind,  mit  13  Jahren;  in  einer 
Gemeinschaft  daselbst  kommt  die  Tendenz  noch  klarer  zum 
Ausdruck,  es  werden  hier  nicht  alle  Knaben  von  diesem  Alter 
an  mit  Land  ausgestattet,  sondern  nur  diejenigen,  welche  bei 
einem  Schuhmachermeister  gegen  Lohn  arbeiten.  Geht  es  nicht 
mit  der  Besteuerung  der  Arbeitskraft  allein,  lässt  sich  nicht  auf 
diesem  Wege  der  ganze  Betrag  der  zu  leistenden  Steuern 
füglicherweise  herausschlagen,  so  zieht  man  zum  Tragen  der 
Last  auch  das  Kapital  heran :  es  wird  denjenigen  Wirthschaften, 
welche  bei  einer  gegebenen  Arbeiterzahl  mehr  Yieh  besitzen, 
mehr  Land  zugewiesen.  Keicht  auch  das  nicht  zu,  so  schätzt 
man  die  ökonomische  Kraft  der  Wirthschaften  unter  Berück- 
sichtigung aller  dieselbe  beeinflussenden  Momente  ab  und  ver- 
theilt  dann  das  Land  entsprechend  dieser  Schätzung.  Was  für 
feine,  des  schneidigsten  Finanzministers  würdige  Einfälle  dabei 
dem  hungernden  Bauern  mitunter  in  den  Kopf  kommen,  kann 
wohl  der  folgende  Eall  zeigen :  in  einer  Gemeinschaft  des  Kreises 
Chwalinsk  bekommt  jeder  Knabe  mit  dem  zurückgelegten  18 
Jahr  einen  vollen  Antheil ;  sobald  er  sich  verheirathet,  wird  er 
mit  anderthalb  Antheiien  ausgestattet;  falls  er  aber  seine  Hof- 
stätte  in  der  Nähe  des  Marktplatzes  hat  und  von  dieser  Nachbar- 
schaft Yortheile  zieht,  muss  er  sich  die  Zuweisung  zweier 
voller  Antheile  gefallen  lassen. 

In  derselben  Weise,  wie  übermässig  hohe  Abgaben,  können 
überhaupt  alle  die  Momente  wirken,  welche  den  Grundbesitz 
zur  Last  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  machen.  Im  Kreise 
Nischni-Nowgorod  gibt  es  Gemeinschaften,  welche  zwischen 
verschiedenen  Yertheilungssystemen  wechseln  im  Zusammen- 
hange damit,  was  momentan  mehr  Yortheil  bringt,  das  Gewerbe 
oder  die  Landwirthschaft.  Ist  die  Konjunctur  so,  dass  das 
Gewerbe  besseren  Ertrag  gibt,  so  wird  der  Grundbesitz,  für 
welchen  immer  doch  gewisse,  wenn  auch  die  Höhe  des  Boden- 
ertrages nicht  erreichende  Abgaben  zu  entrichten  sind,  zur  Last, 
da  die  Bevölkerung  dieser  Gemeinden  Wandergewerbe  treibt, 
die  mit  der  Landwirthschaft  nicht  gut  zu  verbinden  sind.  Man 
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will  SO  wenig  wie  möglich  Land  haben,  und  der  Gremeinschaft 
bleibt  nichts  übrig,  als  das  Land  zwangsweise  den  Wirthschaften 
nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  aufzubürden.  Es  scheint  allerdings, 
dass  der  Ausweg  nahe  läge,  das  Land  zu  verpachten:  vielleicht 
geschieht  es  deshalb  nicht,  weil  in  solchen  Jahren  keine  Pächter 
zu  finden  sind,  da  die  ganze  Gegend  dieselben  Verhältnisse  hat. 

Das  sind  die  Motive,  welche  die  Wahl  des  Yertheilungs- 
systems  da  bestimmen,  wo  die  Abgaben  den  Bodenertrag  über- 
steigen, w^o  der  Grundbesitz  eine,  wenn  ich  den  Ausdruck  wagen 
darf,  negative  Grundrente  abwirft.  Hört  nun  die  Rente  auf 
negativ  zu  sein,  sind  also  die  Abgaben  dem  Pachtzins  ungefähr 
gleich,  so  verlieren  diese  Momente  ihre  Kraft.  Der  Grundbesitz 
ist  unter  diesen  Umständen  keine  schwere  Last  mehr;  hat  man 
für  die  Nutzung  des  gemeinschaftlichen  Landes  nicht  mehr  zu 
zahlen,  als  der  ortsübliche  Pachtzins  beträgt,  so  wird  man  das 
feldgemeinschaftliche  Land  wohl  vorziehen,  schon  Aveil  es  meistens 
näher  an  den  "Wohnstätten  liegt.  Da  drückt  also  die  Nothwendig- 
keit,  für  die  Unterbringung  des  Landes  zu  sorgen,  nicht  auf 
die  Gemeinschaft ;  der  Zwang  zur  Uebernahme  der  Grundstücke 
ist  überflüssig;  es  finden  sich  immer  Leute,  welche  das  Land 
freiwillig  übernehmen.  Andererseits  kann  es  unter  diesen  Um- 
ständen zu  einem  scharfen  Interessenconflicte  unter  denjenigen 
Genossen,  welche  das  gemeinschaftliche  Land  haben  wollen, 
nicht  wohl  kommen,  da  die  Uebernahme  der  gemeinschaftlichen 
Grundstücke  keinen  sehr  grossen  Vorzug  vor  dem  Pachten 
auswärtigen  Landes  hat.  Das  führt  zur  Vertheilung  der  Ge- 
markung nach  Uebereinkunft:  die  Gemeinschaft  tritt  zurück, 
und  jeder  Genosse  nimmt  nach  selbstständiger  Schätzung  des 
eigenen  Interesses  so  viel  Land,  als  ihm  passt.  Bloss  wenn  die 
Nachfrage  nach  dem  gemeinschaftlichen  Lande  sich  mit  dem 
Angebot  nicht  deckt,  wenn  also  weniger  oder  mehr  Land  bean- 
sprucht wird,  als  überhaupt  da  ist,  macht  die  Gesammtheit  ihre 
Rechte  geltend,  indem  sie  den  leistungsfähigeren  Wirthen  mehr 
Land  aufbürdet,  als  sie  haben  wollten,  oder  umgekehrt  die  An- 
sprüche derer,  die  sehr  viel  fordern,  herabsetzt.  Es  ist  aber 
in  der  Regel  kein  grosser  Spielraum  für  das  Eingreifen  der 
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Gemeinschaft  da;  so  wird  z.  B.  aus  dem  Kreise  Ostrogoschsk 
folgender  Fall  der  Yertheilung  nach  der  Uebereinkunft  in  einer 
Feldgemeinschaft  mitgetheilt:  102  Wirthschaften  haben  genau 
so  viel  Land  beansprucht,  wie  der  Zahl  der  männlichen  Mit- 
glieder der  Familie  entsprach,  und  haben  ohne  weiteres  so  viel 
bekommen;  67  Wirthe  haben  weniger  Land,  als  ihrem  Familien- 
stande entsprach,  und  zwar  insgesammt  um  Vs  weniger  bean- 
sprucht und  bekommen ;  3  Wirthe  haben  zusammen  um  Vs  mehr 
Land  haben  wollen,  als  sie  nach  dem  Familienstande  bekommen 
hätten,  und  die  Gemeinschaft  hat  es  ihnen  auch  gegeben;  nur 
18  Wirthen  hat  die  Gemeinschaft  zwangsweise  mehr  Land  zu- 
gewiesen, als  sie  haben  wollten. 

Fassen  wir  jetzt  den  Fall  ins  Auge,  dass  der  Bodenertrag 
die  Abgaben  übersteigt.  Hier  wird  natürlich  der  Grundbesitz 
nicht  als  Last  empfunden;  man  strebt  nicht  danach,  sich  von 
ihm  zu  befreien;  im  Gegentheil  sucht  jedermann  so  viel  wie 
möglich  Land  von  der  Gemeinschaft  zu  bekommen.  Kann  der 
Bauer  kraft  irgend  eines  Missstandes  (z.  B.  weil  er  momentan 
kein  Inventar  oder  kein  Arbeitsvieh  besitzt,  oder  Aveil  keine 
Arbeitskräfte  in  der  Familie  sind,  welche  zum  Ackerbau  ver- 
wendet werden  könnten)  das  Land  nicht  selbst  bestellen,  so 
kann  er  es  verpachten  oder  durch  Lohnarbeiter  bestellen  lassen. 
Was  die  Gemeinschaft  anbelangt,  so  hat  sie  unter  diesen  Ver- 
hältnissen kein  unmittelbares  Interesse  daran^  dass  die  einen 
und  nicht  die  anderen  Wirthschaften  das  Land  bekommen:  die 
Steuern  werden  im  schlimmsten  Falle  leicht  auf  dem  Wege  der 
Verpachtung  aufgebracht.  Höchstens  kann  die  Pflicht  der  Armen- 
unterstützung, wenn  dieselbe  auf  der  Feldgemeinschaft  lastet, 
die  Gemeinschaft  dazu  bewegen,  den  tiefer  stehenden  Wirth- 
schaften Land  zuzuweisen,  theils  als  directe  Erfüllung  dieser 
Pflicht,  theils  aus  prophylaktischen  Bücksichten.  Wie  das  Land 
unter  die  anderen  Genossen  vertheilt  ist,  ist  der  Gemeinschaft 
als  solcher  völlig  gleichgültig.  Wenn  also  in  dem  Falle,  wo 
die  Abgaben  den  Bodenertrag  übersteigen,  bestimmte  Verthei- 
lungssysteme  der  Feldgemeinschaft  durch  den  Selbsterhaltungs- 
trieb gleichsam  aufgezwungen  werden,  so  hat  die  Gemeinschaft 
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da,  WO  die  Abgaben  den  Ertrag  nicht  erreichen,  freie  Hand; 
hier  ist  jedes  System  der  Yertheilung  durchführbar,  keines  be- 
droht die  Existenz  der  Gemeinschaft.  Was  für  ein  System 
gewählt  wird,  hängt  davon  ab,  welches  den  Interessen  einer 
Bevölkerangsklasse  entspricht,  die  gross  genug  für  die  Majoritäts- 
bildung ist.  Eine  der  Modalitäten  der  Yertheilung  nach  der  Leist- 
ungsfähigkeit wird  es  in  keinem  Falle  sein,  da  keine  Interessen 
daran  hängen.  Fassen  wir  also  die  verschiedenen  Modalitäten 
der  Yertheilung  nach  den  Bedürfnissen  ins  Auge;  betrachten 
wir,  welche  Interessen  von  jeder  derselben  begünstigt  werden. 

Was  die  Yertheilung  nach  den  Essern  anbelangt,  so  ist 
es  klar,  welchen  Interessen  sie  genehm  ist.  Selbstverständlich 
sind  die  grösseren  Familien  zu  diesem  System  geneigt.  Natür- 
lich sind  auch  die  Frauen  dafür.  Die  Yertheilang  nach  den 
Essern  kommt  auch  thatsächlich  da  zur  Anwendung,  wo  die 
Frauen  einen  grösseren  Einfluss  auf  die  Gremeindeangelegen- 
heiten  gewinnen.  Interessante  Beobachtungen  sind  darüber  im 
Gouv.  Wladimir  angestellt  worden.  In  vier  Gemeinschaften, 
wo  das  System  angewendet  wird,  haben  es  offenkundig  die 
Frauen  erfochten;  die  Männer  gestehen  da,  dass  sie  von  den 
Weibern  im  Kampfe  um  das  Land  besiegt  worden  sind.  Der 
Beobachter  (S.  Charisomenoff)  giebt  auch  eine  interessante  Er- 
klärung für  diesen  Sieg  der  Frauenpartei.  Er  setzt  denselben 
mit  der  Yerbreitung  des  Leinbaus  in  der  Gegend  in  Zusammen- 
hang. Yom  Ertrage  der  mit  Lein  bestellten  Aecker  wird  ein 
Theil  verkauft,  aus  dem  übrigen  hat  die  Hausfrau  den  Mann 
und  die  Kinder  zu  bekleiden;  der  Rest  steht  ihr  zur  Yerfügung, 
sie  darf  ihn  verarbeiten  und  verkaufen,  und  der  Erlös  wird 
bereits  nicht  als  Familien-,  sondern  als  ihr  besonderes  Eigen- 
thum angesehen.  (Man  vergesse  dabei  nicht,  dass  es  sich  um 
die  grosse  patriarchahsche  Familie  handelt,  innerhalb  welcher 
der  Mann  mit  Frau  und  Kindern  eine  gewisse  Einheit  für  sich 
bildet.)  Haben  nun  diese  Reste  einen  grösseren  Betrag  gebildet, 
so  verwendet  sie  die  Frau  häufig  auf  die  Pacht  eines  besonderen 
Ackers,  den  sie  ganz  selbstständig  bewirthschaftet.  Diesen  Acker 
bestellt  sie  wiederum  mit  Lein,  und  der  Ertrag  steht  ihr  dann 
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ohne  jeden  Abzug  zur  Verfügung.  Auf  diese  Weise  gewinnt 
die  Frau  eine  unabhängige  Stellung  im  Betriebe  der  Landwirth- 
schaft.  Das  führt  zur  Anerkennung  ihrer  Rechte  auch  auf  die 
antheilsmässige  Nutzung  des  gemeinsamen  Landes. 

Zu  dieser  Erklärung  Charmisomenoffs  muss  hinzugefügt 
werden,  dass  in  vielen  G-egenden  des  Gouv.  Wladimir  die  männ- 
liche Bevölkerung  Wandergewerbe  treibt,  durch  welche  sie  im 
Sommer  von  der  Heimath  fern  gehalten  wird:  unter  solchen 
Verhältnissen  pflegen  nun  vielfach  die  landwirthschaftlichen 
Arbeiten,  mit  Ausnahme  vielleicht  der  Mahd,  von  den  Weibern 
besorgt  zu  werden.  Es  liegt  also  die  Yermuthung  nahe,  dass 
der  Einfluss  der  Frauen  in  agrarischen  Angelegenheiten  eben 
darauf  zurückzuführen  ist,  dass  der  ganze  landwirthschaf fliehe 
Betrieb  auf  der  Frauenarbeit  beruht. 

Dass  die  Frauen  allgemein  der  Vertheilung  nach  den  männ- 
lichen Seelen  nicht  zugeneigt  sind,  lässt  sich  leicht  begreifen. 
Bei  dieser  Vertheilung  bekommen  ja  die  Wirthschaften,  wo 
relativ  viele  Weiber  sind,  verhältnissmässig  weniger  Land.  Mit 
der  Zeit  gleicht  sich  das  allmählich  aus,  da  die  physiologischen 
Factoren,  welche  die  Vertheilung  der  Bevölkerung  nach  dem 
Geschlechte  bestimmen,  in  allen  Wirthschaften,  in  landreichen, 
wie  in  landarmen,  ziemlich  gleichmässig  wirksam  sind.  Wird 
nun  die  Umtheilung  nach  den  männlichen  Seelen  später  wieder- 
holt, so  wird  die  Ungleichheit  von  neuem  hergestellt.  Deshalb 
sind  die  Frauen,  wenn  sie  nicht  im  Stande  sind,  die  Vertheilung 
nach  den  Seelen  beiderlei  Geschlechtes  durchzusetzen,  oft  über- 
haupt gegen  jede  Umtheilung. 

Was  bezwecken  nun  die  Abweichungen  vom  Seelenprincip  ? 
Was  zunächst  den  Ausschluss  der  ganz  kleinen  Kinder  anbe- 
langt, so  wird  er  vor  allem  durch  die  grosse  Kindersterblichkeit 
bedingt :  werden  nämlich  bei  der  Umtheilung  auch  die  kleinsten 
Kinder  berücksichtigt,  so  steht  zu  erwarten,  dass  die  factische 
Vertheilung  des  Grundbesitzes  bereits  nach  einer  ganz  kurzen 
Zeit  dem  Familienstande,  d.  h.  dem  als  Grundlage  der  Ver- 
theilung geltenden  Princip,  nicht  mehr  entsprechen  wird,  da 
manche  Wirthschaften,  welche  im  Augenblicke  der  Umtheilung 
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viele  Kinder  hatten,  durch  das  Absterben  der  Kinder  auf  einen 
geringen  Familienstand  reducirt  werden.  Um  das  angenommene 
Princip  aufrecht  zu  erhalten,  hätte  man  also  die  Umtheilungen 
sehr  oft  zu  wiederholen.    Das  sucht  man  aber  zu  vermeiden. 

Ein  anderer  Grund  für  die  Ausschliessung  der  ganz  kleinen 
Kinder  wird  durch  die  Kücksicht  auf  deren  geringe  Bedürfnisse 
gegeben.  Diesem  Motiv  sucht  man  manchmal  auch  dadurch 
gerecht  zu  werden,  dass  man  die  kleinen  Kinder  nicht  ganz 
ausschliesst,  sondern  ihre  Antheile  mehr  oder  weniger  herabsetzt. 

Das  Anwachsen  der  Antheile  mit  dem  Alter  wird  von  den 
älteren  Wirthen  befürwortet,  namentlich  von  den  Familienältesten 
aus  dem  Grunde,  weil  dadurch  die  jüngeren  Familienmitglieder 
von  der  Errichtung  selbstständiger  Wirthschaften  abgehalten 
werden. 

Ein  anderes  Moment,  das  die  ungleichmässige  Behandlung 
verschiedener  Altersklassen  räthlich  macht,  ist  die  mit  dem 
Anwachsen  der  Bevölkerung  nothwendigerweise  immer  weiter 
gehende  Yerkleinerung  der  Antheile.  Will  man  unbedingt  allen 
Mitgliedern  der  Gemeinschaft  gleiche  Antheile  zukommen  lassen, 
so  ist  man  gezwungen,  die  Antheile  immer  geringer  zu  bemessen, 
da  die  zu  vertheilende  Bodenfläche  nicht  wächst.  Da  kann 
es  schliesslich  dazu  kommen,  dass  die  Antheile  unter  die  Grösse 
sinken,  welche  bei  den  gegebenen  Verhältnissen  als  das  wirth- 
schaftlich  zulässige  Minimum  gilt.  Um  dem  vorzubeugen,  statuirt 
man,  dass  die  Zahl  der  Antheile  und  also  auch  die  Grösse 
derselben  unveränderlich  bleibe.  Als  nothw endiges  Correlat 
erscheint  dann  der  Ausschluss  eines  Theils  der  Genossen  von 
der  IS^utzung  des  gemeinschaftlichen  Landes.  Meistens  (namentlich 
vielfach  in  Süd-Deutschland,  auch  in  Kussland  hie  und  da)  wird 
dies  in  der  Weise  gemacht,  dass  die  jüngeren  Genossen  erst 
dann  einen  Antheil  bekommen,  wenn  ein  solcher  durch  den  Tod 
oder  die  Auswanderung  eines  älteren  Mitgliedes  frei  wird. 
Manchmal  wird  dabei  der  auf  einen  Antheil  wartende  Genosse 
von  der  Gemeinschaft  entschädigt,  häufiger  lässt  man  ihn  ohne 
jede  Entschädigung  für  den  Ausfall  der  Nutzung  einfach  warten. 
Andererseits  kommt  es  allerdings  vor,  nämlich  in  manchen  Ge- 
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meinschaften  auf  Java,  speziell  bei  bewässerten  Reisfeldern,  dass 
die  Genossen  sich  im  Besitze  der  Parzellen  jährlich  ablösen, 
so  dass,  wenn  einer  in  einem  gegebenen  Jahre  kein  G-rundstück 
bekommen  hat,  ihm  im  nächsten  Jahre  eine  Parzelle  zufällt, 
und  an  seine  Stelle  ein  anderer  Genosse,  wiederum  auf  die 
Dauer  eines  Jahres,  von  der  Nutzung  ausgeschlossen  wird,  wobei 
also  den  älteren  Genossen  keine  Vorzüge  zu  Theil  werden, 

Zum  Schluss  will  ich  noch  erwähnen,  dass  für  die  Wahl 
des  Yertheilungssystems  natürlich  die  Grösse  des  Grundbesitzes 
der  Gemeinschaft  von  maassgebender  Bedeutung  ist.  Je  mehr 
die  Gemeinschaft  Land  hat,  desto  breiter  wird  der  Kreis  der 
berechtigten  Personen  bei  der  Umtheilung  gezogen.  Der  "Wider- 
stand derjenigen  Genossen,  welche  den  engeren  Kreis  bilden, 
gegen  die  Erweiterung  ist  in  diesem  Falle  nicht  so  hartnäckig. 
Wir  sehen  demnach  auch,  dass  die  Yertheilung  nach  den  Seelen 
beiderlei  Geschlechtes  fast  ausschliesslich  in  den  landreicheren 
Gemeinschaften  vorkommt.  In  den  landarmen  sucht  man  dagegen 
sogar  bei  der  Yertheilung  nach  den  männhchen  Seelen  den 
Divisor  wo  möglich  noch  weiter  herabzusetzen.  Im  Kreise 
Berdjansk  hat  es  z.  B.  Fälle  gegeben,  dass  die  Feldgemeinschaften, 
um  der  Yerkleinerung  der  Antheile  entgegenzuarbeiten,  bei  der 
neuen  Umtheilung  nur  denjenigen  Männern  Land  zugewiesen 
haben,  welche  bei  der  vorhergehenden  Umtheilung  bereits  einen 
Antheil  bekommen  hatten;  es  werden  also  diejenigen  Männer, 
welche  seit  der  letzten  Umtheilung  gestorben  sind,  gestrichen, 
ohne  dass  an  ihre  Stelle  diejenigen  gesetzt  würden,  welche  in- 
zwischen geboren  sind,  was  dem  feldgemeinschaftliclien  Yer- 
hältnisse  einen  eigenthümlichen  tontinenartigen  Anstrich  verleiht. 

§  5.  Nachdem  wir  nun  die  verschiedenen  Systeme  der 
Yertheilung  kennen  gelernt  haben,  können  wir  zur  Untersuchung 
der  Frage  übergehen,  wie  die  Gemeinschaft  zum  Entschlüsse 
einer  allgemeinen  Umtheilung  kommt.  Zwei  Fälle  müssen  dabei 
auseinander  gehalten  werden.  Entweder  wird  die  Umtheilung 
deshalb  vorgenommen,  weil  man  bereits  bei  der  vorhergehenden 
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Umtheilung  die  G-eltungsdauer  bestimmt  hatte,  oder  deslialb, 
weil  sie  in  dem  Augenblicke  der  Gesammtheit  oder  der  Mehr- 
heit der  Genossen  erwünscht  scheint.  Fassen  wir  zunächst 
diesen  zweiten  Pall  ins  Auge. 

lieber  die  Gemeinschaften,  wo  die  Vertheilung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  stattfindet,  brauche  ich  nicht  viel  zu  reden. 
Dieselbe  traurige  Nothwendigkeit,  den  Betrag  der  Steuern  heraus- 
zuschlagen, welche  ihnen  das  Yertheilungssystem  auferlegt, 
bewirkt  auch  die  Vornahme  der  Umtheilungen  in  nicht  allzu 
weiten  Zwischenräumen.  Die  Vertheilung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit verfolgt  den  Zweck,  die  Harmonie  zwischen  der  Zahlungs- 
fähigkeit der  Wirthschaften  und  der  Abgabenhöhe,  d.  h.  zwischen 
der  ökonomischen  Kraft  und  dem  Grundbesitz,  da  die  Abgaben 
Yom  Grund  und  Boden  entrichtet  werden,  herzustellen.  Bleibt 
nun  die  Umtheilung  lange  aus,  so  wird  diese  Harmonie  gestört. 
In  einer  Wirthschaft  z.  B.  sterben  arbeitsfähige  Mitglieder,  in 
einer  anderen  fällt  das  Vieh;  da  brennt  der  Hof  ab,  dort  wird 
ein  Pferd  gestohlen;  andererseits  gibt  es  Wirthschaften,  wo 
Kinder  heranwachsen,  Söhne  vom  Militär  zurückkehren  u.  s.  w. 
Es  entsteht  also  ein  Missverhältniss  zwischen  den  Lasten  und 
den  Kräften  der  einzelnen  Wirthschaften :  es  sind  Wirthschaften 
da,  welche  mehr  zu  leisten  im  Stande  sind,  und  andererseits 
solche,  denen  die  Belastung  unerträglich  geworden  ist.  Diese 
fordern  nun,  dass  man  ihre  Abgaben  herabsetze  und  ihnen  dem- 
entsprechend einen  Theil  des  Grundbesitzes  abnehme,  d.  h.  dass 
man  eine  Umtheilung  vornehme.  Die  Gemeinschaft  muss  nach- 
geben, da  es  ihren  eigenen  Interessen  widerspricht,  ihren  Mit- 
gliedern so  hohe  Zahlungen  aufzulegen,  dass  sie  dieselben  nicht 
tragen  können. 

Complicirter  ist  der  Vorgang  da,  wo  die  Vertheilung  nach 
den  Bedürfnissen  üblich  ist.  Hier  ist  man  in  Bezug  auf  die 
Wahl  des  Momentes,  wann  eine  Umtheilung  vorzunehmen  sei, 
ebenso  wenig  gebunden,  wie  in  Bezug  auf  die  Wahl  des  Ver- 
theilungssystems.  Hier  kommt  es  lediglich  darauf  an,  dass  die 
Anhänger  der  Idee  der  neuen  Umtheilung  die  zur  Vornahme 
erforderliche  Majorität  —  in  Kussland  von  2/3  der  Stimm- 
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berechtigten  —  zusammenbringen.  Die  Trage  nach  der  Vornahme 
der  ümtheilung  löst  sich  also  in  eine  andere  anf,  nämlich  in 
die  nach  den  Motiven,  welche  die  Parteinahme  für  oder  gegen 
die  ümtheilung  bestimmen,  und  nach  den  Momenten,  welche 
der  zur  Ümtheilung  sich  neigenden  Partei  das  Ueberge wicht 
in  der  Gemeinschaft  verschaffen. 

Das  wichtigste  Interesse  in  diesem  Spiel  ist  nun  zweifellos 
das  der  Vergrösserung  bezw.  NichtVerminderung  des  Grund- 
besitzes. Um  die  Parteibildungen  zu  verstehen,  müssen  wir  also 
vor  allem  feststellen,  wer  in  der  Gemeinschaft  und  in  welchem 
Maasse  er  von  der  ümtheilung  in  der  einen  und  wer  in  der 
anderen  Weise  getroffen  wird.  Damit  nun  die  Aufmerksamkeit 
des  Lesers  durch  die  vielen  Einzelheiten  dieser  factischen  Vor- 
frage nicht  vom  Hauptthema  abgelenkt  werde,  lasse  ich  die 
eingehende,  auf  statistischer  Analyse  beruhende  Behandlung  der 
Frage  in  einem  besonderen  Anhange  (siehe  unten  Anhang  IV) 
folgen  und  führe  hier  nur  die  wichtigsten  Ergebnisse  dieser 
Untersuchung  an,  insoweit  sie  unsere  Hauptfrage  direct  berühren. 

Die  nächste  Wirkung  der  ümtheilung  ist  stets  die  gleich- 
massigere  Ausstattung  —  vom  Standpunkte  der  Befriedigung 
der  unmittelbaren  Lebensbedürfnisse  aus  —  aller  Wirthschaften 
mit  Land:  durch  die  ümtheilung  wird  eine  annähernde  Pro- 
portionalität des  Besitzstandes  und  der  Familiengrösse  unter  allen 
Wirthschaften  hergestellt.  Die  ümtheilung  besteht  also  in  der 
üebertragung  von  Grundbesitz  von  denjenigen  Familien,  welche 
sich  seit  der  vorigen  ümtheilung  weniger  schnell  als  durch- 
schnittlich vermehrt  haben,  an  diejenigen,  welche  in  der  Zeit 
mehr  als  durchschnittlich  zugenommen  haben.  Da  nun  die 
Familien,  welche  schneller  als  die  anderen  anwachsen,  in  der 
Regel  (nämlich,  wenn  es  nicht  zur  Familientheilung  kommt)  auch 
die  grösseren  sind,  so  werden  bei  der  ümtheilung  in  der  Haupt- 
sache die  grösseren  Familien  auf  Kosten  der  kleineren  ausgestattet. 

Nun  kann  aber  der  Besitzstand  einer  grossen  Familie  relativ 
niedrig  und  absolut  hoch  sein:  auf  je  ein  Mitglied  hat  die 
Familie  wenig  Land,  die  Zahl  der  Mitglieder  ist  aber  gross. 
Es  kann  folglich  eine  kleinere  Familie,  auch  wenn  sie  reichlicher 
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pro  Mitglied  ausgestattet  ist,  doch  weniger  Land  im  Besitze 
haben.  Die  Vorstellung  also,  dass  die  Umtheilung  eine  Benach- 
theiligung der  grösseren  Wirthschaften  zu  Gunsten  der  kleineren 
und  somit  eine  Mvellirung  der  Betriebsgrösse  bedeute,  dass 
demnach  die  grösseren  "Wirthe  sich  gegen  die  Vornahme  der 
Umtheilung  sträuben,  und  die  kleineren  sich  nach  ihr  sehnen, 
ist  unbegründet.  So  einfach  ist  die  Sache  nicht.  Der  Vorgang 
lässt  sich  vielmehr  (auf  Grundlage  der  im  Anhange  IV  analysirten 
Beobachtungen)  in  folgenden  Zügen  kurz  zusammenfassen. 

Die  Umtheilung  bewirkt,  indem  sie  eine  gleichmässigere 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  aller  Genossen  zu  sichern  sucht, 
eine  verschärfte  Differenzirung  der  Wirthschaften  nach  der 
Betriebsgrösse.  Sie  lässt  in  der  Hand  der  grössten  Familien 
grössere  Betriebe  entstehen,  als  vor  der  Umtheilung  da  waren. 
Die  Zahl  der  ganz  grossen  Betriebe  wächst  dabei  absolut  und 
relativ  an.  Andererseits  nimmt  auch  die  Zahl  der  ganz  kleinen 
Betriebe  bedeutend  zu.  Dieser  Differenzirungsprocess  geht  aber 
nicht  auf  dem  Wege  vor  sich,  dass  die  kleineren  Betriebe  Land 
an,  die  grossen  abtreten,  wie  man  wohl  zunächst  vermuthet.  Die 
Umwälzung  der  Verhältnisse  ist  umfassender:  es  werden  auch 
die  mittleren  Betriebe  hineingezogen.  Es  findet  nämlich  ein 
Austausch  von  Bestandtheilen  zwischen  allen  Gruppen  der  Wirth- 
schaften statt,  welche  nach  der  Betriebsgrösse  gebildet  werden 
können.  Dabei  gehen  von  den  mittleren  Gruppen  mehr  Wirth- 
schaften in  die  extremen  über,  als  umgekehrt,  was  die  differen- 
zirende  Wirkung  zur  Genüge  erklärt. 

Es  w^erden  also  Wirthschaften  von  jeder  Grösse  von  der 
Umtheilung  ergriffen,  aber  nicht  alle  in  gleichem  Maasse  als 
Gewinner.  Betrachten  wir  etwa  die  Wirthschaften,  w^elche  vor 
der  Umtheilung  weniger  als  zwei  Antheile  besessen  haben,  so 
gibt  es  unter  ihnen  zwei  mal  so  viele  Land  gewinnende,  wie 
Land  verlierende  (vgl.  Anhang  IV).  In  der  Gruppe  der  Wirth- 
schaften, welche  vor  der  Umtheilung  2 — 3  Antheile  gehabt 
haben,  sind  die  beiden  Zahlen  ungefähr  gleich,  und  in  der 
nächsten  Gruppe  der  W^irthschaften  mit  3 — 5  Antheilen  über- 
wiegen schon,  mit  60 der  gesammten  Zahl,  die  Wirthschaften, 
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welche  Land  verlieren.  Es  sind  also  doch  die  kleineren  Wirth- 
schaften  im  ganzen  an  der  Vornahme  der  Umtheilnng  mehr 
interessirt  als  die  grossen. 

Wie  gross  sind  nun  überhaupt  die  Interessen,  um  die  es 
sich  bei  der  Umth eilung  handelt?  Um  diese  Frage  zu  beant- 
worten, müssen  wir  den  Umfang  der  Veränderungen  der  Besitz- 
grösse  näher  ins  Auge  fassen.  Summarische  Vergleiche  der 
Grundbesitzvertheilung  vor  und  nach  der  Umtheilung  reichen 
hier  nicht  aus.  Die  Gruppe  der  an  Land  (nach  der  Umtheilung) 
sehr  reichen  Wirthschaften  kann  sich  ja  überwiegend  aus  solchen 
zusammensetzen,  welche  bereits  vor  der  Umtheilung  in  der 
Gruppe  waren;  sie  kann  aber  auch  aus  solchen  Wirthschaften 
bestehen,  welche  fi'üher  zu  den  ärmsten  zählten.  Ebenso  kann 
die  Gruppe  der  kleinen  Wirthschaften  solche  Wirthschaften 
umfassen,  die  auch  vor  der  Umtheilung  nur  so  wenig  Land 
hatten,  aber  auch  solche,  die  vorher  zu  den  allerreichsten  zählten. 
Das  Bild  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes  in  der  Gemeinschaft, 
nach  der  Umtheilung,  ist  in  beiden  Fällen  das  gleiche ;  aber  die 
drohende  Umwälzung,  der  Umfang  der  Interessen,  welche  im 
Spiele  sind,  und  folglich  auch  die  Intensität  des  Parteikampfes 
sind  natürlich  sehr  verschieden.  Die  Beobachtungen  zeigen  nun, 
dass  die  Verschiebungen  auf  der  Grössenscala  der  Betriebe, 
welche  die  einzelnen  Wirthschaften  bei  der  Umtheilung  erfahren, 
in  der  Hauptmasse  keine  sehr  grossen  sind.  In  der  neuen 
Eigenthumsvertheilung  sind  die  Spuren  der  alten  noch  deutlich 
erkennbar:  bei  beinahe  der  Hälfte  der  Wirthschaften  sind  die 
Aenderungen  nicht  gross  genug,  um  sie  aus  ihrer  alten  Gruppe 
in  eine  andere  überzuführen ;  von  den  übrigen  gehen  die  meisten 
in  die  nächste  höhere  oder  in  die  nächste  niedere  Gruppe  über. 
Ganz  grosse  Sprünge  sind  nicht  häufig.  Immerhin  kommen  doch 
nach  Flächenmaass  vereinzelt  Aenderungen  um  30,  selbst  um 
40  Dessjätinen  vor;  30  bezw.  40  Dess jätinen :  das  ist  auch  bei 
der  extensiven  Wirthschaftsweise  der  Gegenden,  auf  welche  sich 
diese  Beobachtungen  beziehen,  keine  Kleinigkeit;  das  ist  schon 
der  Besitz  eines  Grossbauern.  Noch  deutlicher  wird  die  revolutio- 
nirende  Wirkung  der  Umtheilung  durch  die  relativen  Aenderungen 
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in  der  Betriebsgrösse  veranschaulicht:  rund  ein  Viertel  der 
Bauern,  welche  bei  der  IJmtheilung  gewinnen,  sehen  ihren 
Besitz  auf  einmal  mehr  als  verdoppelt:  bei  einem  Sechstel 
bis  zu  einem  Yiertel  derjenigen,  deren  Besitz  abnimmt,  handelt 
es  sich  um  die  Herabsetzung  der  Betriebsgrösse  um  mehr  als 
die  Hälfte  (vgl.  Anhang  lY).  Da  kann  man  sich  schon  denken, 
dass  Interessen  von  solcher  Bedeutung  mit  Nachdruck  vertreten 
werden. 

Die  genaueren  Beobachtungen  zeigen  aber,  dass  das  Interesse 
an  der  Yergrösserung  des  Besitzes  für  die  Parteinahme  im  Streite 
nicht  ausschlaggebend,  jedenfalls  nicht  allein  maassgebend  ist. 
Die  Zahl  der  Wirthschaften,  welche  bei  einer  Umtheilung  Land 
gewinnen,  pflegt  nämlich  meistens  der  Zahl  derjenigen,  deren 
Besitz  abnimmt,  ungefähr  gleich  zu  sein.  So  haben  z.  B.  in 
7  Gemeinschaften  des  Kreises  Woronesch,  über  die  wir  genauere 
Nachrichten  haben,  535  Wirthschaften  bei  der  Umtheilung  Land 
gewonnen  und  527  Land  verloren.  In  55  Gemeinschaften  des 
Kreises  Ostrogoschsk,  mit  zusammen  9622  Wirthschaften,  haben 
55Vo  der  betheiligten  Wirthschaften  Land  gewonnen  und  41,6^/0 
Land  verloren.  Nur  in  einer  Gemeinschaft  haben  in  diesem 
Kreise  die  gewinnenden  Wirthschaften  die  gesetzliche  Majorität 
von  2/3  der  Stimmberechtigten  gebildet.  In  anderen  Fällen 
erreicht  ihre  Zahl  diese  Grenze  nicht,  meistens  nicht  einmal, 
wenn  wir  alle  diejenigen  Wirthschaften  mitrechnen,  welche  weder 
Land  gewonnen  noch  Land  verloren  haben.  Aehnliche  Be- 
obachtungen haben  wir  aus  den  Kreisen  Gdow  (vgl.  Anhang  lY), 
Koslow,  Saratow.  ^) 

Diese  Beobachtungen  führen  uns  tiefer  in  die  Psychologie 
des  Yorganges  hinein;  wir  sehen,  dass  die  Umtheilung  nicht 
als  ein  einfacher  Kampf  ums  Land  aufzufassen  ist.  Die  Motive 
sind  viel  mannigfaltiger. 

Dieser  Schluss  wird  durch  die  genauere  Analyse  der  Be- 
obachtungen in  32  Gemeinschaften  (6590  Wirthschaften)  des 
Kreises  Ostrogoschsk  erhärtet.    Die  Partei  für  die  Umtheilung 
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besteht  kaum  zu  drei  Viertel  —  72^/0  —  aus  Wirthschaften, 
welche  Land  gewinnen;  fast  ein  Viertel  —  genau  23^/0  — 
machen  solche  Wirthschaften  aus,  welche  Land  verlieren,  und 
5Vo  solche,  die  weder  Land  verlieren  noch  gewinnen.  Li  der 
Gegenpartei  machen  diejenigen  Wirthschaften,  welche  Land 
verlieren,  93 Vo  aus.  Yon  den  Wirthschaften,  welche  bei  der 
ümtheilung  Land  gewonnen  haben,  haben  97,4^/0  für  die  IJm- 
theilung  und  2,6^/0  dagegen  gestimmt.  Von  den  Wirthschaften, 
welche  Land  verloren  haben,  hat  fast  die  Hälfte  —  42,2^/o  — 
für  die  ümtheilung  gestimmt.  Von  denjenigen  Wirthschaften 
endlich,  deren  Besitz  durch  die  ümtheilung  nicht  berührt  wurde, 
haben  nur  6,9^/0  ihre  Stimmen  gegen  die  ümtheihing  abge- 
geben. Die  Mehrzahl  —  77,6*^/0  der  Wirthschaften  überhaupt  — 
stimmen  demnach  so,  wie  es  das  unmittelbare  Interesse  an  der 
Vergrösserung  der  Wirthschaft  erheischt;  eine  ansehnliche 
Minorität  von  beinahe  einem  Viertel  der  Wirthschaften  wird 
aber  von  anderen  Motiven  geleitet.  Aehnliche  Beobachtungen 
liegen  uns  auch  aus  den  Kreisen  Koslow,  Mzensk  und  Sara- 
tow  vor. 

Wie  ist  nun  diese  Erscheinung  zu  erklären?  Was  sind 
das  für  Motive,  die  die  Leute  gegen  ihr  unmittelbares  wirth- 
schaftliches  Interesse  stimmen  lassen  ?  Zwei  Erklärungen  stehen 
einander  gegenüber.  Es  seien  doch  wirthschaftliche  Interessen, 
behaupten  die  Einen;  das  wirthschaftliche  Wohlergehen  des 
Bauern  sei  nicht  durch  die  Grösse  seines  Antheiles  an  dein 
gemeinschaftlichen  Lande  allein  bestimmt;  es  könne  vorkommen, 
dass  die  Vergrösserung  des  Besitzes  ihm  entweder  gar  nicht 
oder  doch  nicht  in  dem  Maasse  nützlich  ist,  wie  ihm  die  ander- 
weitigen Aenderungen  bei  der  ümtheilung  schaden.  Andere 
suchen  ethische  Motive  hervor:  „Die  Ausgleichung  des  Besitzes 
—  schreibt  W.  W.  —  findet  bei  unseren  Bauern  nicht  deshalb 
statt,  Aveil  sie  der  Majorität  materiellen  Gewinn  verheisst,  und 
weil  diese  Majorität,  die  Interessen  der  Minorität  mit  Füssen 
tretend,  die  Vornahme  der  ümtheilung  durchsetzt,  sondern  weil 
für  die  ümtheilung  auch  ein  Theil  der  Bauernschaft  stimmt, 
welcher  momentan  fast  kein  materielles  Interesse  daran  hat  und 
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die  Forderang  der  Umtheilang  nur  aus  altruistischen,  sozial- 
politischen Motiven  unterstützt." 

Für  die  Erklärung,  welche  dem  ethischen  Momente  eine 
so  grosse  Kolle  bei  der  Vornahme  der  Umtheilung  zuschreibt, 
lassen  sich  zahlreiche  Belege  anführen.  Yor  allem  sprechen 
dafür  die  Aussagen  der  Bauern  selbst,  welche  bei  Anfragen  sich 
häufig  in  dem  Sinne  äussern,  dass  sie  die  Vertheilung  des 
Landes  nach  den  Bedürfnissen  für  gerecht  und  deshalb  die 
periodische  Wiederholung  der  Umth eilungen  für  geboten  halten. 
Ein  Zeugniss  dafür  ist  auch  die  Thatsache,  dass  von  den  Wirthen, 
welche  in  ihren  unmittelbaren  Interessen  von  der  Umtheilung 
nicht  berührt  werden,  nur  eine  ganz  geringe  Minorität  gegen 
die  Umtheilung  ist;  es  wäre  nicht  leicht,  den  Grund  anzugeben, 
weshalb  die  Umtheilung  einer  so  grossen  Majorität  derselben 
vortheilhaft  sein  sollte.  Ferner  könnte  diese  Auffassung  sich 
auch  darauf  stützen,  dass  UmtheiluDgen  in  denjenigen  Gemein- 
schaften am  leichtesten  durchgesetzt  werden,  wo  auch  sonst 
die  Macht  der  Gesammtheit  stärker  hervortritt,  avo  man  ge- 
wöhnt ist,  das  eigene  Interesse  vor  den  Rücksichten  des  Ge- 
meinwohls zurücktreten  zu  lassen.  Sehr  bezeichnend  ist  es 
weiter,  dass  die  landreichen  Feldgemeinschaften  viel  leichter 
die  Umtheilung  vollziehen  (vgl.  Anhang  V).  Das  Mitspielen  der 
ethischen  Motive  wird  endlich  durch  die  Thatsache  bewiesen,  dass 
die  ersten  Umtheilungen  nach  der  Bauernbefreiung  in  Russland 
vielfach  unter  dem  Einflüsse  der  Einführung  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  stattgefunden  haben:  vom  Jahre  1878  an  wurden 
junge  Leute  ausgehoben,  welche  nach  der  X.  Yolkszählung 
(Revision),  deren  Ergebnisse  als  Grundlage  bei  der  Ausstattung 
der  Bauern  mit  Land  dienten,  geboren  waren  und  deshalb  in 
den  Gemeinschaften,  wo  keine  Umtheilung  seit  der  Zeit  statt- 
gefunden hatte,  an  der  Nutzung  des  gemeinschaftlichen  Landes 
nicht  betheiligt  waren;  allgemein  wurde  es  als  ungerecht 
empfunden,  dass  diese  Naturallast  —  die  schwerste  von  allen 
—  auf  denjenigen  Wirthschaften  laste,  denen  keine  Nutzung  am 
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gemeiusamen  Grundbesitze  zustand;  durch  eine  Umtheilung 
des  Landes  unter  die  Wirthschaften  nach  der  Zahl  der  männ- 
lichen Mitglieder  hat  man  dann  die  Ungerechtigkeit  gut  zu 
machen  gesucht.  Ueberhaupt  spricht  für  unsere  These  der 
Einfluss,  welcher  dem  Steuerwesen  auf  die  Gestaltung  der  feld- 
gemeinschaftlichen Verhältnisse  zugeschrieben  zu  werden  pflegt: 
dass  die  Gemeinschaft  es  für  nicht  zulässig  hält,  diejenigen 
Personen,  welche  von  ihr,  oder  auch  vom  Staate,  etwa  in  der 
Form  der  Kopfsteuer,  zum  Tragen  der  Steuerlast  herangezogen 
werden,  von  der  Nutzung  des  gemeinschaftlichen  Landes  auszu- 
schliessen,  beruht  ja  schliesslich  auch  auf  sittlichen  Erwägungen. 

Man  muss  aber  auch  die  Berechtigung  der  anderen  Er- 
klärung zugeben.  Yielfach  kann  die  scheinbar  auf  ethischen 
Motiven  beruhende  Handlungsweise  auf  andere  Triebfedern 
zurückgeführt  werden.  ,,Wir  haben  beobachtet  —  schreibt  der 
Statistiker  Litschkow,  der  im  Gouv.  Saratow  thätig  war  —  dass 
manche  Bauern,  deren  Besitz  bei  der  Umtheilung  verringert 
werden  sollte,  doch  darauf  eingingen,  verführt  durch  das  Ver- 
sprechen derjenigen  Wirthe,  die  von  der  Umtheilung  Vortheile 
zu  erwarten  hatten,  ihnen  so  viel  von  dem  Lande,  das  diese 
Wirthe  zu  bekommen  hofften,  zu  überlassen,  wie  jene  zu  ver- 
lieren hatten.  Es  kommt  auch  vor,  dass  die  Anhänger  der 
Umtheilung  einzelne  von  den  Gegnern  —  natürlich  solche, 
welche  nicht  viel  zu  verlieren  haben  —  durch  Geldschenkungen, 
durch  Bewirthung,  durch  Versprechen  aller  Art  zu  gewinnen 
suchen.  Dass  Wirthe,  denen  die  Umtheilung  unvortheilhaft  ist, 
für  sie  stimmen,  ist  ferner  hie  und  da  in  der.  Weise  zu  erklären, 
dass  sie  nicht  verstehen,  genaue  Berechnungen  anzustellen: 
mancher  Wirth,  dem  nach  der  Umtheilung  ebenso  viel  oder  gar 
etwas  mehr  Loose  zu  theil  werden  sollen,  wie  vorher,  willigt 
ein  in  der  Hoffnung,  nicht  weniger,  vielleicht  mehr  Land  zu 
bekommen,  als  er  hatte ;  thatsächlich  bekommt  er  aber  weniger 
Land,  da  die  Loose  infolge  der  Vergrösserung  ihrer  Zahl  kleiner 
geworden  sind".  Als  ein  Motiv,  welches  für  die  Umtheilung 
auch  dann,  wenn  man  dabei  Land  verliert,  wirksam  wird,  gilt 
das  Interesse  an  dem  Wohle  der  Verwandten:  man  hat  Fälle 
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beobachtet,  wo  Leute  deshalb  gegen  ihr  eigenes  Interesse  für 
die  ümtheilung  gestimmt  haben,  weil  ihre  Brüder  durch  die 
Umtheilung  viel  Land  gewinnen  konnten.  Kräftigere  Wirthe, 
welche  Land  bei  ihren  Genossen  zu  pachten  pflegen,  können 
mitunter  deshalb  für  die  Umtheilung  sein,  weil  dabei  nach  ihren 
Berechnungen  solche  Wirthschaften,  welche  ihr  Land  verpachten, 
viel  Land  bekommen;  sie  selbst  hoffen  dann  das  Land  unter 
sehr  günstigen  Bedingungen  pachtweise  an  sich  zu  ziehen.  So 
wird  z.  B.  aus  dem  sibirischen  Kreise  Kurgan  von  einer  Ge- 
meinschaft berichtet,  wo  vier  reiche  Wirthe  auf  die  ganze  Dauer 
bis  zur  nächsten  Umtheilung  100  Antheile  von  der  gesammten 
Zahl  von  340,5  sofort  gepachtet  haben.  Solchen  Wirthen  Avird 
es  unter  Umständen  auf  eine  unbedeutende  Verringerung  des 
eigenen  Besitzes  nicht  so  sehr  ankommen. 

In  ähnlicher  Weise  lässt  sich  die  Handlungsweise  derjenigen 
Wirthe  erklären,  welche  gegen  die  Umtheilung  stimmen,  obgleich 
sie  eine  Yergrösserung  des  Besitzes  zu  erwarten  hätten.  Manche 
fürchten  die  von  ihnen  gepachteten  Antheile  der  anderen  Mit- 
glieder der  Gemeinschaft  zu  verlieren,  da  durch  die  Umtheilung 
der  Pachtvertrag  gelöst  werden  kann:  es  kann  ja  sein,  dass  der 
Verpächter  weniger  Land  bekommt,  als  er  verpachtet  hatte. 
Andere  suchen  den  Familientheilungen  vorzubeugen:  bei  der 
Umtheilung  bekommt  die  Wirthschaft  auch  Land  als  Antheil 
der  jüngeren  Familienmitglieder;  das  könnte  dieselben  dazu 
bewegen,  auf  ihren  Antheilen  selbständige  Wirthschaften  zu 
gründen.  Wieder  andere  haben  überdurciischnittlich  grosse 
Hofstätten  und  fürchten,  dass  man  das  auszugleichen  suchen 
werde  dadurch,  dass  man  ihnen  weniger  Ackerland  zuweist 
(vgl.  unten  Abschnitt  III,  Kapitel  1,  §  2).  Ein  schwer  wiegendes 
Motiv,  gegen  die  Umtheilung  zu  stimmen,  ist  die  Abneigung 
gegen  den  mit  der  Umtheilung  in  der  Eegel  (vgl.  Anhang  II) 
verknüpften  Umtausch  der  Grundstücke  unter  den  jetzigen 
Besitzern  (Neuverloosung,  vgl.  S.  50).  Man  Avill  seine  alten 
Parzellen  nicht  einmal  gegen  grössere  neue  umtauschen. 
Andererseits  kann  dieses  Motiv  auch  zu  Gunsten  der  Umtheilung 
wirken :  es  kann  Wirthe  geben,  denen  gerade  dieser  Umtausch 
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erwünscht  ist  und  zwar  so  sehr,  dass  sie  die  Umtheilung  gern 
mit  in  den  Kauf  nehmen.  Das  ist  z.  B.  bei  denjenigen  Wirthen 
der  Fall,  welche  viele  Antheile  in  der  Gremeinschaft  gepachtet 
haben,  denn  bei  der  Neuverloosung  bekommen  sie  in  vielen 
Gemeinschaften  das  eigene  und  das  gepachtete  Land  in  jedem 
Gewanne  in  einem  Stück  zugewiesen,  wodurch  die  Bewirth- 
schaftung  natürlich  sehr  erleichtert  wird. 

Gegen  zu  hohe  Schätzung  der  ethischen  Motive  bei  der 
Umtheilung  spricht  auch  der  Umstand,  dass  es  häufig  eines 
langen  und  hartnäckigen  Kampfes  der  Parteien  bedarf,  ehe  man 
die  Umtheilung  durchsetzt.  Der  Widerstand  der  Yerth eidiger 
der  alten  Besitz  vertheil  ung  dauert  oft  jahrelang,  es  kommt  manch- 
mal zu  blutigen  Zusammenstössen,  ja  zu  Todschlag.  Häufig  können 
die  landarmen  Wirthe  ihre  Forderungen  nur  mit  Hilfe  der  rohen 
Gewalt  durchsetzen.  Ihre  Gegner  scheuen  sich  auch  nicht  vor 
unlauteren  Mitteln.  Sie  bewirthen  die  Landarmen  oder  bestechen 
sie;  sie  drohen  mit  staatlichen  Executionen,  da  es  nicht  erlaubt 
sei,  ohne  behördliche  Anordnung  Land  umzutheilen  —  bei  den 
russischen  Verhältnissen  kann  man  dem  Bauern  mit  solchen 
Argumenten  leicht  imponiren;  sie  nutzen  ihre  ökonomische  Kraft 
aus,  um  die  Sache  ins  Stocken  zu  bringen,  und  zwingen  die- 
jenigen Genossen,  welche  von  ihnen  wirthschaftlich  abhängig 
sind,  gegen  die  Umtheilung  zu  stimmen.  Hilft  dies  alles  nichts, 
so  werden  die  Gemeindebeamten  bestochen,  die  gemeinschaft- 
lichen Beschlüsse  gefälscht  —  etwa  in  der  Weise,  dass  die 
erforderliche  Zweidrittel-Majorität  nicht  herauskommt. 

Sind  die  beiden  Parteien  des  Sieges  nicht  sicher,  haben 
diejenigen,  welche  die  Vornahme  der  Umtheilung  fordern,  nicht 
Kraft  genug,  um  auf  baldige  Durchsetzung  ihrer  Forderung  zu 
rechnen,  aber  doch  genug,  um  den  Gegnern  Furcht  vor  Störung 
des  Besitzes  einzujagen,  so  kommen  verschiedene  Kompromisse 
zu  Stande.  Statt  das  Land  unter  alle  männliche  Genossen  gleich 
auszuth eilen,  gibt  man  z.  B.  denjenigen,  welche  bei  der  letzten 
Umtheilung  aus  irgend  welchen  Gründen  keinen  Antheil  be- 
kommen haben,  nur  einen  Bruchtheil  des  vollen  Antheiles  und 
streicht  nun  erst  diejenigen  Personen  aus,  welche  seit  der  Zeit 
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der  letzten  Umtlieilung  gestorben  oder  ausgewandert  sind.  Oder 
es  wird  den  Ueberlebenden  von  denen,  welche  bei  der  letzten 
Umtheilung  einen  Antheil  bekommen  haben,  ihr  Besitz  unge- 
ändert  gelassen  und  unter  die  Neugeborenen  nur  das  Land  der 
inzwischen  Verstorbenen  vertheilt.  Es  kommt  auch  vor,  dass 
die  freigewordenen  An th eile  nicht  unter  alle  Genossen,  die  mit 
Land  noch  nicht  ausgestattet  sind,  gleichmässig  vertheilt,  sondern 
den  ältesten  unter  den  jeweilig  nicht  ausgestatteten  Berechtigten 
zugewiesen  w^erden. 

Nachdem  wir  nun  die  Weise  kennen  gelernt  haben,  wie 
der  Entschluss  zur  Umtheilung  da  gefasst  wird,  wo  das  System 
der  Yertheilung  von  vorne  herein  als  feststehend  gilt,  wird  es 
uns  nicht  schwer  sein,  zu  verstehen,  wodurch  man  zuweilen 
bewogen  wird,  das  Yertheilungssystem  bei  einer  Umtheilung 
zu  ändern. 

Das  Verlassen  der  Vertheilung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
wird  stets  dadurch  hervorgerufen,  dass  das  Verhältniss  zwischen 
den  Abgaben  und  dem  Ertrage  des  Bodens  ein  günstigeres  wird, 
ganz  gleichgültig,  ob  dies  der  Herabsetzung  der  Steuern  oder 
der  Steigerung  des  Bodenertrages  zu  verdanken  ist.  Fällt  die 
Vertheilung  nach  der  Leistungsfähigkeit  hin,  so  wird  sie  nur 
selten  sofort  durch  ein  System  der  Vertheilung  nach  den  Be- 
dürfnissen ersetzt.  Die  Parteien  können  sich  nicht  leicht  auf 
der  neuen  Grundlage  constituiren.  Oft  vermittelt  die  Vertheilung 
nach  der  Uebereinkunft  den  Uebergang,  oder  es  bleibt  etwa 
zunächst  die  alte  Vertheilung  länger  bestehen,  als  es  bei  der 
Vertheilung  nach  der  Leistungsfähigkeit  üblich  war:  diejenigen 
Wirthe,  welche  nach  der  alten  Verfassung  das  Recht  auf  Ab- 
wälzung von  Land  hätten,  hüten  sich  natürlich  jetzt  wohl,  das 
zu  verlangen,  und  diejenigen,  welche  bei  der  neuen  Konjunctur 
das  Interesse  hätten,  die  Umtheilung  durchzusetzen,  finden  sich 
in  den  veränderten  Verhältnissen  nicht  leicht  zurecht,  nament- 
lich wenn  die  Aenderungen  in  dem  Verhältnisse  des  Boden- 
ertrages zu  den  Abgaben  keine  plötzlichen  sind,  sondern  all- 
mählich vor  sich  gehen.  Es  dauert  infolgedessen  immer  eine 
Zeit,  ehe  die  Parteien  sich  der  neuen  Gestaltung  der  Interessen 
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bewusst  werden.  Dann  erst  fängt  der  Kampf  um  die  IJmtheiliing 
nach  den  Bedürfnissen  an  und  verläuft  in  der  bereits  ge- 
schilderten Weise.  Nur  ist  der  Widerstand  derjenigen  Wirthe, 
welche  Land  abzugeben  haben,  unter  diesen  Umständen  besonders 
stark,  was  den  Vorgang  stürmischer  als  sonst  gestaltet.  „Wir 
haben  das  Land  damals  bebaut,  als  man  für  dasselbe  mehr 
zahlen  musste,  als  es  einbrachte,  und  jetzt,  wo  man  Yortheile 
davon  zu  ziehen  anfängt,  wollt  ihr  uns  das  Land  nehmen ! " 
—  ist  ihr  Hauptargument.  Dieser  Yorwurf  wirkt.  Diejenigen, 
die  für  die  Umtheilung  Partei  genommen  haben,  werden  zunächst 
verworren,  und  die  Frage  der  Umtheilung  verschwindet  von  der 
Tagesordnung.  Aber  nur  auf  kurze  Zeit.  Bald  ist  die  Antwort 
gefunden:  ,,Ihr  habt  viel  Steuern  gezahlt.  Was  haben  aber  wir, 
die  weniger  gemeinschaftliches  Land  im  Besitze  haben,  an 
Pachtzins  zahlen  müssen ! "  Dazu  kommt  noch,  dass  manche 
von  denjenigen,  welche  jetzt  viel  gemeinschaftliches  Land  haben, 
es  erst  vor  kurzem,  nämlich  bei  der  letzten  Umtheilung  nach 
der  Leistungsfähigkeit,  bekommen  und  folglich  gar  nicht  viel 
dafür  in  den  Zeiten  des  schweren  Steuerdrucks  ausgegeben 
haben;  unter  den  Wirthen,  welche  momentan  schlecht  mit  Land 
versehen  sind,  gibt  es  vielfach  solche,  welche  bis  zum  Momente 
der  letzten  Umtheilung  die  schweren  Abgaben  für  viel  Land 
geleistet  haben,  denen  aber  gerade  in  der  letzten  Zeit  die  Kräfte 
versagten.  Die  Berechtigung  der  Ansprüche  solcher  Wirthe  auf 
Yergrösserung  ihres  Grundbesitzes  wird  allgemein  anerkannt. 
Man  muss  sie  also  in  der  einen  oder  in  der  anderen  Weise 
befriedigen.  Da  kommt  es  mitunter  vor,  dass  ihnen  (vielfach 
auch  ihren  Erben)  die  bei  der  letzten  Umtheilung  abgenommenen 
Antheile  zurückgegeben  werden,  womit  man  also  zu  einem 
früheren  Stande  der  Besitzvertheilung  zurückkehrt  und  alle  Ein- 
griffe der  Gemeinschaft  in  dieselbe  rückgängig  macht.  Darunter 
leidet  zweifellos  die  Autorität  der  Gemeinschaft,  so  dass  die 
Beobachter  dieser  Phase  in  der  EntAvicklung  der  Feldgemein- 
schaft oft  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass  es  mit  der  feld- 
gemeinschaftlichen Verfassung  am  Ende  sei.  Vielfach  ist  aber 
dieser  Zustand  der  Erschlaffung  nur  ein  vorübergehender.  Sind 
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einmal  die  Ansprüche  auf  Behalten  des  Landes  in  besseren 
Zeiten,  welche  von  der  Thatsache  des  Besitzes  unter  ungünstigen 
Yerhältnissen  abgeleitet  werden,  durch  ähnlich  begründete  An- 
sprüche auf  Eückerstattung  des  früheren  Besitzes  entkräftet,  so 
rafft  sich  die  Feldgemeinschaft  auf  und  nimmt  eine  allgemeine 
Umtheilung  nach  den  Bedürfnissen  vor. 

Was  den  IJebergang  von  der  Yertheilung  nach  den  Be- 
dürfnissen zum  Leistungsfähigkeitsprincip  anbelangt,  so  wird  er 
durch  den  übermässigen  Steuerdruck  bedingt.  In  Russland  sahen 
sich  vielfach  die  aus  der  Leibeigenschaft  befreiten  Bauern, 
welche  zumeist  die  als  Erinnerung  an  den  verhassten  Zustand 
lästige  Yertheilung  nach  den  Tjaglo  fallen  gelassen  hatten,  um 
das  Land  nach  den  männlichen  Seelen  zu  vertheilen,  unter  dem 
Drucke  der  Steuerlast  gezwungen,  auf  die  Yertheilung  nach  den 
Bedürfnissen  zu  verzichten  und  eine  der  Arten  der  Yertheilang 
nach  der  Leistungsfähigkeit  wieder  anzunehmen.  W.  OrloAv  kennt 
800  solche  Fälle  für  das  Gouv.  Moskau;  auch  aus  anderen 
Gegenden  wird  darüber  berichtet.  Diese  Aenderung  ist  eben- 
falls nicht  leicht  zu  vollziehen.  Diejenigen  Wirthe,  welche  bei 
der  Yertheilung  nach  den  männlichen  Seelen  weniger  Land  be- 
kommen, als  ihnen  bei  der  Yertheilung  nach  den  Arbeitern 
zugewiesen  würde,  suchen  den  Uebergang  zu  vereiteln.  Erst,  w^enn 
die  Familien,  welche  mit  grosser  Zahl  arbeitsunfähiger  männ- 
licher Mitglieder  belastet  sind,  durch  die  hohen  Abgaben  von 
ihrem  grossen  Grundbesitze  beinahe  erdrückt  werden  und  bereits 
ihrem  nahen  Ruin  entgegensehen,  wird  der  Widerstand  gebrochen 
durch  die  Rücksicht  darauf,  dass  die  Steuerlast  nach  ihrem 
Untergange  doch  auf  die  übrigen  Genossen  fallen  müsste. 

Yen  grossem  Interesse  sind  die,  freilich  sehr  seltenen, 
Fälle  1)  der  Wiederaufnahme  der  Yertheilung  einer  älteren  Zeit. 
Der  Sinn  dieser  Maassregel  ist  meistens  2)  darin  zu  suchen,  dass 
mit  dem  Wachsen  der  Bevölkerung  die  Antheile  immer  kleiner 
werden,  wenn  die  der  Gemeinschaft  gehörende,  sich  stets  gleich 
bleibende  Bo.denfläche  unter  die  gesammte  Zahl  der  Bevölkerung 

^)  Vgl.  Katschorowski,  S.  396. 
2)  Vgl.  auch  oben,  S.  38. 
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vertlieilt  wird.  Es  droht  dann  jeder  Antheil  unter  das  bei  den 
gegebenen  wirthschaftlichen  Yerhältnissen  zulässige  Minimal- 
maass  zu  sinken.  Ein  rohes  Mittel,  dieses  Uebel  zu  verhüten, 
bietet  dann  die  Wiederbelebung  der  alten  Yertheilung  dar. 

Es  wäre  von  grossem  Interesse,  die  Motive  aufzudecken, 
welche  die  Häufigkeit  der  Umtheilungen  bestimmen.  Im  Ealle, 
wo  der  Termin  der  nächsten  Umtheilung  bereits  bei  der  vorher- 
gehenden festgestellt  wird,  bildet  dies  geradezu  den  Kernpunkt 
der  Frage.  Denn  hier  findet  eine  Umtheilung  nicht  deshalb 
statt,  weil  in  dem  gegebenen  Momente  die  gesetzliche  Majorität 
dafür  vorhanden  ist,  sondern  weil  der  längst  vorher  bestimmte 
Augenblick  gekommen  ist.  Leider  sind  die  Beobachtungen 
hierüber  zu  dürftig  (vgl.  Anhang  III).  Ich  will  nur  erwähnen, 
dass  in  sehr  vielen  Fällen  die  Umtheilung  nicht  zu  dem  fest- 
gestellten Termin,  sondern  früher  oder,  was  freilich  seltener 
vorkommt,  später  erfolgt.  So  beträgt  z.  B.  die  thätsächliche 
durchschnittliche  Dauer  der  Periode  zwischen  zwei  aufeinander 
folgenden  Umtheilungen  im  Kreise  Mschni-Nowgorod  11,3  Jahre, 
obgleich  sie  16,6  Jahre  betragen  sollte,  falls  alle  Umtheilungen 
genau  zu  dem  vorher  bestimmten  Termin  stattgefunden  hätten. 
Es  scheint  also,  dass  nicht  nur  der  Forscher,  sondern  auch  der 
Bauer  selbst  bei  der  Lösung  dieser  Frage  nicht  ganz  sicheren 
Schrittes  vorgeht. 

§  6.  Ehe  ich  die  Untersuchung  der  allgemeinen  Um- 
theilungen abschliesse,  will  ich  jetzt,  wo  wir  die  verschiedenen 
Systeme  der  Yertheilung  und  die  Weise,  wie  die  Durchführung 
dieser  Systeme  sich  im  Leben  gestaltet,  kennen  gelernt  haben, 
noch  auf  einige  Ausnahmen  eingehen,  welche  von  der  Gemein- 
schaft bei  der  Yertheilung  des  Landes  gemacht  zu  werden  pflegen. 
Es  werden  nämlich  bei  der  Bestimmung  des  Kreises  der  Per- 
sonen, welche  Land  zu  bekommen  haben,  immer  gewisse  Eück- 
sichten  beobachtet,  welche  auf  andere  Gesichtspunkte  zurück- 
zuführen sind,  als  die  dem  Yertheilungssystem  zu  Grunde 
liegenden.  So  wird  vielfach  den  armen  Genossen  Land  als 
Unterstützung  zugewiesen  auch  dann,  wenn  sie  bei  der  strengen 
Durchführung  des  allgemein  geltenden  Princips  kein  Land  zu 
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bekommen  hätten,  oder  es  wird  ihnen  mehr  Land,  als  sie  eigentlich 
bekommen  sollten,  gegeben,  eventuell  unter  Herabsetzung  der 
Abgaben  und  Leistungen,  namentlich  der  Naturalleistungen.  In 
gleicher  Weise  wird  es  zuweilen  den  Wittwen  gestattet,  den 
Antheil  des  verstorbenen  Mannes  zu  behalten,  wenn  auch  den 
Frauen  im  allgemeinen  keine  Antheile  zugewiesen  werden.  Mit- 
unter (nur  nicht  in  Russland)  werden  dem  Gremeindevorsteher 
oder  den  für  die  Gemeinschaft  thätigen  Gewerbetreibenden  Grund- 
stücke zugewiesen,  die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gemeinde- 
vorsteher, als  Gemeindeschmied  u.  s.  w.,  und  nicht  als  Mitglieder 
der  Gemeinschaft  nützen.  Dagegen  werden  keine  Antheile, 
eventuell  geringere  Antheile,  denjenigen  Genossen  gegeben,  welche 
nicht  im  Stande  sind,  eine  geordnete  Wirthschaft  zu  führen, 
etwa  weil  sie  gebrechlich  oder  moralisch  wenig  zuverlässig  sind, 
so  den  Trunkenbolden,  den  des  Diebstahls  verdächtigen,  namentlich 
den  Pferdedieben,  u.  s.  w.  Es  kommt  ferner  vor,  dass  den 
Absentisten  ihre  Antheile  genommen  werden.  Hie  und  da 
werden  auch  Antheile  solcher  Wirthe  gekürzt,  welche  wegen 
Maugels  an  Kapital  nicht  im  Stande  sind,  auf  vollem  Antheile 
zu  Avirth schaffen,  so  z.  B.  denen,  die  kein  eigenes  Gespann  haben. 
Auch  denjenigen  Genossen,  auf  welchen  Steuerrückstände  lasten, 
wird  manchmal  ihr  Antheil,  eventuell  ein  Bruchtheil  desselben, 
abgenommen.  Li  einzelnen  Gemeinschaften  des  europäischen 
Russlands,  in  welchen  nach  den  Bedürfnissen  getheilt  wird,  wird 
denjenigen  Wirthschaften,  welche  nach  ihrem  Familienstande 
sehr  viele  Antheile  beanspruchen  dürfen,  weniger  Land  gegeben, 
als  der  Zahl  der  Antheile  entspricht.  So  hat  man  z.  B.  in 
einer  Gemeinschaft  des  Kreises  Cherson  denjenigen  Genossen, 
die  1  Antheil  hatten,  4  Dessjätinen  gegeben ;  denjenigen,  die 
2  Antheile  hatten,  zwei  mal  so  viel,  also  8  Dessjätinen;  da- 
gegen den  Genossen  mit  3  Antheilen  nur  11  Dessjätinen 
anstatt  12  Dessjätinen,  den  Genossen  mit  4  Antheilen  nur  14 
Dessjätinen  u.  s.  w.;  auf  8  Antheile  bekam  man  bloss  26  statt 
32  Dessjätinen,  und  bei  9  Antheilen  wurden  ganze  7  Dessjätinen 
gegen  das  Normalmaass  abgezogen.  In  anderen  Gemeinschaften 
wird  ein  Maximum  der  Betheiligung  am  gemeinschaftlichen. 
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Besitze  festgestellt :  Niemand  bekommt  z.  B.  mehr  als  vier  An- 
theile.  Aus  dem  Kreise  Sebesch  (Goiiv.  Yitebsk)  wird  von  einer 
Gemeinschaft  berichtet,  wo  man  den  kapitalreicheren  Genossen 
weniger  Land  gegeben  hat,  ^)  und  eine  Gemeinschaft  des  Kreises 
Dnjeper  hat  einem  Wirth  gar  kein  Land  gegeben,  weil  er  viel 
Land  ausserhalb  der  Gemeinschaft  käuflich  in  Sondereigenthum 
erworben  hatte. 

Die  Motive,  welchen  diese  Bestimmungen  entspringen, 
brauchen  kaum  erklärt  zu  werden.  Ich  will  nur  nochmals  be- 
tonen, dass  die  Grösse  des  Gemeindebesitzes  einen  grossen  Ein- 
fluss  auf  die  Begrenzung  des  Umkreises  der  berechtigten  Personen 
ausübt. 

§  7.  Ausser  den  allgemeinen  Umtheilungen,  deren  Kenn- 
zeichen ist,  dass  die  Antheile  aller  Genossen  von  neuem  fest- 
gestellt werden,  werden  von  der  Gemeinschaft  Aenderungen  in 
der  Besitzgrösse  ihrer  Mitglieder  auch  in  der  Form  der  partiellen 
Umtheilungen  vorgenommen.  Der  Begriff  der  partiellen 
Umtheilung  umfasst  zwei  wesentlich  verschiedene  Operationen. 
Einerseits  nennt  man  so  die  von  der  Gemeinschaft  vorgenommenen 
Aenderungen  der  relativen  Antheilsrechte,  wenn  diese  Aende- 
rungen nicht  alle  Mitglieder  betreffen.  Andererseits  solche 
Aenderungen  in  der  absoluten  Besitzgrösse  der  einzelnen  Ge- 
nossen, welche  alle  Genossen  berühren,  aber  so,  dass  die  ideellen 
Antheile  ungeändert  bleiben :  es  wird  nur  allen  Genossen  Land 
zugetheilt  oder  abgenommen,  aber  genau  nach  Maassgabe  des 
bisherigen  Besitzes,  so  dass  die  Güter  aller  einzelnen  Wirthe 
nach  der  Aenderung  genau  in  demselben  Verhältnisse  zu  ein- 
ander stehen,  wie  vorher. 

Die  partiellen  Umtheilungen  erster  Art  verfolgen  dieselben 
Zwecke,  wie  die  allgemeinen;  der  einzige  Unterschied  ist  der, 
dass  sie  nicht  von  einer  so  umfassenden  Umwälzung  aller  Yer- 
hältnisse  begleitet  werden.  Yon  besonderer  Bedeutung  sind 
sie  für  die  Gemeinschaften,  welche  die  Yertheilung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  üben.   Hier  muss  die  Gemeinschaft,  wie  wir 


^)  Katschorowski,  S.  307. 
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gesehen  haben,  darauf  Acht  geben,  dass  die  Abgaben,  welche 
auf  den  Wirthschaften  lasten,  die  Kräfte  nicht  übersteigen.  Es 
muss  somit  jede  Aenderung  in  der  ökonomischen  Lage  der 
Wirthschaft,  welche  ihre  Zahlungskraft  mindert,  sofort  berück- 
sichtigt werden.  Es  stirbt  z.  B.  ein  arbeitsfähiges  Mitglied  der 
Familie,  es  wird  der  älteste  Sohn  militärpflichtig,  es  wird  der 
Vorsteher  der  Wirthschaft  altersschwach,  —  und  die  Wirthschaft 
ist  nicht  mehr  im  Stande,  das  zu  leisten,  was  man  ihr  bei  der 
letzten  Umtheilung  zugemuthet  hat.  Die  Gemeinschaft  muss 
darauf  reagiren.  Es  muss  eine  Aenderung  in  der  Yertheilung 
des  Grundbesitzes  und  der  Lasten  stattfinden.  Eine  allgemeine 
Umtheilung  hätte  aber  noch  keinen  Sinn,  da  die  Yerhältnisse 
der  anderen  Wirthschaften  sich  nur  unbedeutend  geändert  haben. 
Da  wird  zur  partiellen  Umtheilung  gegriffen.  Die  Gemeinschaft 
erkennt  das  Recht  der  Mitglieder  an,  einen  Theil  des  Antheiles 
zurückzugeben,  wenn  die  Wirthschaft  schwächer  geworden  ist. 
Das  Land,  das  der  Gemeinschaft  zurückfällt,  muss  aber  einem 
anderen  Genossen  zugewiesen  werden;  anders  geht  es  nicht, 
wenn  die  Höhe  der  Steuern  den  Ertrag  des  Bodens  übersteigt; 
das  Verpachten  des  Grundstücks  hilft  unter  solchen  Umständen 
nicht.  Es  bildet  sich  also  die  Pflicht,  Land  anzunehmen,  als 
Correlat  des  Rechtes  auf  Abwälzung  des  Landes  aus,  falls  die 
Gemeinschaft  es  unter  Hinweis  darauf  fordert,  dass  die  Wirth- 
schaft eine  grössere  Last  zu  tragen  im  Stande  ist,  als  sie  im 
Augenblicke  thut.  Auf  diese  Weise  entsteht  in  den  Gemein- 
schaften mit  Vertheilung  nach  der  Leistungsfähigkeit  ein  fort- 
währendes Ab-  und  Zuwälzen  des  Landes  in  den  Zwischenräumen 
zweier  allgemeiner  Umtheilungen. 

Einen  ganz  anderen  Sinn  haben  die  partiellen  Umtheilungen 
da,  wo  der  Ertrag  des  Bodens  die  Abgaben  übersteigt.  Hier 
wird  natürlich  Niemand  die  Gemeinschaft  ersuchen,  dass  man 
ihm  Land  abnehme,  da  in  seiner  Wirthschaft  Aenderungen  vor- 
gekommen seien,  welche  dieselbe  weniger  leistungsfähig  machen. 
Im  Gegentheil  wird  es  hier  immer  Leute  geben,  welche  mehr 
Land  haben  möchten  und  bei  einer  allgemeinen  Umtheilung 
auch  erhalten  würden.   Diese  machen  ihre  Ansprüche  geltend. 
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Um  die  Vornahme  einer  allgemeinen  Umtlieilung  zu  verschieben, 
gibt  die  Gemeinschaft  nach;  es  ist  ja  klar,  dass  durch  rasche 
Befriedigung  dieser  Leute  die  Partei  für  die  ümtheilung  be- 
deutend geschwächt  wird.  Zu  diesem  Zwecke  muss  aber  Land 
geschafft  werden;  hat  man  keine  Keserveländereien,  über  die 
man  frei  verfügen  kann,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  die  Antheile 
eines  oder  mehrerer  Genossen  zu  kürzen;  natürlich  werden  dazu 
vorzugsweise  solche  Wirthe  gewählt,  die  bei  einer  allgemeinen 
ümtheilung  am  meisten  zu  leiden  hätten.  Manchmal  wird  dabei 
dem  Wirthe,  welcher  Zugabe  fordert,  überlassen,  den  Genossen 
zu  bezeichnen,  auf  dessen  Kosten  er  gerechterweise  ausgestattet 
werden  könnte. 

"Was  dis  zweite  Art  von  partiellen  Umtheilungen  anbelangt, 
so  tritt  sie  zumeist  als  Ergänzung  und  Surrogat  der  ersten  auf. 
Hat  ein  Wirth  Recht  darauf,  dass  man  ihm  einen  Theil  seines 
Besitzes  abnehme,  und  findet  sich  kein  Anderer,  dem  man  das 
Land  füglicherweise  aufbürden  könnte,  so  wird  das  frei  gewordene 
Grundstück  unter  alle  Mitglieder  der  Gemeinschaft  ihren  An- 
theilen  proportional  repartirt.  Alle  bekommen  somit  Zuwachs 
an  Land,  aber  alle  relativ  gleich  grossen.  In  gleicher  Weise 
Avird  in  den  Gemeinschaften,  wo  die  Landwirthschaft  einen 
Reingewinn  abwirft,  vorgegangen,  wenn  ein  Wirth  eine  gut 
begründete  Forderung  aufstellt,  dass  man  ihm  Land  zutheile, 
imd  Niemand  da  ist,  auf  dessen  Kosten  man  ihn  gerechterweise 
befriedigen  könnte ;  es  wird  dann  allen  Mitgliedern  der  Gemein- 
schaft nach  Maassgabe  des  bisherigen  Besitzes  Land  abgenommen; 
allen  wird  somit  ihr  Besitz  gekürzt,  aber  wiederum  allen  in 
relativ  gleichem  Maasse. 

In  diesen  Fällen  ist  die  partielle  ümtheilung  der  zweiten 
Art  nur  ein  Anhängsel  an  der  partiellen  ümtheilung  der  ersten 
Art.  Sie  kann  aber  auch  einen  selbständigen,  nicht  abgeleiteten, 
Sinn  haben.  Es  wird  nämlich  immer  zu  ihr  gegriffen,  wenn 
der  Gemeinschaft  ein  Stück  Land  zufällt  oder  wenn  die  Ge- 
meinschaft zu  irgend  welchen  Zwecken  ein  Grundstück  von 
gewisser  Grösse  braucht,  ünd  das  kommt  nicht  nur  in  dem 
Falle  vor,  wo  ein  Mitglied  Yergrösserung  oder  Yerkleinerung 
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seines  Grundbesitzes  beansprucht.  Das  Aussterben  oder  Aus- 
wandern einer  Familie,  ein  Kauf,  ein  gewonnener  Process  können 
dazu  führen,  dass  die  Gemeinschaft  freie,  noch  nicht  vertheilte 
Grundstücke  in  ihre  Hände  bekommt;  will  sie  das  Land  nicht 
als  Reserve  behalten  oder  verpachten,  so  werden  die  Grundstücke 
unter  die  Genossen  nach  Maassgabe  ihrer  Antheile  repartirt: 
es  findet  eben  die  partielle  ümtheilung  der  zweiten  Art  selbst- 
ständig statt.  Verliert  man  andererseits  einen  Process,  wird 
das  Land  meinetwegen  für  die  Eisenbahn  expropriirt,  ent- 
schliesst  sich  die  Gemeinschaft  zum  Zwecke  der  Bildung  eines 
speziellen  Fonds  —  etwa  des  Kolonisationsfonds,  des  Eonds  für 
den  Bau  der  Schule,  der  Kirche  u.  s.  w.  (vgl.  unten  §  11)  — 
oder  aus  Finanznoth  ein  grösseres  oder  kleineres  Grundstück 
zu  verpachten  oder  zu  verkaufen,  so  ist  vor  allem  nötliig,  ein 
Grundstück  von  entsprechender  Grösse  und  geeigneter  Lage  zur 
Verfügung  zu  haben.  Ist  kein  Reserveland  da,  so  greift  man 
zur  partiellen  Umtheilung  zweiter  Art:  man  nimmt  allen  Ge- 
nossen Land  nach  Maassgabe  ihrer  Antheile  ab. 

Dann  gibt  es  noch  eine  Funktion,  welche  der  partiellen 
Umtheilung  der  zweiten  Art  zustehen  kann.  Findet  nämlich 
eine  durch  Naturgewalten  (z.  B.  durch  Ueberschwemmung,  durch 
das  Abrutschen  der  Abhänge  einer  Schlucht,  durch  Aenderung 
des  Flussbettes,  durch  lieber  wehung  mit  beweglichem  Sand 
u.  s.  w.)  verursachte  Aenderung  in  der  Grösse  oder  Beschaffen- 
heit der  einzelnen  Grundstücke  der  Gemarkung  statt,  so  lässt 
mau  nicht  den  Einzelnen  diesen  unverschuldeten  Schaden  tragen, 
aber  auch  nicht  die  unverdienten  Vorth  eile  geniessen.  Es  wird 
anerkannt,  dass  beides  die  Gesammtheit  treffen  müsse.  Die 
Repartition  geschieht  nun  wiederum  in  der  Form  einer  partiellen 
Umtheilung  der  zweiten  Art. 

§  8.  In  dieser  Funktion  berührt  sich  die  partielle  Um- 
theilung der  zweiten  Art  mit  einer  Operation,  welche  zu  zahl- 
reichen Verwechslungen  Anlass  gegeben  hat,  nämlich  mit  der 
Ausgleichung  (das  altgermanische  Reebning).  Unter  Ausglei- 
chung verstehe  ich  eine  Aenderung  des  Besitzstandes,  welche 
den  thatsächüchen  Besitz  auf  das  genaue  Maass  dessen,  was 
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jedem  rechtmässig  zusteht,  reducirt.  Bei  der  Gemengelage, 
welche  die  feldgemeinschaftliche  Verfassung  so  oft  begleitet,  hat 
der  thatsächliche  Besitzstand  immer  die  Tendenz,  sich  von  dem, 
was  den  einzelnen  Bauern  rechtlich  zusteht,  zu  entfernen;  durch 
oft  fast  unmerkbare  Grrenzverschiebungen,  durch  das  Umpflügen 
der  Grr enzfurchen  der  Parzellen  und  der  Gewanne  und  das 
allmähliche  Hin  einpflügen  in  die  benachbarten  Parzellen  können 
nach  und  nach  nicht  unbedeutende  Aenderungen  in  der  Grösse 
des  Besitzes  der  einzelnen  Wirthe  entstehen.  Von  noch  grösserer 
Bedeutung  sind  die  bereits  oben  erwähnten  elementaren  Natur- 
ereignisse, welche  die  einzelnen  Genossen  recht  ungleichmässig 
treffen  können.  Da,  wo  unvertheilte  wüste  Ländereien  vorhanden 
sind,  machen  einzelne  Wirthe  dieselben  urbar  und  verschieben 
auf  diese  Weise  wiederum  das  Gleichgewicht  der  Besitzver- 
theilung  zu  ihren  Gunsten.  Infolge  aller  dieser  Vorgänge  werden 
nach  und  nach  ursprünglich  gleiche  Besitzungen  ungleich,  auch 
ändert  sich  das  Grössen verhältniss  der  nngleichen  Besitzungen. 
Um  diese  Abweichungen  von  der  eigentlich  beabsichtigten  und 
rechtlich  geltenden  Vertheilung  zu  beseitigen,  wird  eine  Aus- 
gleichung vorgenommen.  Die  Parzellen  der  einzelnen  Wirthe 
werden  gemessen  und  falls  sie  grösser,  als  sie  sein  sollten, 
befunden  werden,  entsprechend  gekürzt,  wenn  kleiner,  entspre- 
chend vergrössert.  Die  Neubrüche  auf  dem  ungetheilten  Lande 
werden  entweder  unter  alle  Berechtigten  vertheilt,  oder  es  wird 
denjenigen  Genossen,  welche  gar  keine  oder  zu  geringe  Neu- 
rodungen haben,  entsprechend  viel  unumgebrochenes  Land  zu- 
gewiesen. 

Es  ist  nicht  schwer  einzusehen,  dass  diese  Operation  von 
der  Umtheilung,  an  welche  die  volksthümliche  Terminologie 
häufig  erinnert  und  mit  welcher  sie  von  den  Forschern  ge- 
legentlich identificirt  wird,  wesentlich  verschieden  ist.  Bei  der 
Umtheilung  handelt  es  sich  um  die  Feststellung  der  Kechte  der 
einzelnen  Genossen  auf  einen  Besitz  von  der  und  der  Grösse; 
hier  hat  die  Gemeinschaft  mit  der  Feststellung  der  Rechte  gar 
nichts  zu  thun;  sie  hat  nur  die  wohlerworbenen  Rechte,  sie 
mögen  begründet  sein,  wie  sie  wollen,  zu  wahren  und  Abwei- 
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cliungeii  von  dem  Rechtsziistande  zu  beseitigen.  Sehr  charakte- 
ristiscli  ist  in  dieser  Beziehung  die  in  Nord-Russland  beim 
Antheilsbesitze  (vgl.  unten  Kap.  8,  §  1)  übliche  Bezeichnung  der 
Operation,  als  einer  Ausgleichung  nach  den  Kaufbrief en.  i) 
Eigentlich  erfüllt  die  Gemeinschaft  diese  Function  eher  in  der 
Eigenschaft  eines  staatlichen  Polizeiorganes  als  in  der  Eigen- 
schaft einer  Feldgemeinschaft.  Diese  Function  braucht  über- 
haupt gar  nicht  gerade  der  Feldgemeinschaft  zugewiesen  zu 
sein.  Ein  jedes  mit  der  polizeilichen  Gewalt  ausgestattetes 
Organ  des  Staates  kann  ebensogut  den  Schutz  der  wohlerworbenen 
Rechte  der  Grundbesitzer  ausüben,  auch  wenn  das  Subject  dieser 
Rechte  Mitglied  einer  Feldgemeinschaft  ist.  Das  ist  schon  daraus 
ersichtlich,  dass  sogar  da,  wo  die  Ausgleichung  von  der  Feld- 
gemeinschaft vollzogen  wird,  das  Recht  der  Ausgleichung  meist 
nicht  der  Gemeinschaft,  sondern  den  einzelnen  Genossen  zusteht; 
man  wird  nicht  gezwungen  zu  warten,  bis  die  Gemeinschaft 
den  Entschluss  f asst ;  es  wird  vielmehr  gestattet,  die  Ausgleichung 
zu  fordern,  wenn  man  glaubt,  zu  kurz  gekommen  zu  sein. 
Jedermann  darf  seine  Besitzrechte  genau  in  derselben  Weise 
schützen,  wie  w^enn  keine  Feldgemeinschaft  da  wäre,  und  er 
seine,  Grundstücke  im  Individualeigenthume  hätte. 

Die  Ausgleichung  ist  somit  nicht  nur  wesensverschieden 
von  der  Umtheilung,  sondern  sie  steht  auch  mit  derselben  in 
keinem  inneren  Zusammenhange:  von  der  Thatsache,  dass  Aus- 
gleichungen vorgenommen  werden,  darf  man  ebenso  wenig 
darauf  schliessen,  dass  Umtheilungen  stattfinden,  wie  umgekehrt. 
Andererseits  gibt  auch  das  Fehlen  der  einen  Operation  kein 
Zeugniss  dafür,  dass  auch  die  andere  fehlen  müsse. 

§  9.  Die  Eingriffe  der  Gemeinschaft  in  die  Besitzver- 
liältnisse  ihrer  Mitglieder,  welche  wir  als  Umtheilungen  und 
Ausgleichungen  kennen  gelernt  haben,  gipfeln  darin,  dass 
von  gemeinschaftswegen  der  Grundbesitz  einzelner  Genossen  ge- 
kürzt und  der  Anderer  vergrössert  wird.  An  dieselben  reihen 
sich  solche  Eingriffe  an,   welche  die  Grundbesitzvertheilung 
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unberührt  lassen,  dafür  aber  Compensationen  in  der  Form 
der  Uebertragung  anderweitiger  Yermögensobjecte,  also  vor 
allem  in  der  Eorm  von  Geldzahlungen,  schaffen.  Freilich 
sind  derartige  Eingriffe,  die  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete  der 
Steuerumlage  sich  abspielen,  nichts  der  eigentlichen  Feldge- 
meinschaft Eigenthümliches.  Da  sie  aber  in  vielen  Fällen  als 
eine  wesentliche  Ergänzung  der  eigentlichen  feld gemeinschaft- 
lichen Obliegenheiten  erscheinen,  so  wollen  wir  sie  hier  in 
aller  Kürze  betrachten,  um  so  mehr  als  sie  mitunter  zu  Yer- 
wechselungen  Anlass  gegeben  haben. 

Zunächst  können  Geldzahlungen  an  die  Stelle  der  Aus- 
gleichungen treten.  Es  werden,  wie  bei  einer  Ausgleichung 
durch  Land,  alle  Parzellen  vermessen.  Danach  findet  die  Aus- 
gleichung statt,  aber  nicht  des  Grundbesitzes,  sondern  der  Steuer- 
last. Der  Unterschied  von  der  eigentlichen  Ausgleichung  ist 
einleuchtend,  und  ich  brauche  kaum  zu  erwähnen,  dass  diese 
Operation  zu  der  feldgemeinschaftlichen  Ordnung  in  keiner 
engeren  Beziehung  steht. 

Manchmal  ist  aber  der  Anschluss  an  die  feldgemeinschaft- 
lichen Verhältnisse  enger.  In  einigen  Districten  Indiens  darf 
man  B.,  wenn  man  die  von  einem  Nachbarn  gezahlten  Steuern 
für  zu  niedrig  hält,  den  Vorschlag  machen,  den  Grundbesitz 
desselben  unter  Verpflichtung,  etwas  mehr  zu  zahlen,  im  Um- 
tausch zu  übernehmen;  der  Nachbar  hat  dann  zu  entscheiden, 
ob  er  auf  den  Umtausch  eingehen  oder  sich  die  Erhöhung 
seiner  Steuerquote  gefallen  lassen  will;  im  letzteren  Falle  wird 
die  Steuerquote  desjenigen  Wirthes,  welcher  den  Umtauschforderte, 
herabgesetzt.  ^} 

Vielfach  tritt  die  Geldentschädigang  an  die  Stelle  der 
eigentlichen  Umtheilung.  Etwa  in  der  Form,  dass  man  den 
Genossen,  welche  noch  nicht  mit  Land  ausgestattet  sind,  Warte- 
geld zahlt;  oft  kommt  es  vor,  dass  man  den  Genossen,  welche 
eigentlich  Land  beanspruchen,  die  Steuern  herabsetzt  und  den 
Betrag  auf  die  reichlicher  mit  Land  versehenen  Wirthschaften 
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repartirt,  welche  die  Vornahme  der  ümtheihmg  verhindern. 
Eine  Abart  wird  durch  den  Fall  gebildet,  wo  die  Geldausglei- 
chung nicht  als  eine  allgemeine  Maassregel  erscheint,  sondern 
nur  einzelne  Genossen  betrifft,  wobei  freilich  die  Entschädi- 
gung yielfach  nicht  in  Geldform,  sondern  in  der  Form  von 
Ueberweisung  anderweitiger  Grundstücke  geschieht;  es  wird 
z.  B.  bei  der  Umtheilung  denjenigen  Wirthen,  welche  Land 
abzutreten  haben,  gestattet,  von  dem  Gehöftlande  das  über- 
schüssige Quantum  Landes  zu  behalten ;  dafür  müssen  sie  aber 
diejenigen  Genossen,  denen  eigentlich  eine  Zuweisung  von 
Gehöftland  zu  theil  werden  sollte,  durch  Abtretung  von  Land 
an  anderer  Stelle  der  Flur,  event.  auch  durch  Geldzahlung,  ent- 
schädigen. (Eingehender  beschriebene  Beispiele  der  Geldaus- 
gleichungen etc.  siehe  unten  Abschnitt  III,  passim.)  Nament- 
lich in  der  Finanzpolitik  der  Feldgemeinschaften  lässt  sich  vieles 
nur  dann  begreifen,  wenn  man  diesen  Ersatz  der  Umtheilung 
durch  Geldzahlungen  im  Auge  behält. 

Das  System  der  Geldausgleichungen  tritt  manchmal,  nament- 
lich in  Sibirien,  als  erste  Uebergangsstufe  zu  der  Feldgemein- 
schaft mit  Umtheilungen  von  Land  auf;  in  der  gerechteren 
Eepartirung  der  Steuern  äussern  sich  daselbst  vielfach  die  ersten 
schüchternen  Versuche  der  Gesammtheit,  in  die  Besitzrechte 
der  Genossen  einzugreifen.  Andererseits  erscheint  dasselbe 
zuweilen,  z.  B.  in  Indien,  wo  es  in  vielen  Fällen  den  Ueber- 
gang  von  dem  Antheilsbesitze  (vgl.  unten  Kap.  3,  §  1)  zum  freien 
Individualeigenthum  vermittelt  hat,  als  die  letzte  Spur  der 
engeren  Verbindung  unter  den  benachbarten  Grundbesitzern. 
Vielleicht  ist  dieses  System  berufen,  in  der  Zukunft  eine  be- 
deutsame Rolle  zu  spielen  bei  der  wohl  erforderlichen  Anpassung 
der  feldgemeinschaftlichen  Verfassungen  an  die  moderne  Ver- 
kehrswirthschaft. 

§  10.  Gehen  wir  jetzt  zu  der  anderen  Kategorie  der  Be- 
schränkungen über,  welchen  die  Besitzrechte  der  einzelnen 
Mitglieder  der  Feldgemeinschaft  von  der  Gesammtheit  unterworfen 
werden  können,  zu  denjenigen  Beschränkungen  nämlich,  die 
nicht  das  Maass  des  Besitzes,  sondern  nur  die  Art  des  Zu- 
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sammenhangs  des  Besitzers  mit  dem  Lande  treffen  (vgl,  oben 
S.  11.),  Es  sind  da  zwei  Richtungen  zu  unterscheiden.  Ent- 
weder entzieht  die  Gemeinschaft  den  Grund  und  Boden  gänz- 
lich der  Nutzung  der  einzelnen  Mitglieder,  um  darauf  eigene 
Wirthschaft  zu  führen  oder  das  Land  zu  verpachten;  oder  sie 
überlässt  die  Grundstücke  den  einzelnen  Mitgliedern  in  Nutzung, 
aber  nicht  dauernd,  sondern  auf  gewisse,  kürzere  oder  längere 
Zeit,  nach  welcher  alle  Grundstücke  den  jeweiligen  Besitzern 
genommen  und  unter  die  Genossen  neu  vertheilt  werden.  Diese 
zweite  Art  der  Beschränkungen  wollen  wir  zuerst  betrachten. 

Die  Operation,  in  welcher  die  betreffende  Befugniss  der 
Gern einschaft  zur  Yerwirklichung  gelangt,  wird  technisch  als  N  eu  - 
verloosung  bezeichnet.  Die  Neuverloosung  besteht  also  darin, 
dass  die  Grundstücke  den  jeweiligen  Besitzern  genommen  und 
unter  dieselben  nach  Maassgabe  ihres  bisherigen  Anrechtes 
wieder  vertheilt  werden. 

Welchen  Sinn  haben  nun  die  Neuverloosungen?  Was 
sucht  man  dadurch  zu  erreichen.  Ihre  wichtigste  Function  ist 
die  Yerringerung  der  Gemengelage.  Um  die  Weise,  in  welcher 
die  Neuverloosungen  hierzu  beitragen,  zu  begreifen,  muss  man 
die  Methoden  der  Landvertheilung  kennen,  deren  man  sich  bei 
der  Neuverloosung  bedient.  Da  jedoch  die  Technik  der  Ver- 
theilung  in  keinem  inneren  Zusammenhange  mit  der  feldgemein- 
schaftlichen Eigentliumsordnung  steht,  sondern  die  gleichen 
Methoden  überall  zur  Anwendung  gelangen,  wo  das  Verthei- 
lungsproblem  an  sich  gestellt  ist,  so  lasse  ich  die  Beschreibung 
der  Theilungsmethoden  in  einem  besonderen  Anhange  (siehe 
unten  Anhang  I)  folgen  und  setze  hier  voraus,  dass  man  mit 
der  Landesvertheilungstechnik  vertraut  ist. 

Fassen  wir  also  die  Frage  ins  Auge,  wie  die  Neuverloo- 
sungen die  Gemengelage  mindern  können.  Da  ist  es  zunächst 
klar,  dass  wenn  beim  Neuvertheilen  der  Grundstücke  ein  anderes, 
als  das  Gewannverfahren,  angewandt  ward,  jede  Neuverloosung 
die  Gemengelage  wenn  nicht  gänzlich  aus  der  Welt  schaffen, 
doch  auf  das  Minimalmaass  reduciren  muss.  Aber  auch  die  An- 
wendung des  Gewannverfahrens  hat  denselben,  nur  weniger 
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durchschlagenden  Erfolg.  Infolge  der  Kauf-  und  Verkauf ge- 
schäfte,  des  Erbens,  des  Pachtens,  entwickelt  sich  nämlich  mit 
der  Zeit  überall,  wo  keine  Maassregeln  dagegen  ergriffen  werden, 
noth wendigerweise  die  unerträglichste  Gemengelage,  auch  w^enn 
die  Grundstücke  ursprünglich  bestens  arrondirt  gewesen  sind. 
Es  kommt  schliesslich  dazu,  dass  viele  Wirthe  in  jedem  Gewanne 
nicht  mehr  je  eine,  sondern  vielfach  mehrere  Parzellen  haben. 
Da^  w^o  Umtheilungen  vorgenommen  werden,  führen  sie  zu 
demselben  Ergebnisse.  Die  Neuverloosung  nun,  auch  bei  der 
Anwendung  der  Gewanntheilung,  beseitigt  dies,  da  dann  jeder 
"Wirth  in  jedem  Gewanne  sein  Land  in  einem  Stück  bekommt. 
Ton  welcher  Kraft  dieses  Motiv  ist,  lässt  das  bekannte  Beispiel 
der  Gehöferschaft  Losheim  erkennen,  welche  nach  einer  79  jäh- 
rigen Unterbrechung  (von  1655  bis  1724)  unter  dem  Drucke 
der  allmählich  unerträglich  gewordenen  Gemengelage  die  alte 
Sitte  der  periodischen  Neuverloosungen  wieder  aufgenommen  hat. 
(Der  interessant  motivirte  Beschluss  der  Gehöferschaft  vom  13. No- 
vember 1724  ist  bei  Haussen,  II,  S.  33,  zu  finden.) 

Aber  auch  in  einer  anderen  Weise  tragen  die  Neuver- 
loosungen  zur  Verminderung  der  Streulage  der  Parzellen  bei. 
Werden  nämlich  in  einer  Gemeinde  Neuverloosungen  oft  genug 
vorgenommen,  so  ist  es  nicht  erforderlich,  viele  Gewanne  zu 
l)ildeu;  man  braucht  nicht  darauf  zu  achten,  dass  die  Gewanne 
so  genau  gleichartig  seien:  gibt  es  auch  kleinere  Unterschiede 
innerhalb  der  Gewanne,  so  leidet  derjenige  Wirth,  dem  der 
Zufall  bei  der  Loosziehung  ein  schlechtes  Stück  zutheilt,  nicht 
stark  darunter,  da  nach  einer  nicht  sehr  langen  Zeit  die  Neu- 
verloosung  stattfindet,  bei  welcher  ihm  ein  besseres  Stück  Land 
zufallen  kann. 

Dass  man  von  kleineren  Werth differenzen  der  Grundstücke 
absehen  darf,  wenn  man  Neuverloosungen  oft  vollzieht,  hat  auch 
die  Bedeutung,  dass  dadurch  die  Bildung  der  Gewanne  und 
somit  die  Durchführung  der  Neuverloosung  selbst  unter  Um- 
ständen nicht  unerheblich  erleichtert  wird.  Namentlich  ist  dies 
da  von  grösserem  Werth,  wo  die  genaue  Bildung  der  Gewanne 
besondere  Schwierigkeiten  bietet,  etwa  weil  man  die  Beschaffen- 

4* 
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heit  des  Bodens  nicht  gut  kennt  (wie  es  z.  B.  in  Kiissland 
nach  der  Bauernreform  in  den  Gemeinden  der  Fall  war,  welche 
nicht  das  vor  der  Reform  benutzte  Land  erhalten  haben),  oder 
weil  die  Beschaffenheit  des  Bodens  steten  Aeoderangen  unter- 
worfen ist  (z.  B.  infolge  der  Ueberwehung  durch  beweglichen 
Sand  u.  s.  w.). 

Aber  nicht  nur  als  Mittel  zur  Realisirung  eines  höheren 
Zwecks,  auch  als  Selbstzweck  kann  die  ausgleichende  Wirkungs- 
weise der  Neuverloosung  erscheinen.  Man  nimmt  auch  periodische 
Neuverloosungen  vor,  nicht  um  durch  Bildung  einer  geringeren 
Anzahl  von  Gewannen  die  Gemengelage  zu  reduciren,  sondern 
lediglich,  um  die  unvermeidlichen  qualitativen  Ungleichheiten 
in  der  Ausstattung  der  Genossen  auszugleichen.  Dieses  Motiv 
ist  sogar  von  allergrösster  Bedeutung:  aus  Russland  und  aus 
Indien,  von  Java  wie  aus  Süd-Deutschland,  aus  der  Schweiz, 
aus  Italien  wird  von  Neuverloosungen  zu  diesem  Zwecke  be- 
richtet. Damit  die  Ausgleichung  durch  die  Zufälligkeiten  der 
Loosziehung  nicht  scheitere,  werden  dabei  die  Parzellen  oft  nicht 
ausgeloost,  sondern  nach  einer  festen  Reihenfolge  umgetauscht, 
so  dass  alle  Genossen  ohne  Ausnahme  nach  und  nach  in  den 
Besitz  aller  Parzellea  gelangen.  Am  häufigsten  wird  dieses 
Verfahren  bei  Wiesen  angewandt  —  rotation  meadows  in  Eng- 
land, prairies  ä  echange  in  Belgien,  auch  in  Russland  (nament- 
lich bei  der  Vertheilung  des  Wiesenlandes  unter  die  Loos- 
gruppen);  ebenso  bei  Weiden  —  z.  B.  auf  den  Wechselalpen 
in  Tirol;  aber  es  kommt  auch  beim  Ackerlande  vor.  Als  ein 
spezieller  Fall  dieses  Verfahrens  ist  derjenige  anzusehen,  w^o  die 
Zahl  der  Parzellen  geringer  ist  als  die  Zahl  der  Berechtigten, 
so  dass  einzelne  Genossen  abwechselnd  vom  Besitze  ausge- 
schlossen werden:  dass  ist  die  Verfassung  der  Wechselgründe 
in  Krain,  welche  hauptsächlich  Wiesen  und  Weiden,  aber  auch 
Aecker  und  sogar  Weingärten  umfassen;  ^)  ferner  kommt  es  auf  Java 
vor  (vgl.  oben  S.  26).  In  Russland  wird  das  Verfahren  in 
Bezug  auf  die  freigewordenen  Antheile  angewandt,  wenn  wegen 

^)  Vgl.  Peyrer,  Regelung  der  Grimdeigenthumsverhältnisse,  S.  62 — 63 ; 
Schiff,  Oesterreichs  Agrarpolitik  seit  Grundentlastung,  S.  171. 


2.  AEUSSERUNGEN  DES  FELDGEMEINSCHAFTLICHEN  PRINCIPS.  53 

der  hohen  Steuern  niemand  dieselben  annehmen  will  und  zur 
partiellen  ümtheilung  der  zweiten  Art  nicht  gegriffen  wird ; 
vereinzelt  auch  in  anderen  Fällen,  so  z.  B.  im  Kreise  Wjasma, 
wo  es  zwei  Gemeinschaften  gibt,  welche  sich  im  Besitze  einer 
Wiese  jährlich  ablösen. 

Gewissermassen  als  eine  Ausartung  dieser  Function  der 
J^euverloosung  erscheint  der  Fall,  wo  der  Umtausch  der  Par- 
zellen nicht  den  Zweck  verfolgt,  die  unvermeidlichen  geringen 
Yerschiedenheiten  in  der  Ausstattung  aufzuheben  (wobei  er  also 
eigentlich  als  Ergänzung  zu  dem  sonst  üblichen  Theilungsver- 
fahren  auftritt),  sondern  einen  ganz  anderen,  nämlich  die  Ke- 
partirung  des  durch  Mehraufwand  von  Arbeit  und  Kapital  ge- 
schaffenen höheren  Werthes  mancher  Grundstücke  auf  alle  Mit- 
glieder der  Gemeinschaft.  Die  ärmeren  Wirthe  möchten  etwa 
gerne  ihre  Parzellen  gegen  besser  bearbeitete  Grundstücke  der 
reicheren  umtauschen;  diejenigen,  welche  viel  Land,  aber  wenig 
Vieh  besitzen,  wollen  die  besser  gedüngten  Parzellen  der  Wirthe, 
welche  im  Verhältnisse  zum  Grundbesitz  mehr  Vieh  halten, 
bekommen  u.  s.  w.  Namentlich  bei  der  Feldgraswirthschaft  ist 
dieses  Motiv  von  besonderer  Bedeutung,  da  das  Umbrechen 
des  Dreeschlandes  kräftiges  Vieh  und  gutes  Inventar  erfordert, 
so  dass  die  ärmeren  Wirthe  vielfach  das  ihnen  zugetheilte  Land 
gar  nicht  bestellen  können.  Sind  nun  die  Wirthe,  welchen  der 
Umtausch  der  Parzellen  Vortheile  verheisst,  zahlreich  genug, 
so  können  sie  unter  Umständen  die  Yornahme  der  Neuverloo- 
sung  im  Parteikampfe  erzwingen.  Uebrigens  darf  man  nicht 
glauben,  dass  es  sich  in  solchen  Fällen  stets  um  eine  Verge- 
waltigung der  besseren  Wirthe  durch  das  bequeme  Mittel  des 
Majoritätsbeschlusses  im  egoistischen  Interesse  der  Mehrzahl 
handelt.  Oft  ist  es  im  Interesse  der  Gesammtheit,  durch  einen 
derartigen  Umtausch  von  Parzellen  die  niedriger  stehenden  Wirth- 
schaften  vor  weiterem  Herabsinken  zu  bewahren.  Namentlich 
da,  wo  die  Steuern  höher  sind  als  der  Bodenertrag,  wo  es  also 
auf  die  Zahl  der  Wirthschaften,  unter  welche  die  Steuernlast 
repartirt  wird,  sehr  ankommt,  ist  es  wichtig,  dass  diese  Wirth- 
schaften nicht  zahlungsunfähig  werden.    Ein  weiteres  Interesse 
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hat  die  Gresammtheit  daran,  dass  auf  der  Flur  keine  wüst  liegende 
Parzellen  vorhanden  seien,  denn  jede  unbestellte  Parzelle  schädigt 
auch  die  benachbarten  Gfrundstücke.  Damit  diese  wästen  Par- 
zellen verschwinden,  werden  Neuverloosungen  vorgenommen^ 
dada  bei  die  wüst  liegenden  Grrandstücke  an  kräftigere  Wirth- 
schaften  kommen  können,  welche  sie  gut  bestellen  werden,  da- 
gegen die  schwächeren  Wirthe  bereits  bestellte  und  in  guten 
Zustand  gebrachte  Parzellen  erhalten.  Schliesslich  darf  man 
auch  das  nicht  vergessen,  dass  die  Interessen  der  einzelnen 
Wirthe  nicht  identisch  sind;  der  Umtausch  der  Parzellen  kann 
unter  Umständen  beiden  Seiten  vortheilhaft  sein.  Gerade  bei 
der  Feldgraswirthschaft  ist  das  oft  der  Fall:  der  schwächere 
Wirth  will  vor  allem  bereits  umgebrochenes  Land  bekommen^ 
da  seine  Kräfte  der  schweren  Arbeit  der  Urbarmachung  nicht 
gewachsen  sind;  dagegen  bietet  das  Umbrechen  der  kräftigeren 
Wirthschaft  keine  Schwierigkeiten,  es  ist  ihr  sogar  erwünscht, 
ihre  bereits  mehr  oder  weniger  erschöpften  Parzellen  gegen 
frische,  noch  nicht  unter  den  Pflug  genommene  umzutauschen. 

Schliesslich  muss  ich  noch  folgende,  an  die  bekannten 
Cäsar'schen  Erklärungen^)  der  Sitte  der  Neuverloosung erinnernde 
Motivirung  erwähnen,  die  von  W.  Orlow  mitgetheilt  wird:  in 
vielen  G-emeinschaften  des  Gouv.  Moskau,  wo  bei  der  Yerthei- 
lung  nach  der  Leistungsfähigkeit  häufige  partielle  Umtheilungen 
der  ersten  Art  üblich  sind,  werden  jährliche  Neuverloosungen 
des  ganzen  Brachfeldes  vorgenommen;  denn  sonst  würde  niemand 
die  auf  dem  Wege  der  partiellen  Umtheilung  bekommenen  Par- 
zellen so  gut  behandeln  wie  die  eigenen  Stammgrundstücke. 
Hier  hat  also  die  Neuverloosung  den  Zweck,  keine  besonders 
enge  Yerbindung  zwischen  Mann  und  Land  aufkommen  zu  lassen. 
Werden  nämlich  alle  Grundstücke  alle  drei  Jahre  umgetauscht, 
so  ist  für  eine  differenzirende  Behandlung  durch  den  je- 
weiligen Besitzer  kein  Raum  übrig.  Aus  diesen  Gründen  werden 
in  einer  Gemeinschaft  des  Kreises  Podolsk  selbst  die  Hausgärten 
häufigen  Neuverloosungen  unterworfen:  „sonst  würden  —  be- 


^)  De  hello  gallico,  VI,  c.  22. 
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haupten  die  Bauern  —  manche  Wirthe  ihren  ganzen  Dünger 
auf  das  Gehöftland  verwenden  und  von  der  Bestellung  ihrer 
Flurparzellen  ganz  absehen,  wodurch  der  Gemeinschaft  grosse 
Unbequemlichkeiten  entstehen  würden". 

Ausser  diesen  dauernd  wirkenden  Momenten,  welche  regel- 
mässig wiederholte  Neuverloosungen  bedingen,  gibt  es  auch  solche, 
welche  sporadische  Neuverloosungen  hervorrufen  können.  Dazu 
gehört  vor  allem  die  Aenderung  der  Eintheilung  der  Flur  in 
Felder  und  Gewanne,  etwa  im  Zusammenhange  mit  dem  Ueber- 
gange  zu  einem  anderen  Wirthschaftssysteme.  Yon  Neuver- 
loosungen,  welche  lediglich  zu  diesen  Zwecken  vorgenommen 
wurden,  wird  aus  vielen  Gegenden  berichtet,  z.  B.  ans  dem 
Moskauer  Gouv.,  aus  dem  Kreise  Kaschin  Gouv.  Twer,  aus  dem 
Kreise  Nowousen  Gouv.  Samara  u.  a.  (Man  vergleiche  auch 
unten  Abschnitt  III,  Kapitel  2,  §  8.) 

In  engem  Zusammenhange  damit  stehen  Neiiverloosungen, 
welche  zu  dem  Zwecke  der  Aussonderung  eines  Theils  der  Flur 
für  spezielle  Culturen  vorgenommen  werden ;  so  z.  B.  wird  aus 
dem  Kreise  Melitopol  von  Neu verloosun gen  berichtet,  w^ eiche 
die  Schaffang  eines  besonderen  Kartoffelfeldes  zum  Zweck  hatten. 
Weiter  kommen  Neuverloosungen  in  Betracht,  welche  wegen 
anderer  Eintheilung  der  Gemarkung  nach  den  Nutzungsarten 
vorgenommen  werden;  es  wird  z.  B.  aus  dem  Kreise  Jamburg 
von  Neaverloosungen  berichtet,  welche  die  Yergrösserung  der 
Weide  auf  Kosten  des  Ackerlandes  bezwecken ;  aus  dem  Kreise 
Wjasma  von  einer  ähnlichen  Umwandlang  der  Aecker  in  AYiesen 
und  des  Buschlandes  ins  Ackerland. 

Das  alles  sind  Gründe,  welche  die  Yornahme  der  Nea- 
verloosungen bei  allen  Wirthschaftssystemen  hervorrafen  können. 
Es  gibt  nun  Systeme,  welche  die  periodische  Yornahme  der 
Neuverloosungen  besonders  nahe  legen.  Nasse  hat  bereits  in  seiner 
Studie  über  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  in  England 
darauf  hingewiesen,  dass  bei  Wirthschaftssystemen,  bei  welchen 
die  Sondernutzung  der  Grundstücke  mit  der  Gemeinnutzuug 
abwechselt,  falls  die  Dauer  der  Gemeinnutzung  die  der  Sonder- 
nutzung bedeutend  übersteigt,  meistens  kein  Sondereigenthum 


56  I.  BEGRIFF  UND  FORMEN  DER  FELDGEMEINSCHAFT. 

auf  der  Flur  sich  ausbildet.  „Es  lohnt  sich  nicht,  ein  Sonder- 
eigenthum festzuhalten,  welches  Jahrzehnte  lang  von  keiner 
praktischen  Bedeutung  ist.  Eine  immer  neue  Auftheilung  der 
Stücke  der  Flur,  welche  jedesmal  in  Cultur  genommen  werden, 
ist  da  viel  bequemer."  Alle  weiteren  Beobachtungen  haben  die 
Kichtigkeit  dieser  Auffassang  bestätigt.  Bei  der  Feld  gras  wirth- 
schaft  in  den  Steppen  Süd-Russlands  und,  in  älteren  Zeiten, 
Ungarns, 1)  wie  bei  der  Essartage  auf  der  Hochebene  der  Ardennen, 
auf  Corsica^)  und  auf  der  Insel  Amram,^)  im  Siegener  Kreise 
und  bei  den  Trier'schen  Gehöferschaften  ist  die  Neuverloosung 
beim  Austheilen  des  Landes  in  Sondernutzung  die  Bogel;  hin- 
gegen ist  die  Rückkehr  der  Wirthe  auf  dasselbe  Grundstück 
eine  Ausnahme  (namentlich  in  Süd-Rassland  kommt  dies  vor). 

§  11.  Es  bleibt  noch  übrig,  die  Maassregel  zu  untersuchen, 
durch  welche  mitunter  Land  von  der  Sondernutzung  ausge- 
schlossen Avird.  Da  gibt  es  drei  verschiedene  Modalitäten.  Entweder 
wird  die  Bestellung  des  nicht  ausgetheilten  Landes  von  den 
Mitgliedern  der  Gemeinschaft  selbst  ausgeführt  (die  Arbeit  wird 
dabei  natürlich  auf  die  einzelnen  Genossen  nach  Maassgabe  ihrer 
Antheile  an  dem  Ertrage  repartirt),  oder  das  Grandstück  wird 
von  der  Gemeinschaft  in  eigener  Regie  darch  Lohnarbeiter  be- 
wirthschaftet,  und  der  Ertrag  oder  der  Erlös  vom  Yerkaufe  des 
Ertrages  unter  die  Genossen  ausgetheilt.  Endlich  kann  das 
Grundstück  verpachtet  und  der  Pachtzins  vertheilt  werden. 

Wodurch  wird  nun  die  Feldgemeinschaft  bewogen,  hie  und 
da  die  Austheilung  von  Land  in  Sondernutzung  fallen  zu  lassen? 
Es  lässt  sich  auf  folgende  Motive  zurückführen. 

Vor  allem  wirkt  in  dieser  Richtung  die  technische  Ueber- 
legenheit  des  grösseren  Betriebes  über  die  Parzellenwirthschaft. 
Ist  diese  üeberlegenheit  sehr  stark  und  fällt  sie  in  die  Augen, 
so  lässt  sich  auch  die  im  grossen  und  ganzen  träge  Bauern- 
masse diese  Wirthschaftsordnang  gefallen.  Aus  diesem  Grunde 

Taganyi,  Geschichte  der  Feldgem.  in  Ungarn,  passim. 
^)  M.  Bigot,  Paysans  corses  en  communaute.    Ouvriers  des  Deux- 
Mondes,  2me  Serie,  18  fasc. 
3)  Hanssen,  I,  S.  293. 
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werden  z.  B.  die  Wälder  sehr  selten  in  Sondernutzung  ausgetheilt, 
noch  seltener  die  Weiden ;  auch  fällt  die  Sondernutzung  beim 
Ackerlande  aus,  wenn  die  Nachtheile  des  Kleinbetriebes  zu  stark 
fühlbar  werden;  sehr  charakteristisch  ist  es,  dass  in  Russland 
diejenigen  Gemeinschaften,  welche  den  Kleebau  einführen  (siehe 
unten  Abschnitt  III,  Kapitel  2,  §  10),  manchmal  gemein- 
same Bestellung  des  Kleefeldes  üben,  obgleich  die  anderen 
Felder  in  Sondernutzung  bleiben:  die  Saat  wird  nämlich  sehr 
schwer,  Avenn  das  Kleefeld  schmal  ist.  Peyrer^)  schildert  einen 
Eall,  wo  die  zu  weit  vorgeschrittene  Parzellirung  dazu  geführt 
hat,  dass  man  nach  langen  Streitigkeiten  zur  gemeinschaftlichen 
Bewirthschaftnng  überging.  Sehr  bezeichnend  ist  es,  dass  vielfach 
die  Gremarkung  unter  die  Loosgruppen  in  Sonderbesitz  vertheilt 
wird,  von  diesen  aber  die  Grundstücke  gemeinschaftlich  benützt 
werden.  Dasselbe  Motiv  bewirkt  auch,  dass  kleine  Grundstücke, 
welche  nach  der  Bildung  der  regelmässigen  Gewanne  übrig 
bleiben,  nicht  vertheilt,  sondern  meistens  verpachtet  werden. 
Mit  aus  diesem  Grande  unterbleibt  die  Austheilung  in  Sonder- 
besitz häufig  bei  solchen  Nutzungen,  welche  mehr  industriellen 
als  landwirthschaf fliehen  Charakter  haben,  wie  z.  B.  Steinbrüche, 
Kohlengruben,  Torfmoore  u.  s.  w. 

Kann  nun  in  diesen  Fällen  die  Yertheilung  der  Arbeiten 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  ohne  besondere  Schwierigkeiten 
geschehen,  so  findet  die  gemeinsame  Bestellung  durch  die  Ge- 
nossen statt;  sonst  wird  die  Regiewirthschaft  vorgezogen.  Häufig 
werden  die  beiden  Bewirthschaftangsweisen  kombinirt :  gewisse 
Arbeiten  werden  von  den  Genossen  selbst,  andere  von  Lohn- 
arbeitern gemacht.  Das  letztere  kommt  nämlich  dann  vor,  wenn 
die  Arbeit  besondere  Geschicklichkeit  oder  spezielle  Kenntnisse 
erfordert;  so  wird  z.  B.  die  Saat  des  Klees  in  dem  oben  er- 
wähnten Falle  häufig  einem  besonderen  Lohnarbeiter  anvertraut; 
ähnlich  wird  für  das  Weiden  des  grossen  Viehs  stets  ein  besonderer 
Hirt  angestellt,  dagegen  wird  oft  für  das  Weiden  von  Kleinvieh 
und  Geflügel  von  den  Genossen  selbst  gesorgt;  die  Waldwirth- 
schaft  wird  in  der  Regel  von  der  Gemeinschaft  in  Regie  geführt, 


Peyrer,  S.  29. 


58  T.  BEGRIFF  UND  FORMEN  DER  FELDGEMEINSCHAFT. 

das  Abholzen  aber  häufig  den  einzelnen  Genossen  überlassen 
oder  gemeinschaftlich  besorgt. 

In  derselben  Richtung,  wie  die  technische  üeberlegenheit 
des  Grossbetriebes  kann  auch  die  Kostspieligkeit  der  Technik 
wirken.  Ist  für  den  rationellen  Betrieb  ein  grösserer  Aufwand 
an  Kapital  und  Arbeit  erforderlich,  den  die  einzelnen  Wirthe 
nicht  leicht  zu  leisten  vermögen,  so  wird  die  Sondernutzung 
aufgehoben,  vielleicht  nur  zeitweise,  bis  die  Wirthschaft  neu 
geordnet  ist.  Wohl  aus  diesem  Grunde  werden  hie  und  da 
Weinberge  nicht  ausgetheilt;  auch  andere  intensive  Culturen 
gemeinschaftlich  betrieben  (Hopfenpflanzungen  der  Stadt  Tü- 
bingen),2)  Schafweiden  verpachtet  (sehr  oft  in  Baden  und 
Württemberg).  Mit  aus  demselben  Grunde  wird  bei  Nutzungen 
industriellen  Charakters  nicht  ausgetheilt. 

Den  dritten  Grund,  von  der  Austheilung  in  Sondernutzung 
abzusehen,  bildet  der  Wunsch,  die  Deckung  der  gemeinsamen 
Bedürfnisse  zu  sichern.  Natürlich  kann  dafür  auch  auf  dem 
Wege  der  Gemeindesteuern  gesorgt  Averden,  was  auch  meistens 
geschieht;  die  Deckung  durch  den  Ertrag  der  gemeinsamen 
Ländereien  hat  jedoch  den  Vorzug  der  grösseren  Sicherheit,  weil 
dabei  Rückstände  weniger  zu  befürchten  sind;  auch  werden  dabei 
die  Unannehmlichkeiten  der  Steuererhebung  vermieden.  Die 
Grundstücke  werden  dann  meistens  gegen  festen  Zins  verpachtet, 
was  gewiss  das  nächstliegende  ist.  Ein  drastisches  Beispiel  der 
Wirksamkeit  dieses  Motivs  wird  durch  den  folgenden  Fall  ge- 
geben: die  Gemeinschaft  verpachtet  an  einen  benachbarten 
Gutsbesitzer  ein  Grundstück  von  4000  Dessjätinen  und  der  Guts- 
besitzer verpachtet  dasselbe  in  kleinen  Stücken  weiter  an  gewisse 
Mitglieder  der  Gemeinschaft,  natürlich  mit  Yortheil;  die  Gemein- 
schaft lässt  sich  aber  diese  Yerluste  an  Pachtzinsdifferenz  gefallen, 
weil  sie  auf  diese  Weise  eine  sicherere  Geldeinnahme  hat.  ^) 

')  Laveleye,  S.  139  (Kanton  Wallis);  S.  145  (Stadt  Radolfzell); 
S.  275  (Portugal). 

2)  Bücher-Laveleye,  S.  193—194. 

^)  W.  Postnikow,  Die  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Süd-Russ- 
land, S.  151. 
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Gewöhnlich  werden  auf  diese  Weise  die  Aasgaben  für  spezielle, 
jedesmal  genau  bezeichnete  Zwecke  bestritten,  besonders,  wenn 
eine  einmalige  Anstrengung  erforderlich  ist;  so  z.  B.  die  Aus- 
gaben für  Armen-  und  Krankenpflege,  für  Schul-  und  Kirchen- 
wesen, namentlich  für  den  Bau  von  Schule  und  Kirche:  für 
Strassenanlagen  und  Wasserleitung.  Es  werden  so  auch  Torräthe 
für  den  Fall  der  Missernte  gesammelt.  Aber  auch  für  laufende 
allgemeine  Ausgaben,  sogar  für  die  Auszahlung  der  von  den 
Mitgliedern  zu  entrichtenden  Steuern  wird  wohl  auf  diese  Weise 
gesorgt,  namentlich  wenn  grosse  Rückstände  auf  der  Gemein- 
schaft lasten.  Eine  besondere  Entwicklung  hat  diese  Rück- 
behaltung  von  Land  in  den  deutschen  Kolonien  Süd-Russlands 
gewonnen,  wo  durch  den  Erlös  aus  der  Verpachtung  eines 
Theils  der  Gemarkung  der  Kolonisationsfonds  genährt  zu  werden 
pflegt,  welcher  dazu  bestimmt  ist,  neue  Ländereien  anzukaufen, 
um  den  Ueberschuss  der  Bevölkerung  darauf  anzusiedeln.  Folgende 
Zahlen  mögen  die  Bedeutung  dieser  Erscheinung  verdeutlichen : 
Die  deutschen  Kolonisten  des  Kreises  Melitopol  verpachten  Jahr 
aus  Jahr  ein  zum  Zwecke  der  Bildung  des  Kolonisationsfonds  6505 
Dessjätinen;  aus  dem  Erlöse  —  jährlich  50  000 — 60  000  Rubel 
—  haben  sie  während  der  25  Jahre  1864 — 1889  circa  50400 
Dessjätinen  angekauft,  worauf  an  1400  Wirthschaften  angesiedelt 
worden  sind ;  die  Zahl  der  Wirthschaften  in  der  Mutter-Kolonie 
selbst  beträgt  1672,  Die  Mennoniten  des  Kreises  Berdjansk 
verpachten  11743  Dessjätinen;  der  Erlös  ist  jährlich  65  000 
bis  80  000  Rubel.  Im  Jahre  1870  haben  sie  21 000  Dessjätinen 
gekauft;  im  Jahre  1884  noch  12  000  Dessjätinen  zum  Preise 
von  600  000  Rubel;  auf  diesen  12  000  Dessjätinen  sind  über 
300  Familien  angesiedelt  worden.  Im  Jahre  1891  hat  eine  neue 
Landerwerbung  stattgefunden ;  man  hat  Land  genug  zur  An- 
siedelung von  circa  300  Familien  gekauft. 

Das  vierte  Motiv,  die  Austheilung  in  Sondernutzung  fallen 
zu  lassen,  wird  durch  die  Schwierigkeit  gebildet,  gewisse 
Nutzungen  gleichmässig  zu  vertheilen.  Diese  Schwierigkeit  kann 


W.  Postnikow,  S.  297—299. 
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im  Charakter  der  Nutzung  liegen  —  so  kann  man  z.  B.  beim 
Tlieilen  des  Waldes  die  Holzmasse  nicht  leicht  vor  der  Abholzung 
vertheilen;  ähnlich  ist  es  mitunter  mit  dem  Wiesenlande.  Sie 
kann  aber  auch  darin  bestehen,  dass  nicht  alle  Wirthschaften 
gleiche  Bedürfnisse  an  den  betreffenden  Nutzungen  haben  oder 
nicht  alle  in  der  gleichen  Lage  sind,  die  Nutzung  auszubeuten; 
das  ist  z.  B.  bei  den  Steinbrüchen  der  Fall:  man  braucht  für 
den  eigenen  Haushalt  nicht  viel  Steine;  der  Steinbruch  kann 
aber,  wenn  man  Steine  verkauft,  guten  Ertrag  abwerfen ;  nicht 
alle  Wirthschaften  sind  nun  im  Stande,  das  Geschäft  zu  führen, 
auf  die  Kente  will  aber  Niemand  zu  Gunsten  derjenigen  Genossen 
verzichten,  welche  das  Geschäft  zu  übernehmen  bereit  sind. 
Gemeinschaftliche  Bewirthschaftung  oder  Yerpachtung  liegt  hier 
am  nächsten.  Sehr  charakteristisch  ist  in  dieser  Beziehung  die 
Geschichte  der  Allmend  der  Stadt  Bern :  ^)  da  hat  man  die  ge- 
meinsame Weide  zu  verpachten  angefangen,  nachdem  die  letzte 
Spur  der  naturalwirthschaftlichen  Lebensweise,  das  Halten  der 
Milchkühe  für  den  eigenen  Gebrauch,  endgiltig  verschwunden 
war  und  die  gemeinsame  Weide  nur  noch  einigen  Metzgern  und 
Bäckern  zu  Gute  kam.  Im  Falle,  wo  Schwierigkeiten  der  erst 
erwähnten  Art  im  Spiele  sind,  greift  man  meistens  zur  genossen- 
schaftlichen Bewirthschaftung;  im  letzteren  Falle  werden  die 
Grundstücke  zumeist  verpachtet. 

Vielfach  ist  schliesslich  der  Wunsch  wirksam,  einen  Keserve- 
fonds  an  Land  zu  bilden,  um  mit  dessen  Hilfe  häufige  Um- 
theilungen,  namentlich  partielle  (vgl.  oben  S.  44  —  45),  zu  ver- 
meiden. 

§  12.  Um  die  Untersuchung  der  Beschränkungen,  welchen 
die  Besitzrechte  der  Mitglieder  einer  Feldgemeinschaft  unter- 
worfen werden  können,  abzuschliessen,  müssen  wir  noch  die 
mannigfaltigen,  zum  Theil  recht  komplicirten  Beziehungen  ent- 
wickeln, in  Avelchen  die  einzelnen  Arten  der  Beschränkungen, 
die  wir  oben  unterschieden  haben,  zu  einander  stehen. 

Die  allgemeinen  Umtheilungen  und  die  partiellen  Um- 


')  Vgl.  Miaskowski,  S.  156. 
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theilungen  der  ersten  Art  (ygl.  oben  S.  42)  bilden  den  Ausfkiss 
eines  und  desselben  Rechtes  der  Gesammtheit  —  des  Rechtes, 
die  Grösse  des  Besitzes  der  Mitglieder  nach  freiem  Ermessen 
zu  bestimmen.  Sie  erfüllen  auch  im  wesentlichen  die  gleichen 
Functionen.  Deshalb  wird  man  in  der  Regel  in  den  Gemein- 
schaften, wo  die  einen  üblich  sind,  auch  die  anderen  finden. 
Es  ist  mehr  Zweckmässigkeits-  als  Principienfrage,  ob  die  beiden 
Formen  des  Rechtes  oder  nur  eine,  und  dann  welche,  üblich  sind. 
Haben  somit  die  allgemeinen  IJmtheilungen  und  die  partiellen 
ümtheilungen  der  ersten  Art  dieselben  Aufgaben  und  dieselbe 
principielle  Bedeutung,  so  schliessen  sie  sich  doch  gerade  deshalb 
ge Wissermassen  gegenseitig  aus.  Die  Vornahme  der  allgemeinen 
Umtheilung  macht  die  partielle  unnöthig  und  umgekehrt.  Die 
Häufigkeit  der  einen  steht  somit  zu  der  Häufigkeif  der  anderen 
in  einem  gewissen  Gegensatze.  So  werden  z.  B.  die  Zwecke, 
welchen  die  ümtheilungen  dienen,  bei  der  süd-deutschen  Allmend 
in  dem  Falle,  wo  die  Allmendloose  auf  Lebenszeit  zugewiesen 
werden,  ausschliesslich  durch  partielle  ümtheilungen  erfüllt; 
dieselbe  Verfassung  kommt  auch  in  Russland  vor.  Die  partiellen 
ümtheilungen  überwiegen  ferner  in  der  Regel  in  den  Gemein- 
schaften, wo  die  Vertheilung  nach  der  Leistungsfähigkeit  geschieht. 
Andererseits  sind  sie  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1893  den 
russischen  Feldgemeinschaften  gänzhch  verboten,  so  dass  die- 
selben von  der  Zeit  an  eigentlich  mit  den  allgemeinen  üm- 
theilungen allein  auskommen  müssen,  was  allerdings  nicht  immer 
stattzufinden  scheint. 

Die  partiellen  ümtheilungen  der  zweiten  Art  (s.  oben  S.  42) 
beruhen  auf  einem  ganz  anderen  Rechte  der  Gemeinschaft.  Die 
Befugniss,  den  Besitz  aller  Mitglieder  gleichmässig  zu  ändern, 
kann  der  Gesammtheit  auch  dann  zustehen,  wenn  ihr  das  Recht 
fehlt,  das  Grössenverhältniss  der  Antheile  zu  ändern.  Dagegen 
wird  in  der  Regel  das  Recht,  partielle  ümtheilungen  zweiter 
Art  vorzunehmen,  der  Gemeinschaft  nicht  fehlen,  wenn  ihr  die 
tiefer  einschneidende  Befugniss  zugefallen  ist,  allgemeine  üm- 
theilungen (bezw.  partielle  der  ersten  Art)  vorzunehmen,  obgleich 
jenes  Recht  in  dieser  Befugniss  innerlich  nicht  einbegriffen  ist. 
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Die  Ausgleichung  sieht  zu  den  Umtheilungen  aller  Art 
in  gar  keiner  Beziehung.  Weder  setzt  sie  dieselben  voraus, 
noch  wird  sie  von  ihnen  vorausgesetzt.  Sie  kann  ebenso  gut 
da  bestehen,  wo  die  Gemeinschaft  das  Recht  hat,  Umtheilungen 
einer  der  drei  Arten  vorzunehmen,  wie  auch  da,  wo  kein  solches 
Recht  der  Gremeinschaft  zusteht.  Die  Berechtigungen,  auf  deren 
Maass  der  thatsächliche  Besitz  bei  der  Ausgleichung  zurückge- 
führt wird,  können  durch  die  Gemeinschaft  festgestellt,  aber 
auch  ganz  unabhängig  vom  Willen  der  Gemeinschaft  auf  dem 
Wege  des  Kaufens,  des  Erbens  etc.  erworben  sein. 

Das  Recht,  Neuverloosungen  vorzunehmen,  ist  ein  noch 
weniger  in  die  Besitzrechte  der  Einzelnen  eingreifendes  als  das 
Recht,  partielle  Umtheilungen  der  zweiten  Art  zu  vollziehen. 
Die  JvFeuverloosung  lässt  ja  nicht  nur  das  Grössenverhältniss 
der  Güter  aller  Wirthe  zu  einander,  sondern  auch  deren  abso- 
lute Grösse  unverändert.  Sie  setzt  also  nur  Abtretung  eines 
geringeren  Umkreises  von  Eigenthumsrechten  an  die  Gesammt- 
heit  voraus,  als  die  Umtheilungen.  Die  Gemeinschaften,  welchen 
das  Recht  der  Neuverloosung  zusteht,  brauchen  somit  nicht  zu- 
gleich mit  dem  Rechte  der  Umtheilung  ausgestattet  zu  sein; 
dagegen  werden  solche,  die  es  sind,  in  der  Regel  auch  jenes 
geringere  Recht  besitzen,  um  so  mehr,  als  die  Umtheilungen 
leicht  zu  Neuverloosungen  Anlass  geben.  Sie  erzeugen  näm- 
lich die  Gemengelage,  und  gegen  die  Gemengelage  ist  das  speci- 
fische  Mittel,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Iseuverloosung.  Dem- 
jenigen Genossen,  dessen  Besitz  bei  der  Umtheilung  vergrössert 
Avird,  wird  das  Land  von  einem  oder  mehreren  anderen  Ge- 
nossen abgetreten;  dieser  andere  besitzt  in  jedem  Gewanne  je 
eine  Parzelle;  soll  er  einen  Bruchtheil  seines  Besitzes  abtreten, 
so  ist  das  einfachste  (das  steht  auch  mit  dem  Sinne  des  Gewann- 
verfahrens im  besten  Einklänge)  jede  Parzelle  um  jenen  Bruch- 
theil zu  kürzen ;  diese  abzutretenden  Streifen  werden  nun  natür- 
lich nur  in  Ausnahmefällen  unmittelbar  neben  den  Parzellen 
desjenigen  Wirthes  liegen,  der  sie  bekommen  soll.  Somit  wird 
die  Zahl  der  Parzellen  des  Genossen,  dessen  Besitz  zunimmt, 
mindestens  auf  das  doppelte  steigen  müssen;  wird  der  Wirth 
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auf  Kosten  von  zwei  Genossen  ausgestattet,  so  verdreifacht  sich 
die  Zahl  u.  s.  w.  Die  Umtheilung  hat  also  zur  unmittelbaren 
Folge,  dass  diejenigen  Wirthe,  deren  Besitz  dabei  zugenommen 
hat,  mehr  als  eine  Parzelle  in  jedem  Gewanne  haben  —  ein 
Missstand,  welcher  nach  Neuverloosung  schreit.  In  dieser  Weise 
führen  also  die  ümtheilungen  zu  Neuverloosungen.  Der  Zu- 
sammenhang ist  aber  kein  nothwendiger  und  unlösbarer.  Unter 
Umständen,  wenn  man  viel  Werth  darauf  legt  und  genau  auf- 
passt,  können  Ümtheilungen  vollzogen  werden,  ohne  dass  Neu- 
verloosungen darauf  folgen :  nicht  nur  logisch,  sondern  auch 
in  der  Wirklichkeit  lassen  sich  die  beiden  Operationen  trennen, 
und  es  gibt  eine  ganze  Reihe  von  Erscheinungen  im  feldgemein- 
schaftlichen Leben,  welche  nur  durch  diese  Erwägung  begreif- 
lich werden.    (Näheres  siehe  unten  Anhang  IL) 

Das  Recht,  das  Land  der  Sondernutzung  zu  entziehen, 
beruht  auf  derselben  Basis,  wie  die  partiellen  Ümtheilungen  der 
zweiten  Art,  durch  deren  Vermittelung  es  auch  in  der  Regel 
verwirklicht  wird.  Es  kann  ebenso  gut  mit  dem  Rechte,  Aende- 
rungen  in  der  relativen  Besitzgrösse  der  Genossen  vorzunehmen, 
Hand  in  Hand  gehen,  wie  auch  ohne  dasselbe  bestehen;  es  gibt 
auch  Gemeinschaften,  welche  das  Land  gemeinschaftlich  bewirth- 
schaften,  ohne  das  Recht  zu  haben,  die  Antheile  der  einzelnen 
Mitglieder  an  dem  Producte  zu  ändern.  Dagegen  ist  das  Recht, 
Aenderungen  in  der  relativen  Grösse  des  Besitzes  vorzunehmen, 
in  der  Regel  auch  mit  dem  Rechte  verbunden,  der  Sonder-  die 
Gemeinnutznng  zu  substituiren,  obgleich  der  Zusammenhang 
kein  nothwendiger  ist;  jenes  Recht  involvirt  dieses  gar  nicht. 
Es  wäre  wohl  eine  Verfassung  denkbar,  welche  der  Gemein- 
schaft gestattet,  ihren  Grundbesitz  ganz  nach  Belieben  unter 
die  Genossen  zu  vertheilen,  aber  verbietet,  selbst  den  kleinsten 
Theil  der  Gemarkung  der  Sondernutzung  zu  entziehen. 

II.  Beschränkungen  der  Yerf ügungsrechte. 

§  13.  Die  feldgemeinschaftlichen  Beschränkungen  der 
Verf ügnngsrechte  sind  sehr  mannigfaltiger  Natur.  Leider  ist  diese 
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Seite  der  Verfassung  von  den  Beobachtern  verhältnissmässig 
wenig  beachtet  worden,  was  um  so  mehr  bedauernswerth  ist, 
als  gerade  die  Beschräntungen  der  Verfügungsrechte,  da  sie  zu 
den  feineren  und  flüssigeren  Zügen  gehören,  namentlich  für 
entwicklungsgeschichtliche  Studien  von  besonderem  Werthe  sind. 

Die  Eingriffe  in  die  Yerfügungsfreiheit  der  Genossen 
lassen  sich  in  zwei  Kategorien  zusammenfassen,  je  nach  dem 
sie  das  Erbrecht  oder  die  Mobilisation  des  Bodens  betreffen. 

Die  Kegelung  des  Erbrechtes  kann  bis  zur  vollständigen 
Aufhebung  des  Erbganges  der  Grundstücke  gehen,  sie  kann 
aber  auch  in  der  Aufstellung  von  Normen  bestehen,  welche  die 
Intestaterbfolge  bestimmen  oder  die  Freiheit  der  testamenta- 
rischen Verfügung  einschränken. 

Von  den  Bestimmungen  der  letzteren  Art  kommen  zu- 
nächst diejenigen  in  Betracht,  welche  den  Rückfall  der  Grund- 
stücke an  die  Gemeinschaft  regeln.  Die  freie  Yerfügung  von 
Todes  wegen  wird  oft  ausgeschlossen;  oft  auch  wird  in  Bezug 
auf  die  Intestaterbfolge  der  Kreis  der  Erben  verengert;  Mcht- 
mitglieder  werden  z.  B.  nicht  zugelassen,  oft  werden  Weiber 
überhaupt  von  der  Erbfolge  ausgeschlossen,  das  Grundstück 
darf  dann  nur  an  männliche  Descendenten  des  Erblassers  über- 
gehen. Gibt  es  keine  Erben,  welche  diese  Bedingungen  erfüllen, 
so  tritt  der  Kückfall  des  Grundstücks  an  die  Gemeinschaft  ein. 
Weiter  sind  diejenigen  Bestimmungen  von  Interesse,  welche 
sich  auf  sozial-politische  Motive  zurückführen  lassen.  Es  wird 
etwa  verboten,  Grundstücke  zu  theilen,  eventuell  unter  ein  ge- 
wisses Maass  (das  letztere  z.  B.  bei  den  Trier'schen  Gehöfer- 
schaften  ^)  oder  umgekehrt  über  ein  gewisses  Maass  hinaus  zu- 
sammenzulegen;  hat  der  Erbe  bereits  so  viel  Land,  so  darf  er 
die  Erbschaft  nicht  annehmen  (in  deutschen  Kolonien  Süd-Euss- 
lands,  auch  auf  Java).  Schliesslich  kommt  der  Brauch  in  Be- 
tracht, die  Wirthschaft,  falls  sie  getheilt  wird,  nicht  anders  als 
in  allen  ihren  Bestandth eilen  proportional  zu  theilen,  also  die 
Wiesen,  die  Weideberechtigung,  alle  Parzellen  auf  der  Flur 


*)  [Janssen,  T,  S.  105. 
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u.  s.  w.,  jedes  für  sich.  Diese  Sitte  ist  nämlich  für  eine  Form 
der  Feldgemeinschaft,  die  Antheilsgemeinschaft,  von  ausschlag- 
gebender Bedeutung  (vgl  S.  68  und  Abschnitt  II,  Kap.  1,  §  6). 

§  14.  Die  Eegelung  der  Mobilisation  kann  entweder  den 
Yerkauf  oder  die  Schuldaufnahme  oder  die  Verpachtung  treffen. 

Die  Normen,  welche  sich  auf  die  Regelung  des  Verkaufs 
der  Grundstücke  beziehen,  sind  denjenigen  ähnlich,  die  den 
Erbgang  betreffen.  Zuweilen  finden  wir  das  vollständige  Verbot, 
Grundstücke  zu  veräuösern,  welches  meistens  auf  dem  Kochte 
der  Gemeinschaft  beruht,  Aenderungen  der  Besitzgrösse  vorzu- 
nehmen; zuweilen  gewisse,  durch  dieselben  Motive,  wie  beim 
Erbgange,  bedingte  Beschränkungen  der  Yeräusserung.  Die 
Gemeinschaft  kann  sich  vor  Fremdlingen  schützen  wollen.  Zu 
diesem  Zwecke  wird  das  Vorkaufs-  und  Eückkaufsrecht  der 
Gemeinschaft  und  der  einzelnen  Mitglieder  derselben  statuirt 
entweder  zu  dem  von  den  anderen  Käufern  angebotenen  Preise 
oder  unter  den  von  der  Gemeinschaft  selbst  in  jedem  Einzel- 
falle oder  auch  ein  für  alle  mal  festgesetzten  Bedingungen. 
Es  kann  auch  der  Kreis  der  zugelassenen  Käufer  eng  gezogen 
wwden:  entweder  ist  es  wiederum  nur  die  Gemeinschaft  selbst, 
an  die  die  Grundstücke  verkauft  werden  dürfen,  oder  auch 
einzelne  Mitglieder  der  Gemeinschaft  oder  Angehörige  gewisser 
sozialer  und  nationaler  Gruppen.  So  dürfen  z.  B.  in  den 
deutschen  Mennoniten- Kolonien  Süd-Riisslands  Grundstücke 
nur  an  Mennoniten  verkauft  werden,  aber  auch  an  solche,  die 
zu  der  betreffenden  Gemeinschaft  nicht  gehören.  Ferner  werden 
Bestimmungen  über  den  Verkaufsvertrag  auch  in  sozialpolitischen 
Absichten  getroffen.  Um  die  Concentration  des  Grundbesitzes 
in  w^enigen  Händen  zu  verhindern,  verbietet  man  den  Verkanf 
der  Grundstücke  an  Wirthe,  welche  bereits  über  ein  bestimmtes 
Maass  besitzen;  andererseits  sucht  man  der  Parzellirung  vor- 
zubeugen, durch  das  Yerbot,  Grundstücke  zu  theilen,  welche 
eine  bestimmte  Grösse  nicht  erreichen.  Es  kommt  Aveiter  vor, 
dass  im  Falle  der  Theilung  der  Wirthschaft  beim  Verkaufe  die 
proportionale  Theilung  aller  Bestandtheile  vorgeschrieben  wird 
(vgl.  oben  S.  64);  einzelne  Grundstücke  aus  dem  Complexe  für 
sich  za  verkaufen,  wird  dann  nicht  gestattet. 

Tschup row,  Feldgemeinschaft.  5 
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Uebrigens  ist  es  nicht  immer  möglich,  festzustellen,  nament- 
lich bei  den  Bestimmungen,  welche  sozial-politische  Absichten 
verrathen,  in  wie  weit  alle  derartige  Maassnahraen  von  der  Ge- 
meinschaft  spontan  getroffen  werden;  vielfach  ist  der  Verdacht 
nicht  ausgeschlossen,  dass  sie  der  Gemeinschaft  vom  Staate  auf- 
gezwungen worden  sind.  Sie  bleiben  aber  trotzdem  Manifestationen 
des  feldgemeinschaftlichen  Princips,  wenn  sie  nicht  durch  ein 
Gesetz,  sondern  durch  einen  ßeschluss  der  Gemeinschaft  ein- 
geführt worden  sind  und  von  der  Gemeinschaft  in  Kraft  er- 
halten werden. 

§  15.  Beschränkungen  der  Yerschuldbarkeit,  die  von  der 
Gemeinschaft  unmittelbar  ausgehen,  habe  ich  nirgends  gefunden. 
Sie  ergeben  sich  aber  mittelbar  als  Folge  der  Beschränkungen 
der  Yerkaufsfreiheit.  Ist  nämlich  das  Grundstück  unveräusser- 
lich, so  kann  es  nicht  hypothekarisch  belastet  werden;  ist  es 
nur  unter  gewissen  Beschränkungen  veräusserlich,  so  ist  die 
Hypothekaufnahme  nicht  unmöglich,  aber  mit  grossen  Schwierig- 
keiten verbunden,  und  zwar  mit  desto  grösseren,  je  mehr  die 
Yerkaufsfreiheit  eingschränkt  ist.  Das  hat  eine  Umformung  des 
Hypothekarkredits  zur  Folge:  es  wird  dem  Gläubiger  für  den 
Fall,  dass  die  Schuld  nicht  rechtzeitig  getilgt  wird,  nicht  das 
Eigenthumsrecht,  sondern  ein  mehrjähriges  Nutzungsrecht  an 
dem  Grandstücke  zugesichert;  wird  die  Schuld  zum  Termin 
nicht  bezahlt,  so  bekommt  der  Gläubiger  das  Grundstück  gleich- 
sam in  Pacht,  ohne  den  Pachtzins  entrichten  zu  müssen,  event. 
gegen  einen  geringeren  Pachtzins,  als  bei  der  freien  Pacht  üblich. 
Es  kommt  auch  vor,  dass  dem  Gläubiger  statt  dessen  die  Pro- 
ducte  des  Grundstücks  eine  Zeit  lang  verfallen.  Häufig  nimmt 
der  Yertrag  auch  eine  an  den  Faustpfandkredit  erinnernde  Ge- 
stalt an:  das  Grundstück  bleibt  dann  im  Besitze  des  Gläubigers, 
so  lange  die  Schuld  nicht  getilgt  ist. 

§  16.  Die  Maassnahmen,  welche  die  Yerpachtung  betreffen, 
sind  ausserordentlich  mannigfaltig.  Es  kommt  vor,  dass  die 
Yerpachtung  unbedingt  untersagt  wird;  will  Einer  sein  Grund- 
stück nicht  bewirthschaften,  so  wird  es  ihm  genommen;  Grund- 
rente zu  beziehen,  gestattet  man  nicht.    Gewöhnlich  ist  diese 
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Maassnahme  gegen  den  Absentismus  gerichtet,  welcher  nament- 
lich da,  wo  Naturaldienste  zu  leisten  sind,  der  Gemeinschaft 
nicht  gleichgültig  sein  kann.  Ferner  gibt  es  Fälle,  wo  der  Um- 
kreis der  Personen,  an  welche  Grundstücke  verpachtet  werden 
dürfen,  mehr  oder  weniger  enge  gezogen  wird:  man  gestattet, 
Grundstücke  nur  an  die  Gemeinschaft  selbst  zu  verpachten  gegen 
Pachtzins,  dessen  Höhe  die  Gemeinschaft  festsetzt;  oder  es  wird 
erlaubt,  Grundstücke  auch  an  einzelne  Mitglieder  der  Ge- 
meinschaft, aber  nicht  an  Fremde  zu  verpachten,  entweder 
unter  directer  Kontrolle  der  Gemeinschaft,  welche  die  Pachtbe- 
dingungen feststellt,  oder  nur  unter  der  Verpflichtung,  der  Ge- 
meinschaft Kenntniss  zu  geben,  oder  auch  ganz  frei.  Es  kommt 
auch  vor,  dass  es  verboten  wird,  Grundstücke  an  diejenigen 
Mitglieder  der  Gemeinschaft  zu  verpachten,  die  bereits  Land 
über  ein  gewisses  Maass  haben,  IJebernimmt  die  Gemeinschaft 
die  Kontrolle  über  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Ver- 
pachtung stattfindet,  so  thut  sie  dies  vor  allem,  um  ihre  eigenen 
Interessen  zu  wahren :  so  wird  z.  B.  gefordert,  dass  der  Pächter 
die  Verpflichtung  übernehme,  alle  ISTaturaldienste  zu  leisten, 
welche  eigentlich  auf  dem  Verpächter  in  dessen  Eigenschaft  als 
Mitglied  lasten.  Es  werden  aber  mitunter  auch  andere  Zwecke 
verfolgt:  z.  B.  Schutz  der  Verpächter,  welche  bei  freier  Vertrag- 
schliessung unter  dem  Drucke  der  Noth  oft  auf  recht  ungünstige 
Bedingungen  eingehen  würden;  oder  Schutz  des  verpachteten 
Landes,  namentlich,  wenn  es  zum  Theil  bewaldet  ist,  gegen  die 
Kaubwirthschaft  des  Pächters. 

Den  Bestimmungen,  welche  die  Verpachtung  zu  verhindern 
oder  einzudämmen  suchen,  stehen  solche  gegenüber,  die  das 
Verpachten  zu  erleichtern  streben.  Dann  werden  etwa  die  Par- 
zellen aller  Wirthe,  welche  Land  verpachten  wollen,  in  jedem 
Gewanne  vermittelst  einer  Neuverloosung  zusammengelegt,  oder 
es  wird  diesen  Wirthen  ihr  Grundbesitz  von  vorne  herein  in 
möglichst  geringer  Zahl  von  Stücken  zugewiesen;  es  kommt 
auch  vor,  das  man  die  eigenen  und  die  gepachteten  Parzellen 
derjenigen  Wirthe,  welche  viel  gepachtetes  Land  haben,  ver- 
mittelst der  Neuverloosung  in  jedem  Gewanne  in  ein  Stück 

5* 
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zusammenlegt.  Manchmal  übernimmt  die  Gemeinschaft  die  Ver- 
mittelung  zwischen  den  Verpächtern  und  den  Pächtern,  indem 
sie  Pächter  aufsucht. 

§  17.  Wie  verhalten  sich  nun  die  Beschränkungen  der 
Yerfügungsrechte  zu  denen  der  Besitzrechte  ? 

Das  Kecht  der  Gemeinschaft,  Neuverloosungen  Yorzunehmen 
und  eventuell  die  Sondernutzung  aufzuheben,  schliesst  die  Möglich- 
keit aus,  konkrete  Grundstücke  abzutreten.  Denn  wie  kann  Einer 
ein  bestimmtes  Grundstück  veräussern,  wenn  dasselbe  jederzeit 
von  der  Gemeinschaft  gefordert  und  mit  einem  anderen  umge- 
tauscht werden  kann?  Dagegen  steht  hier  der  Yeräusserung 
der  ideellen  Antheilsrechte  gar  nichts  im  Wege;  seine  Quote 
des  Gesammtbesitzes  darf  der  Genosse  ungeachtet  der  Neu- 
verloosungen  ganz  gut  in  Eigen thum  verkaufen  oder  zeitweise 
abtreten. 

In  einem  besonders  engen  Zusammenhange  steht  das  Kecht 
der  Neuverloosung  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Theilung  der 
Wirthschaft  beim  Uebergange  derselben  in  andere  Hände  nicht 
in  beliebiger  Weise,  sondern  durch  gleichmässige  Zerlegung  aller 
einzelnen  Grundstücke  und  Berechtigungen  geschehe.  Die  Neu- 
verloosung  lässt  sich  nämlich  nur  dann  ohne  zu  grosse  Schwierig- 
keiten durchführen,  wenn  die  Höhe  der  Antheile  aller  Genossen 
von  vorne  herein  feststeht,  und  die  Zahlen  Verhältnisse  keine 
komplicirten  sind.  Dieser  Forderung  wird  genügt,  wenn  bei  der 
Yeräusserung  eines  Theiles  der  Wirthschaft  stets  ein  bestimmter 
Bruchtheil  derselben  abgetreten  wird.  W^erden  dagegen  einzelne 
Bestandtheile,  etwa  der  Antheil  an  einem  Gewann,  für  sich  ab- 
getreten, so  wird  es  unumgänglich,  vor  der  Neuverloosung  die 
Grundstücke  aller  Genossen  nach  ihrer  konkreten  Beschaffenheit 
einzuschätzen  und  erst  auf  diese  Weise  die  Höhe  der  Berechti- 
gungen festzustellen ;  unter  solchen  Yerhältnissen  wird  aber  die 
Neuverloosung  so  umständlich,  dass  man  auf  ihre  regelmässige 
Yornahrae  lieber  verzichtet. 

Noch  enger  hängen  die  Beschränkungen  der  Yerfügungs- 
rechte mit  denjenigen  Eingriffen  in  die  Besitzrechte  zusammen, 
welche  das  Maass  des  Besitzes  betreffen.  Wird  der  Antheil  an 
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der  Gemarkung  von  dem  Beschlüsse  der  Gemeinschaft  abgeleitet, 
so  ist  die  Vererbung  ausgeschlossen;  die  Kinder  erhalten  dann 
Land,  nicht  weil  der  Yater  ihnen  seinen  Antlieil  überträgt, 
sondern  aus  demselben  Rechtstitel  wie  der  Yater,  nämlich  weil 
die  Gemeinschaft  ihnen,  als  geborenen  Mitgliedern,  Land  zuweist: 
sie  können  auch  beim  Leben  des  Vaters  Land  bekommen,  während 
der  Vater  ungestört  bleibt,  und  der  Tod  des  Vaters  vergrössert 
ihren  Grundbesitz  nur  in  demselben  Maasse,  wie  der  Tod  eines 
beliebigen  Genossen,  dadurch  nämlich,  dass  die  Gemeinschaft 
ein  Mitglied  verliert,  und  beim  gleich  bleibenden  Dividend  der 
Divisor  zurückgeht.  Land  zu  verkaufen  ist  unter  diesen  Ver- 
hältnissen unmöglich,  da  das  Grundstück,  das  dem  Verkäufer 
heute  gehört,  nach  ein  paar  Jahren  bei  der  Umtheilung  auf 
einen  geringen  Bruchtheil  seiner  jetzigen  Grösse  reducirt  werden 
kann.  Dadurch  wird  auch  die  Möglichkeit,  Hypothekarschulden 
aufzunehmen,  beschränkt.  Ferner  wird  auch  die  Verpachtung 
wesentlich  getroffen ;  es  sind  hier  nämlich  nur  kurzfristige  Pacht- 
verträge zulässig ;  auf  längere  Zeit  darf  das  Grundstück  so  ohne 
weiteres  nicht  verpachtet  werden,  da  inzwischen  eine  Umtheilung 
stattfinden  kann,  durch  welche  der  Besitz  des  Verpächters 
eventuell  vermindert  wird. 

Ganz  ausserhalb  des  Verkehrs,  wie  das  hie  und  da  be- 
hauptet wird,i)  brauchen  jedoch  solche  Gemeinschaften  nicht  zu 
stehen.  Die  Mitgliedschaftsrechte  beziehen  sich  zwar  nicht  auf 
bestimmte  Grundstücke,  noch  lassen  sie  sich  in  Quotentheilen 
des  Gesammtbesitzes  genau  ausdrücken:  ganz  inhaltlos  sind  sie 
aber  doch  nicht.  Jeder  Genosse  darf  darauf  rechnen,  dass  er 
und  seine  Nachkommenschaft  stets  unter  denselben  Bedingungen, 
Avie  die  übrigen  Mitglieder,  an  der  Nutzung  des  gemeinsamen 
Landes  theil  nehmen  werden.  Nun  ist  allerdings  das  Maass 
dieser  künftigen  Theilnahme  höchst  unsicher,  denn  es  beruht 
auf  dem  Verhältnisse  der  Fruchtbarkeit  der  betreffenden  Familie 
zu  der  durchschnittlichen  Fruchtbarkeit  aller  anderen  Genossen 


')  Vgl.  z.  B.  Azcarate,  Ensayo  sobre  la  historia  del  derecho  de 
propiedad,  B.  I,  S.  15. 
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und  kann  ausserdem  durch  die  Aenderang  des  Statuts  mehr  oder 
Aveniger  getroffen  werden.  Ein  unüberwindliches  Hinderniss  ist 
dies  jedoch  nicht;  es  werden  vielfach  Rechte,  welche  einen 
ebenso  starken  aleatorischen  Charakter  haben,  doch  zum  Objecto 
des  Handelsverkehrs  —  man  kauft  ja  Lotterieloose  und  schliesst 
Versicherangsverträge.  Es  wird  auch  thatsächlich  hie  und  da 
gestattet,  sich  in  die  Feldgemeinschaft,  in  welcher  ümtheilungeu 
zulässig  sind,  einzukaufen,  so  z.  B.  vielfach  bei  der  Allmend- 
nutzung in  der  Schweiz.  Der  Einkaufspreis  hängt  dabei  vom 
Alter  des  Käufers  und  von  der  Zahl  und  dem  Alter  seiner  Kinder 
ab;i)  die  Gemeinschaft  sucht  nämlich  die  Chancen,  wenigstens 
für  die  nächste  Zukunft,  nach  Möglichkeit  zu  berechnen.  In 
gleicher  Weise  könnte  auch  der  Fall  erledigt  werden,  wo  ein 
Genosse  für  sich  und  seine  Nachkommenschaft  auf  die  Mitglied- 
schaft verzichten  will;  die  Gemeinschaft  wäre  wohl  im  Stande, 
die  Höhe  des  ihm  auszuzahlenden  Entgeltes  zu  bestimmen.  Die 
beiden  Operationen  lassen  sich  auch  verbinden;  so  schildert 
z.  B.  Gomme^)  einen  Fall,  in  welchem  der  Verkauf  der  Mit- 
gliedschaftsrechte durch  das  Abtreten  derselben  an  die  Gemein- 
schaft vermittelt  wird,  welche  sie  dann  sofort  an  den  eigentlichen 
Käufer  überträgt.  Es  ist  also  durchaus  nicht  ausgeschlossen, 
dass  ein  Genosse  seine  Kochte  an  einen  Fremden  verkaufe. 
Thatsächlich  kommt  es  aber  in  den  Feldgemeinschaften  mit  Um- 
theilungen  zum  Yerkaufen  und  Kaufen  der  Mitgliedschaftsrechte 
doch  meistens  nicht,  weil  die  Werthberechnungen  zu  koni- 
plicirt  sind. 

Die  Beschränkungen  der  Yerfügungsrechte  machen  ihrer- 
seits keine  Eingriffe  in  die  Besitzrechte  erforderlich.  Es  können 
alle  Verfügungsrechte  aufgehoben  werden,  ohne  dass  darauf 
irgend  welche  Beschränkungen  der  Besitzrechte  folgten.  Das 
beste  Beispiel  ist  die  süddeutsche  Allmend  in  dem  Falle,  wo 
man  den  Berechtigten  die  Parzellen  in  lebenslängliche  Nutzung 
überweist.  Die  Besitzrechte  sind  hier  völlig  unbeschränkt:  hat 


Bücher-Laveleye,  S.  142. 
^)  Gomme,  The  village  Community,  S.  202. 
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Einer  einmal  eine  Parzelle  bekommen,  so  behält  er  sie  bis  zu 
seinem  Tode;  weder  darf  sie  ihm  genommen  oder  verkleinert, 
noch  mit  einer  anderen  gleich  grossen  umgetauscht  werden. 
Verfügungsrechte  stehen  aber  dabei  häufig  dem  Besitzer  keine 
zu:  dass  die  Parzelle  weder  vererbt,  noch  verkauft  werden  darf, 
versteht  sich  von  selbst;  häufig  wird  aber  dem  Besitzer  auch 
das  Eecht,  sie  zu  verpachten,  abgesprochen.  Aehnliche  Verhält- 
nisse kommen  hie  und  da  auch  in  Russland  vor.  Werden  dabei 
die  an  die  Gemeinschaft  rückfallenden  Antheile  an  die  jüngeren, 
mit  Land  noch  nicht  ausgestatteten  Genossen  vertheilt  (vgl.  oben 
S.  25),  so  ist  die  Verfassung  praktisch  mit  der  des  russischen 
Mir'  mit  seinen  periodischen  IJmth eilungen  identisch.  Es  sind 
aber  auch  andere  Möglichkeiten  vorhanden:  in  Russland  kommt 
es  vor,  dass  die  frei  werdenden  Antheile  unter  diejenigen  Ge- 
nossen vertheilt  Averden,  Avelche  bereits  Land  in  ihrem  Besitze 
haben;  dadurch  gewinnt  die  Verfassung  einen  tontinenhaften  Zug, 
der  sie  von  der  Mirverf assung  auf  das  entschiedenste  unterscheidet. 
In  beiden  Fällen  ist  aber  bei  unbeschränkten  Besitzrechten  die 
Verfügungsfreiheit  ganz  aufgehoben,  und  der  kommunistische 
Zug  kann  also  dabei  ebenso  stark  wie  bei  der  vollständigen 
Aufhebung  der  Eigenthumsrechte  des  Einzelnen  hervortreten. 
Dies  beweist  —  nebenbei  bemerkt  — ,  dass  der  Saint  Simonistische 
Vorschlag,  das  Erbrecht  aufzuheben,  an  sich  ebenso  gut  geeignet 
ist,  den  kommunistischen  Idealen  zur  Verwirklichung  zu  ver- 
helfen, Avie  die  Expropriation  der  Productionsmittel  (d.  h.  Auf- 
hebung auch  aller  Besitzrechte  des  Einzelnen  an  denselben),  welche 
die  Sozialdemokraten  fordern. 


III.  Beschränkungen  der  Nutzungsrechte. 

§  18.  Unter  den  Beschränkungen  der  Nutzungsfreiheit 
durch  die  Gemeinschaft  fällt  vor  allem  die  Bindung  der  einzelnen 
Wirthe  an  den  von  der  Gemeinschaft  aufgestellten  Wirthschafts- 
plan  in  die  Augen.  Insoweit  die  von  der  Gemeinschaft  aus- 
gehenden Bestimmungen  sich  auf  die  Bewirthschaftung  des 
Ackerlandes  beziehen,  pflegen  sie  unter  der  Bezeichnung  Flur- 
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zwang  zusammengefasst  zu  werden  nnd  bestehen  im  wesentlichen 
in  der  Bestimmung  der  Culturarten  und  in  der  Festsetzung  der 
Zeit  der  Feldarbeiten.  Mit  dem  Flurzwang  sind  jedoch  die 
Beschränkungen  der  Nutzungsfreiheit  der  einzelnen  Wirthe  durch- 
aus nicht  erschöpft.  Die  Befugniss  der  Gemeinschaft,  einen 
obligaten  Wirthschaftsplan  aufzustellen,  hat  einen  viel  grösseren 
Spielraum.  Yon  gewiss  nicht  geringerer  Bedeutung  als  die 
Eegelung  der  Bestellungsweise  der  Aecker  ist  die  Eintheilung 
der  Gemarkung  in  Grundstücke  verschiedener  Nutzungsarten, 
also  ins  Acker-,  AYiesen-,  Weide-,  Waldland  u.  s.  w.  Ferner  kann 
auch  die  Bewirthschaftung  der  Grundstücke  anderer  Nutzungs- 
art, nicht  des  Ackerlandes  allein,  von  der  Gemeinschaft  geregelt 
werden ;  so  wird  z.  B.  von  der  Gemeinschaft  vielfach  festgesetzt, 
an  welchem  Tage  die  Mahd  zu  beginnen  und  zu  endigen  hat. 

§  19.  Welchen  Sinn  haben  nun  diese  Eingriffe  der  Gemein- 
schaft in  die  Kechte  ihrer  Mitglieder? 

Fangen  wdr  mit  der  Eintheilung  der  Gemarkung  in  Stücke 
verschiedener  Nutzungsarten  an.  Es  sind  da  zwei  Fragen  zu 
unterscheiden :  einerseits  die  Frage,  wie  der  Entschluss  zu  einer 
bestimmten  Vertheilung  zu  Stande  kommt;  dann  die  Frage, 
welchen  Ursprung  eigentlich  dies  Eecht  der  Gemeinschaft  hat. 

Die  zweite  Frage  ist  nicht  schwer  zu  beantworten.  Das 
Kecht  beruht  in  der  Hauptsache  auf  Beschränkungen  der  Besitz- 
rechte. Da,  wo  gemeinsame  Bewirthschaftung  der  Grundstücke 
einzelner  Nutzungsarten  besteht,  kann  das  Kecht,  die  Nutzungs- 
weise des  Grundstücks  nach  Belieben  zu  ändern,  dem  Einzelnen 
nicht  zugestanden  werden;  lässt  man  das  Yieh  gemeinsam  auf 
die  Weide  treiben,  bewirthschaftet  man  gemeinschaftlich  die 
Wälder,  so  kann  selbstverständlich  das  einzelne  Mitglied  kein 
Kecht  haben,  auf  der  Weide  Korn  zu  bauen  oder  Wiesen  im 
Walde  anzulegen.  Noch  enger  ist  der  Anschluss  des  Kechtes, 
die  Vertheilung  der  Nutzungen  zu  bestimmen,  an  die  Neuver- 
loosungen:  darf  die  Gemeinschaft  den  Umtausch  der  Grundstücke 
unter  den  jeweiligen  Besitzern  vorschreiben,  so  kann  es  den 
einzelnen  Wirthen  nicht  gestattet  werden,  die  Nutzungsweise 
ihrer  Grundstücke  selbstständig  zu  bestimmen;  hat  etwa  Einer 
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seinen  Wald  abgeholzt  und  gerodet,  so  kann  seine  Parzelle  mit 
der  bewaldeten  Parzelle  seines  Nachbarn  füglich  nicht  umge- 
tauscht werden.  In  derselben  Eichtung  wirken  auch  die  Um- 
theilungen:  ist  jeder  Wirth  verpflichtet,  von  seinen  Grundstücken, 
sobald  und  soviel  die  Gemeinschaft  fordert,  an  andere  abzutreten, 
so  kann  es  ihm  nicht  überlassen  werden,  frei  darüber  zu  ent- 
scheiden, in  welchem  Zustande  das  Land  an  den  neuen  Besitzer 
kommt. 

Diese  Gründe  sind  zwingend  genug,  um  die  Willkür  der 
einzelnen  Genossen  in  der  Regel  auszuschliessen.  Immerhin 
lässt  sich  die  Gemeinschaft  unter  Umständen  doch  dazu  bewegen, 
der  freien  Initiative  der  einzelnen  Wirthe  einen  geAvissen  Spiel- 
raum zu  gewähren.  Es  wird  z.  B.  gestattet,  die  Wiesen  zu 
pflügen,  oder  umgekehrt,  die  Aecker  zu  Wiesen  zu  machen; 
es  wird  gestattet,  das  Gebüsch  zu  roden  u.  s.  w.  Meistens  werden 
dabei  gewisse  Maassnahmen  getroffen  zum  Schutze  der  Interessen 
sowohl  derjenigen  Wirthe,  welche  Aenderungen  in  der  Nutzungs- 
weise ihrer  Grundstücke  vorgenommen  haben,  wie  auch  der- 
jenigen, welche  bei  einer  Neuverloosung  verpflichtet  werden 
können,  ihre  in  der  alten  Weise  genützten  Grundstücke  gegen 
umgewandelte  umzutauschen.  Welche  der  beiden  Parteien  von 
diesen  Maassnahmen  mehr  begünstigt  wird,  hängt  davon  ab,  ob 
die  Aeuderung  als  allgemein  wünschen s wer th  anerkannt  wird 
oder  nicht,  und  natürlich  auch  von  der  relativen  Macht  der 
Parteien  in  der  Gemeinschaft.  (Für  eingehender  geschilderte 
Beispiele  vgl.  unten  Abschnitt  III,  passim). 

Die  Frage,  was  für  Motive  die  jeweilige  Einth eilung  der 
Gemarkung  nach  Nutzungsarten  bedingen,  lässt  keine  einheitliche 
Lösung  zu.  Yor  allem  hängt  das  selbstverständlich  von  natür- 
lichen Yerhältnissen  ab;  es  gibt  ja  Grundstücke,  welche  zweck- 
mässig nur  in  einer  bestimmten  Weise  wirth  schaftlich  benutzt 
werden  können :  z.  B.  sogenannter  absoluter  Waldboden.  Ferner 
wird  das  Yerhältniss  verschiedener  Nutzungen  zu  einander  in 
gewissen  Grenzen  vom  Wirth  Schaftssysteme  bedingt:  bei  der 
Dreifeld  er  wirthschaft  darf  z.  B.  die  Ausdehnung  des  Weide-  und 
Wiesenlandes  nicht  unter  ein  gewisses  Yerhältniss  zum  Acker- 
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lande  sinken,  wenn  die  Wirthschaft  rationell  betrieben  werden 
soll.  Es  kann  auch  die  Rücksicht  auf  die  Zukunft  und  auf  das 
allgemeine  Wohl  wirksam  sein;  so  werden  z.  B.  Wälder  ungerodet 
gelassen,  um  der  Entwaldung  des  Landes  vorzubeugen,  oder 
Anpflanzungen  gemacht  zum  Schutze  gegen  Bergsturz  und 
Lavinen,  gegen  den  beweglichen  Sand,  gegen  das  Yordringen 
der  Schluchten  u.  s,  w.  In  letzter  Instanz  entscheidet  jedoch 
der  Interessenkampf  der  einzelnen  Wirthschaften.  Es  sind  nämlich 
nicht  alle  Wirthschaften  an  allen  Nutzungen  gleich  interessirt. 
Die  einen  treiben  etwa  Viehzucht,  die  anderen  verlegen  sich 
ausschliesslich  auf  den  Ackerbau  und  halten  nur  so  viel  Vieh, 
wie  für  den  Ackerbau  erforderlich  ist;  jene  wollen  viel  Weiden 
und  Wiesen  haben,  diese  umgekehrt  so  wenig,  wie  möglich; 
namentlich  bei  der  Feldgraswirthschaft  in  Süd-Russland  und  bei 
der  Alpen  wirthschaft  in  der  Schweiz  ist  dieser  Gegensatz  sehr 
scharf  (vgl.  unten  Abschnitt  III,  Kapitel  2,  §  3).  Manche  Ge- 
nossen treiben  vielleicht  eine  Hausindustrie,  die  Heizmaterial 
erfordert;  sie  wollen  viel  Land  unter  Wald  haben  u.  s.  w.  Die 
Bildung  der  Majorität  auf  Grundlage  der  übereinstimmenden 
Interessen  oder  auf  Grundlage  eines  Kompromisses  bewirkt  dann 
unmittelbar  die  Annahme  der  einen  oder  der  anderen  Eintheilung 
der  Gemarkung.  Dieser  Factor  hat  sicher  meistentheils  den 
grössten  Einfluss;  durch  ihn  werden  oft  die  anderen  unterdrückt. 
So  haben  in  Russland  die  Bauern  unter  dem  Drucke  des  Land- 
mangels, welcher  auf  den  niedrigen  Schichten  besonders  schwer 
lastet,  all  ihr  Weide-  und  Wiesenland,  mit  welchem  sie  schon 
ohnehin  bei  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  sehr  knapp  aus- 
gestattet wurden,  umgepflügt  (im  Gouv.  Kursk  macht  z.  B.  das 
Gehöft-  und  Ackerland  87  Vo,  in  einem  Kreise  dieses  Gouverne- 
ments (Kreis  Stschigri)  selbst  94,2^/0  des  gesammten  bäuerlichen 
Besitzes  aus),  wodurch  selbstverständlich  das  Gleichgewicht  der 
Wirthschaft  verloren  gegangen  ist.  In  gleicher  Weise  werden 
oft  unter  dem  Drucke  der  momentanen  Noth  die  Wälder  ab- 
geholzt, was  sich  natürlich  ebenfalls  in  der  Zukunft  rächt. 

§  20.  Was  nun  den  eigentlichen  Flurzwang  anbelangt, 
so  sind  seine  Hauptursachen  wohl  bekannt,  nämlich :  die  gemein- 
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same  Yiehhütung  auf  Brache-  und  Stoppelfeldern  und  die  so 
genannte  specielle  Gemengelage.  Liegen  die  Grrundstücke  ver- 
schiedener Besitzer  so,  dass  sie  sich  den  Zugang  gegenseitig 
abschneiden,  so  ist  man  gezwungen,  die  Feldarbeiten  zu  gleicher 
Zeit  zu  vollziehen.  Das  zwingt  nun  eine  und  dieselbe  Frucht- 
v^ahl  auf.  Das  Gleiche  ergibt  sich  aus  der  gemeinsamen  Yieh- 
hütung.  Zu  der  Frist,  wo  man  das  Yieh  auf  dem  Felde  weiden 
lassen  v^^ill,  müssen  die  Früchte  eingeheimst  Averden;  das  setzt 
v^iederum  übereinstimmende  Früchte  und  eine  gewisse  Ueber- 
einstimmung  der  Feldarbeiten  voraus.  Diesen  beiden  Ursachen 
muss  man  noch  in  den  Gemeinschaften,  wo  Beschränkungen 
der  Besitzrechte  bestehen,  die  Neuverloosungen  anreihen,  welche, 
wenn  auch  indirekt,  eine  Art  Flurzwang  mit  sich  bringen.  Hat 
nämlich  jeder  Wirth  seine  Grundstücke  nach  einer  gewissen 
nicht  sehr  grossen  Zahl  von  Jahren  gegen  die  des  Nachbarn 
umzutauschen,  so  kann  er  nicht  leicht  ein  Wirthschaftssvstem 
annehmen,  welches  von  dem  allgemein  üblichen  wesentlich  ab- 
weicht; die  Mühe  wäre  ja  zu  gross,  die  Wirthschaft  nach  jeder 
Neuverloosung  neu  einzurichten. 

Ausser  diesen  Ursachen,  wobei  der  Flurzwang  als  eine 
ungewollte  Begleiterscheinung  auftritt,  kann  es  auch  rationelle 
Gründe  für  denselben  geben.  Es  sind  Fälle  bekannt  (näheres 
siehe  unten  Abschnitt  III,  Kap.  2,  §  4,  §  6),  wo  der  Flurzwang  von 
der  Gemeinschaft  speciell  zu  dem  Zwecke  des  Ueberganges  zu 
einem  höheren  Wirthschaftssystem  eingeführt  worden  ist.  Meistens 
geschieht  dies  in  der  Weise,  dass  zunächst  einzelne  strebsamere 
Wirthe  den  Uebergang  vollziehen,  und  dann,  sobald  die  Neuerer 
zahlreich  genug  sind,  das  höhere  System  auch  den  rückständigen 
Genossen  mit  Hilfe  des  Flurzwanges  aufdrängen. 

Die  Hauptrolle  spielen  aber  doch  die  specielle  Gemengelage 
und  die  gemeinsame  Yiehhütung,  und  es  ist  nicht  anzuzweifein, 
dass  in  der  w^eitaus  grössten  Zahl  der  Fälle  das  Bestehen  des 
Flurzwanges  auf  diese  beiden  Ursachen  zurückzuführen  ist.  Es 
ist  also  die  übliche  Vorstellung  von  den  Ursachen  des  Flur- 
zwanges im  ganzen  zutreffend  und  nur  relativ  unerheblicher 
Ergänzungen  bedürftig.  Dagegen  bedarf  die  allgemein  verbreitete 
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Yorstellung  von  der  Erscheinung  selbst  weiter  gehender  Correc- 
turen.  Der  Begriff  des  Fliirzwanges  als  einer  genauen  Bestimmung 
seitens  der  Gemeinschaft  sowohl  der  Früchte,  welche  in  dem 
betreffenden  Felde  zu  bauen  sind,  wie  auch  der  Ausführungs- 
zeit der  einzelnen  landwirthschaftlichen  Arbeiten,  erschöpft  durch- 
aus nicht  die  mögliche  Mannigfaltigkeit  der  Gestaltung.  Ausser 
diesem,  wie  ich  ihn  nennen  möchte,  strengen  Flurzwange  kann 
es  auch  mildere  Formen  geben,  welche  der  individuellen  Initiative 
weniger  enge  Schranken  setzen.  Und  die  Yerbreitung  dieser 
Formen  ist  keinesfalls  geringer  als  die  des  strengen  Flurzwanges. 

Der  strenge  Flurzwang,  d.  h.  das  genaue  Einhalten  der 
von  der  Gemeinschaft  festgesetzten  Zeiten  der  Feldarbeiten 
beim  Anbau  einer  und  derselben  Frucht,  ist  nämlich  durchaus 
nicht  in  allen  Fällen  nothwendig;  insoweit  aber  der  Flurzwang 
entbehrlich  ist,  wird  er  als  überflüssig  empfunden  und  fallen 
gelassen.  Dass  in  den  Fällen,  wo  es  der  Feldgemeinschaft 
gelingt,  den  Weidegang  auf  den  Aeckern  (etwa  durch  Bildung 
ausreichender  Weideplätze  oder  durch  Einführung  der  Stall- 
fütterung) abzuschaffen  und  die  specielle  Gemengelage  aufzu- 
heben, die  Genossen  vom  Flurzwange  befreit  werden,  brauche 
ich  nach  der  bekannten  Untersuchung  A.  Possnikows  nicht 
nachzuweisen.  Es  ist  aber  nicht  einmal  erforderlich,  in  den 
Kefornien  so  weit  zu  gehen. 

Fassen  wir  zunächst  das  gemeinsame  Viehhüten  auf  der 
Stoppelweide  ins  Auge.  Es  fordert,  dass  zu  dem  Augenblicke, 
wo  das  Yieh  auf  die  Flur  getrieben  werden  soll,  alle  Früchte 
aus  dem  Felde  geschafft  seien.  Somit  verträgt  sich  mit  dem 
gemeinsamen  Yiehhüten  der  Anbau  derjenigen  Früchte  nicht, 
welche  später  reif  werden.  Die  Stoppelweide  ist  aber  kein 
Hinderniss  für  den  Anbau  derjenigen  Früchte,  welche  früher 
vom  Felde  verschwinden.  Aber  auch  für  die  Möglichkeit  des 
Anbaus  der  spät  reifenden  Früchte  kann  von  der  Gemeinschaft 
gesorgt  Averden.  Der  Moment,  von  dem  an  die  Stoppelweide 
zu  beginnen  hat,  wird  ja  von  der  Gemeinschaft  bestimmt;  sie 
kann  ihn  auch  so  festsetzen,  dass  der  Anbau  einer  beliebig 
spät  reifenden  Frucht  und  folglich  auch  aller  früher  reif  werdenden 
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Früchte  unbehindert  bleibt.  Dem  steht  nun  allerdings  meistens 
der  Umstand  im  Wege,  dass  die  Gemeinschaft  mit  der  reducirten 
Weidefläche  nicht  auskommen  kann.  Da  hilft  man  sich  in  folgen- 
der Weise.  Um  die  gemeinschaftliche  Heerde  auf  die  Stoppelweide 
treiben  zu  können,  braucht  nicht  das  ganze  Feld  auf  einmal  zur 
Verfügung  zu  stehen.  Es  geht  zunächst  schon,  wenn  ein  Theil 
des  Feldes  frei  ist.  Die  Gemeinschaft  bestimmt  nun  für  den  Anbau 
der  später  reifenden  Früchte  ein  oder  mehrere  besondere  Gewanne : 
wer  die  betreffenden  Früchte  bauen  will,  darf  das  thun,  aber  nur 
in  diesen  Gewannen;  wohl  aber  darf  hier  Jedermann  auch  Früchte 
bauen,  welche  früher  reif  werden.  In  anderen  Fällen  lässt  man 
umgekehrt  in  speciell  dazu  bestimmten  Gewannen  nur  früher 
reifende  Früchte  zu ;  diese  Gewanne  dienen  dann  als  Stoppelweide^ 
während  in  den  anderen  die  Frucht  noch  steht. 

Was  die  specielle  Gemengelage  anbelangt,  so  macht  sie 
freilich  den  strengen  Flurzwang  unentbehrlich,  wenn  keine  Hilfe 
geschaffen  wird.  Man  darf  aber  nicht  meinen,  dass  der  einzige 
Ausweg  die  totale  Aufhebung  der  speciellen  Gemengelage  durch 
Anlegen  von  Feldwegen  sei.  Es  sind  vielmehr  auch  etwa  folgende 
Fälle  bekannt:^)  die  Gemeinschaft  gestattet  den  einzelnen  Wirthen, 
später  reifende  Früchte  auf  ihren  Parzellen  zu  bauen,  nur 
dürfen  diese  Früchte  die  Parzelle  nicKt  in  ihrer  ganzen  Länge 
einnehmen;  eine  zum  Durchfahren  geeignete  Stelle  muss  mit 
der  dem  strengen  Flurzwange  entsprechenden  Frucht  bestellt 
werden ;  diese  Frucht  wird  nun  zum  festgestellten  Termin  vom 
Felde  geschafft,  und  das  Ernten  der  später  reifenden  Früchte 
ist  dann  unbehindert. 

Dass  schliesslich  die  Neuverloosungen,  insofern  sie  als 
eine  der  Ursachen  des  Flurzwanges  erscheinen,  nicht  den  strengen 
Flurzwang  voraussetzen,  brauche  ich  kaum  zu  erwähnen. 

Auf  die  Einzelheiten  dieser  milderen  Formen  des  Flur- 
zwanges will  ich  hier  nicht  eingehen,  da  sie  nicht  aus  dem 
Zusammenhange  mit  dem  Wirthschaftssysteme  gerissen  werden 
dürfen.    Deshalb  werden  sie  passender  an  den  Beispielen  er- 

^)  Semenoff,  Wolost  Murajewna,  in  Sammlung  der  Materiahen  für 
das  Studium  der  Feldgemeinschaft. 
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läutert,  wo  von  der  Anpassung  der  Feldgemeinschaft  an  das 
Wirthscliaftssystem  die  Kede  ist.  (Vgl.  unten  Abschnitt  III, 
Kap.  2,  §  3,  §  9.) 

§  21.  Ausser  denjenigen  Beschränkungen  der  Nutzungsfrei- 
heit, welche  in  der  Bindung  an  den  gemeinsamen  Wirthschaftsplan 
bestehen,  können  von  der  Gemeinschaft  auch  Nutzungsregeln 
anderen  Inhaltes  aufgestellt  werden,  welche  die  Nutzungsweise 
vielfach  noch  enger  bestimmen.  So  wird  das  jus  abutendi,  das 
Recht,  das  Grrundstück  in  einer  erschöpfenden  Weise  zu  benützen, 
vielfach  nicht  zugestanden;  ebenso  das  Recht,  es  in  einer  für 
die  anderen  schädlichen  Weise  zu  benützen.  Man  verbietet  etwa, 
die  bodenerschöpfenden  Culturen  auf  dem  gemeinschaftlichen 
Lande  in  grösserem  Umfange  zu  betreiben  —  in  Russland  wird 
oft  z.  B.  das  Höchstmaass  der  Aussaat  von  Flachs  pro  Antheil 
festgestellt;  oder  man  verpflichtet  die  Genossen,  ihre  Grundstücke 
gehörig  zu  düngen;  es  wird  ferner  mitunter  festgesetzt,  wie 
viele  Male  jedes  Feld  zu  pflügen  sei.  Zuweilen  wird  es  nicht 
gestattet,  das  Grundstück  unbebaut  liegen  zu  lassen ;  selbst  wenn 
Einer  keine  Aussaat  hat,  ist  er  doch  verpflichtet,  das  Grundstück 
umzupflügen,  vielleicht  nicht  jedes  Jahr,  wohl  aber  in  2 — 3 
Jahren  einmal;^)  thut  er  es  nicht,  so  besorgt  die  Gemeinschaft 
die  Umpflügung,  der  säumige  Genosse  trägt  aber  die  Kosten. 

Yon  besonderem  Interesse  ist  die  Combination  des  Ver- 
botes, das  Grundstück  unbestellt  liegen  zu  lassen,  mit  dem  Ver- 
bote, dasselbe  zu  verpachten,  durch  welche  eine  eigenthümliche 
Form  der  feldgemeinschaftlichen  Verfassung  charakterisirt  wird 
(vgl.  unten  S.  86—87  und  Abschnitt  III,  Kapitel  2,  §  3).  So 
wird  z.  B.  in  Sibirien  vielfach  die  Occupation  des  noch  freien 
Landes  innerhalb  der  Gemarkung  den  Genossen  frei  gestellt; 
solange  das  occupirte  Grundstück  bestellt  wird,  gehört  es  dem 
Occupanten;  es  kann  auch  vererbt  werden,  allerdings  nur  an 
männliche  Descendenten.  Verkaufen  oder  verpachten  darf  man 
aber  das  Grundstück  nicht,  und  falls  es  unbestellt  bleibt,  gilt  es  als 
frei  und  neuer  Occupation  zugänglich.  Da  in  diesen  Gegenden 


Orlow,  S.  51—52. 
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Sibiriens  die  wilde  Feldgras wirthschaft  immer  noch  herrscht,  so 
wird  dabei  bestimmt,  wie  lange  ein  nicht  bestelltes  Grundstück 
als  dreesch  liegend  anzusehen  sei ;  erst  nach  Ablauf  dieser  Periode 
wird  das  Grundstück,  wenn  es  auch  dann  von  dem  Besitzer  nicht 
unter  den  Pflug  genommen  wird,  für  frei  erklärt.  Aehnliche 
Verhältnisse  scheint  es  auch  in  Algerien  zu  geben.  ^) 

§  22.  Aehnliche  Motive  wie  beim  Ackerlande  führen  auch 
bei  anderen  Nutzungen  zur  Kegelung  der  Nutzungsweise  durch 
die  Gemeinschaft.  Bei  dem  Wiesenlande  spielt  wieder  die  ge- 
meinsame Yiehhütung  die  grösste  Rolle;  es  werden  nämlich 
vielfach  aus  Mangel  an  eigentlicher  Weide  die  Wiesen  im  Früh- 
jahr und  namentlich  nach  der  Mahd  beweidet ;  das  setzt  den 
gleichzeitigen  Abschluss  der  Mahd  voraus.  Ferner  ist  der  Um- 
stand von  grosser  Bedeutung,  dass  die  Wiesen  da,  wo  überhaupt 
neu  verloost  wird,  meistens  jedes  Jahr,  aber  erst  nach  einge- 
tretener Schnittreife  verloost  werden  (vgl.  unten  Abschnitt  III, 
Kapitel  1,  §  3).  Hierdurch  wird  der  frühe  Beginn  der  Mahd 
ausgeschlossen. 

Ich  will  nun  nicht  alle  Nutzungen  nacheinander  von  diesem 
Standpunkte  aus  betrachten:  es  kommt  dabei  wenig  principiell 
Neues  heraus.  Manche  Einzelheiten  werden  ausserdem  später 
hervorgehoben,  wo  von  der  Anpassung  der  Feldgemeinschaft 
an  den  wirthschaf fliehen  Charakter  der  verschiedenen  Nutzungen 
speciell  die  Rede  ist.    (Vgl.  unten  Abschnitt  III,  Kapitel  1.) 

§  23.  Wie  stellen  sich  nun  die  Beschränkungen  der  Nutz- 
ungsrechte zu  den  Beschränkungen  der  Yerfügungs-  und  Besitz- 
rechte? Was  diese  letzteren  anbelangt,  so  haben  wir  schon  ge- 
sehen, dass  sie,  wenn  auch  nicht  unbedingt  den  eigentlichen 
strengen  Flurzwang,  so  doch  immer  gewisse  Beschränkungen 
der  Nutzungsfreiheit  erfordern.  Dies  ist  aber  nicht  umkehrbar: 
die  Beschränkungen  der  Nutzungsfreiheit  können  zum  Theil  ganz 
gut  auch  bei  unbeschränkten  Besitzrechten  bestehen,  so  weit  sie 
dann  überhaupt  Sinn  haben.  Noch  weniger  eng  ist  dei  Zusammen- 
hang der  Beschränkungen  der  Nutzungsrechte  mit  den  Eingriffen 


^)  Laynaud,  Notice  sur  la  propriete  fonciere  en  Algerie,  S.  17 — 18. 
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in  die  Yerfügungsrechte.  Grundstücke,  die  unter  Elurzwang 
stehen,  können  verkauft,  verpachtet  und  vererbt  werden.  Anderer- 
seits kann  das  Grundstück  von  jedem  Flurzwang  frei  sein,  und 
doch  kann  dem  Besitzer  das  Kecht  fehlen,  es  zu  verkaufen  oder 
zu  verpachten  oder  testamentarisch  darüber  zu  verfügen. 


B. 

FORMEN  DER  FELDGEMEINSCHAFT. 

§  1.  Im  ersten  Kapitel  haben  wir  den  Begriff  der  Feldge- 
meinschaft aufgestellt  und  analytisch  entwickelt;  im  zweiten 
haben  wir  die  einzelnen  Aeusserungen  des  feldgemeinschaftlichen 
Princips  und  ihre  Beziehungen  zu  einander  kennen  gelernt. 
Es  bleibt  noch  übrig,  die  Ergebnisse  dieser  Ausführimgen  syn- 
thetisch zu  einer  Konstruction  der  möglichen  Formen  der  feld- 
gemeinschaftlichen Verfassungen  zu  verwerthen  und  eine  syste- 
matische Klassification  dieser  Formen  aufzubauen. 

Welche  Gesichtspunkte  sind  nun  der  Klassification  zu 
Grunde  zu  legen?  Was  ist  als  das  wichtigste  fundamentum 
divisionis  anzusehen?  Darüber  kann  es  keinen  Streit  geben.  Es 
ist  das  Maass  des  Spielraums  für  die  Gesammtheit,  in  die  Rechts- 
sphäre *  der  Genossen  einzugreifen.  Da  nun  die  Eingriffe  in  das 
Maass  des  Besitzes  zweifellos  am  tiefsten  einschneiden,  so  liegt 
es  am  nächsten,  die  Feldgemeinschaften  danach  zu  unterscheiden, 
ob  das  Maass  des  Besitzes  der  Genossen  von  den  Beschlüssen 
der  Gesammtheit  abgeleitet  oder  von  denselben  unabhängig  ist. 

Die  Feldgemeinschaften  der  ersten  Art,  welche  man  viel- 
leicht als  „kommunistische"  Feldgemeinschaften  bezeichnen  könnte, 
lassen  eine  weitere  Eintheilung  zu,  je  nachdem  die  Besitzrechte 
der  Genossen  fortwährenden  Eingriffen  der  Gesammtheit  aus- 
gesetzt sind  oder  nicht.  In  jenem  Falle  ist  die  Verfassung  so, 
dass  die  Gesammtheit  fast  als  eine  juristische  Person  erscheint, 
der  das  Land  zu  Eigenthum  gehört.  Es  gibt  hier  keine  in  den 
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Rechten  der  einzelnen  Mitglieder  begründete  Grenzen  der  Macht 
der  Gresammtheit;  Jeden  Eingriff  muss  sich  der  einzelne  Ge- 
nosse gefallen  lassen,  falls  die  Mehrheit  es  beschliesst.  Die 
Gesanimtheit  darf  ümtheilungen  jederzeit  vollziehen  and  meistens 
das  Verth eilungssystem  frei  wählen,  d.  h.  sie  darf  die  Grösse 
des  Besitzes  der  Genossen  beliebig  ändern.  Sie  darf  Neuver- 
loosungen  vornehmen,  d.  h.  die  Grundstücke  der  Mitglieder  unter 
einander  umtauschen.  Sie  darf  auch  die  Sondernutzung  ganz 
aufheben,  um  das  Land  gemeinschaftlich  zu  bewirthschaften  oder 
zu  verpachten.  Sie  ist  ferner  befugt,  der  Yerfügungsfreiheit  der 
Einzelnen  Beschränkungen  aufzulegen  und  Nutzungsregeln  auf- 
zustellen ;  den  strengen  Flurzwang  braucht  es  zwar  nicht  noth- 
wendig  zu  geben,  aber  das  Recht,  den  Flurzwang  herzustellen, 
wenn  man  ihn  für  nöthig  hält,  bleibt  immer  bestehen. 

Das  ist  der  Fall  des  russischen  Mir,  der  javanischen  Dessa, 
der  schw^eizerischen  und  süddeutschen  Allmend,  der  italienischen 
Communanze,  wohl  auch  einiger  indischen  Feldgemeinschaften. 
Auch  einzelne  schweizerische  Alpgenossenschaften  gehören  in 
diese  Kategorie.^)  Die  Feldgemeinschaften  dieser  Art  werden  im 
weiteren  der  Kürze  halber  als  ,,Mir"-Gemeinschaften  bezeichnet. 

Es  ist  die  Feldgemeinschaft  schlechthin.  Man  ist  auch  immer 
geneigt  gewesen,  sie  für  die  alleinige  Form  der  Feldgemeinschaft 
zu  betrachten.  Das  ist  nun  natürlich  nicht  unzulässig ;  es  steht 
Jedermann  frei,  mit  dem  Worte  Feldgemeinschaft  den  Sinn  zu 
verbinden,  welchen  er  will,  vorausgesetzt,  dass  an  der  einmal 
angenommenen  Deutung  des  Begriffs  festgehalten  wird.  Ich 
zweifle  aber,  dass  es  zweckmässig  sei,  den  Begriff  Feldgemein- 
schaft auf  diesen  Fall  allein  zu  beschränken.  Ich  glaube,  dass 
die  anderen  hier  beschriebenen  Verfassungen  begrifflich  so  nahe 
der  Mirverfassung  verwandt  sind,  dass  es  beinahe  unumgänglich 
erscheint,  einen  höheren,  alle  verschiedenen  Formen  umfassenden 
Begriff  zu  schaffen ;  und  für  diesen  höchsten  Begriff  scheint  mir 
keine  andere  Bezeichnung  so  passend  zu  sein,  wie  die  der  Feld- 
gemeinschaft, um  so  mehr  als  der  Ausdruck  Feldgemeinschaft 


Z.  B.  die  Kapitalistenalp  in  Kerenzen  (Glarus),  vgl.  Miaskowski,  S.  37. 
Tschuprow,  Feldgemeinschaft.  6 
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von  vielen  Schriftstellern  mit  Vorliebe  für  alle  durch  das  Vor- 
handensein des  Flurzwanges  allein  charakterisirten  ländlichen 
Verfassungen  gebraucht  wird.  Es  ist  vom  Uebel,  auf  die  Auf- 
stellung der  höheren  Begriffe  aus  Furcht,  ,,die  feineren  Unter- 
schiede unter  den  Tisch  fallen"  zu  lassen  (R.  Hildebrand),  ver- 
zichten zu  wollen.  "Was  hindert  uns  denn,  neben  und  unter  dem 
allgemeinen  Begriff  beliebige,  noch  so  komplicirte  Specialbegriffe 
aufzustellen  ?  Das  Uebel  liegt  nicht  hier,  sondern  umgekehrt  in 
dem  Streben,  solche  höhere  Kategorien  zu  vermeiden.  Erst 
durch  Subsumption  unter  ein  genus  werden  uns  ja  die  spe- 
cifischen  Unterschiede  der  Arten  klar.  Ich  glaube,  dass  gerade 
die  Bildung  der  allgemeinen  Kategorie  „Feldgemeinschaft"  am 
sichersten  dazu  beitragen  kann,  die  verschiedenen  Formen  scharf 
zu  trennen. 

Die  zweite  Unterart  der  „kommunistischen"  Feldgemein- 
schaften wird  dadurch  charakterisirt,  dass  die  Besitzrechte  der 
Genossen,  sobald  sie  einmal  durch  die  Gesammtheit  festgestellt 
sind,  weiteren  Eingriffen  nicht  unterliegen,  solange  der  betreffende 
Genosse  alle  Bedingungen  erfüllt,  unter  welchen  Grundstücke 
in  der  Gemeinschaft  verliehen  werden.  Es  gibt  hier  also  weder 
Umtheilungen  noch  Neuverloosungen.  Die  Gesammtheit  greift  nur 
in  die  Verfügungsfreiheit  der  Einzelnen  ein  und  stellt  Nutzungs- 
regeln auf.  Der  wichtigste  in  diese  Kategorie  gehörende  Fall 
ist  der,  wo  alle  Verfügungsrechte  der  Einzelnen  aufgehoben  sind : 
der  Besitzer  nützt  sein  Grundstück  sein  Leben  lang,  er  darf  aber 
weder  bei  Lebzeiten  noch  von  Todes  wegen  darüber  verfügen; 
sobald  er  stirbt,  fällt  das  Grundstück  an  die  Gemeinschaft  zurück. 
Werden  nun  diese  rückfallenden  Grundstücke  an  noch  nicht 
ausgestattete  jüngere  Genossen  in  lebenslänglichen  Besitz  weiter 
ausgeliehen,  so  nimmt  die  Verfassung  eine  der  Mir-Form  sehr 
ähnliche  Gestalt  an  (Russland  und  Süddeutschland,  auch  Java). 
Manchmal,  namentlich  in  einigen  Gegenden  ßusslands,  werden 
sie  jedoch  unter  diejenigen  Genossen  vertheilt,  welche  bereits 
gemeinschaftliches  Land  besitzen,  was  der  Verfassung  eine  Aehn- 
lichkeit  mit  der  Tontine  verleiht. 

In  anderen  Fällen  geht  die  Einschränkung  der  Verfügungs- 
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freiheit  nicht  bis  zur  vollständigen  Aufhebung  des  Erbganges 
der  Grundstücke.  Das  Grundstück  kann  vererbt  werden,  aber 
nur  an  die  in  der  Gemeinschaft  wohnhaften  Nachkommen  des 
verstorbenen  Besitzers.  Gibt  es  solche  nicht,  so  fällt  das  Grund- 
stück an  die  Gemeinschaft  heim.  Auch  bei  Lebzeiten  des  Besitzers 
tritt  der  Kückfall  ein,  falls  derselbe  die  Gemeinde  verlässt.  Das 
Grundstück  zu  verkaufen  oder  zu  verpachten,  ist  dabei  nicht 
gestattet.  „Und  was  also  verliehen,  solle  ordentlich  und  nach 
Zeig  erbaut  werden.  Ob  aber  solches  fahrlässig  unterlassen,  soll 
gleichfalls  selbiger  Theil  dem  Flecken  heimgefallen  sein",  wie  es 
in  einem  alten  süddeutschen  Statut  aus  dem  Jahre  1600  heisst.  ^) 

Unter  den  Feldgemeinschaften,  in  welchen  das  Maass  des 
Besitzes  der  Genossen  von  den  Beschlüssen  der  Gesammtheit 
unabhängig  ist  —  im  Gegensatz  zu  den  „kommunistischen" 
wollen  wir  sie  als  „individualistische"  bezeichnen  —  lassen  sich 
ebenfalls  zwei  Unterarten  unterscheiden,  je  nachdem  die  einzelnen 
Genossen  Kecht  auf  konkrete  Grundstücke  oder  nur  auf  feste 
Quoten  des  Gesammtbesitzes  haben. 

In  den  Gemeinschaften,  wo  die  Genossen  nur  feststehende 
ideelle  Antheile  besitzen  —  solche  Gemeinschaften  wollen  wir, 
nach  dem  Yorgange  A.  Efimenko's  und  Keussler's,  als  Antheils- 
gemeinschaften  kurz  bezeichnen  —  gipfelt  die  Macht  der  Gesammt- 
heit in  der  Befugniss,  nach  ihrem  Ermessen  zu  bestimmen,  wo 
innerhalb  der  Gemarkung  jeder  Genosse  seinen  Besitz  haben  soll. 
Es  werden  hier  also  keine  Umtheilungen,  wohl  aber  Neuver- 
loosungen  vorgenommen;  es  kann  auch  die  Sondernutzung  auf- 
gehoben werden,  dann  wird  aber  das  Product  unter  die  Genossen 
proportional  deren  Berechtigungen  vertheilt.  Unter  dieser  Ver- 
fassung sind  die  Eigenthumsrechte  der  einzelnen  Genossen  be- 
deutend eingeschränkt,  aber  nicht  aufgehoben.  Der  Einzelne  kann 
2war  kein  Grundstück  sein  eigen  nennen ;  das  Grundstück,  das 
er  besitzt,  kann  ihm,  wenn  es  der  Gemeinschaft  beliebt,  genommen 
werden.  Er  hat  aber  rechtlich  geschützten  Anspruch  auf  einen 
genau  bestimmten  Antheil  an  der  Gemarkung,  auf  eine  ideelle 


^)  Gramer,  Die  Grafschaft  Hohenzollern,  S.  178. 
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Quote  des  gemeinschaftlichen  Grrundbesitzes.  Diese  Quote  ist  ihm 
durch  die  Yerfassung  gesichert,  die  Gesammtheit  darf  an  ihr 
nicht  rühren.  Das  Maass  seines  Besitzes  wird  nicht  durch  den 
Beschluss  der  Gemeinschaft,  sondern  anderweitig,  nämlich  auf 
dem  Wege  des  Erbens,  des  Kaufs  etc.,  kurz  auf  den  gewöhnlichen 
Wegen  der  Uebertragung  des  Eigenthums,  bestimmt.  Seine 
Nutzungsfreiheit  ist  mehr  oder  weniger  eingeschränkt,  denn 
gewisse  Eingriffe  in  die  Nutzungsrechte  der  Genossen  werden, 
wie  wir  gesehen  haben,  durch  die  Neuverloosungen  nothwendig 
gemacht.  Dagegen  können  seine  Yerfügungsrechte  auch  un- 
beschränkt sein;  es  kann  also  Antheilsgemeinschaften  geben, 
wo  die  Gesammtheit  befugt  ist,  in  Bezug  auf  die  Ueber- 
tragung der  Antheilsrechte  mehr  oder  weniger  weit  gehende 
Normen  aufzustellen,  sowohl  wie  solche,  wo  Eingriffe  in  die 
Yerfügungsfreiheit  der  Genossen  völlig  unzulässig  sind.  Beispiele 
der  Antheilsgemeinschaft  mit  weit  gehenden  Beschränkungen 
der  Yerfügungsfreiheit  bieten  die  deutschen  Kolonien  Süd-Kuss- 
lands und  die  meisten  schweizerischen  Alpgenossenschaften 
dar;  mit  unbegrenzten  Verfügungsrechten  der  Einzelnen  be- 
steht sie  in  den  bulgarischen  Kolonien  Süd-Russlands  und  bei 
den  Odnodworzy  in  Mittelrussland.  Ebenso  sind  die  Nach- 
barschaften der  Sjabri  in  Klein-Russland  und  die  bekannten 
Trier'schen  Gehöferschaften  sowie  die  Hauberggenossenschaften 
des  Siegerlandes  aufzufassen;  bis  1821  hat  es  Antheilsbesitz 
auch  in  Norwegen  gegeben.  In  Russland  wird  diese  Yer- 
fassung häufig  bei  genossenschaftlichen  Ankäufen  von  Land 
angenommen.  In  früheren  Zeiten  war  sie  in  Riissland  noch  viel 
mehr  verbreitet:  nach  A.  Efimenko  war  dies  die  herrschende 
Agrarverfassung  im  Norden  Russlands  und  nach  dem  Rumjan- 
zew'schen  Kataster  noch  im  18.  Jahrhundert  in  Klein-Russland; 
die  Antheilsgemeinschaft  der  Odnodworzy  war  überall  in  dem 
Gebiete  der  militärischen  Kolonisation  des  Moskauer  Staates  stark 
verbreitet.  Auch  für  Gebiete  ausserhalb  Russlands  ist  das  Yor- 
kommen  dieser  Form  für  ältere  Zeiten  nachweisbar.  Nach  den 
Ausführungen  R.  Hildebrand^s  scheint  es  sehr  wahrscheinlich 
zu  sein,  dass  diese  Eigenthumsverfassung  bei  den  alten  Germanen 
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bestanden  hat.i)  Im  Sinne  der  Antheilsgemeinschaft  wird  meistens 
auch  die  alt-irische  Sitte  des  Gravelkind  gedeutet.  Vielfach  ist 
sie  endlich  in  Indien  zu  treffen. 

Eine  besondere  Abart  der  Antheilsgemeinschaft  entsteht, 
wenn  die  Berechtigungen  als  Pertinenz  des  anderweitigen  Be- 
sitzes gelten,  wie  das  etwa  bei  zahlreichen  Alpgenossenschaften 
in  der  Schweiz  der  Fall  ist.  An  der  Alpnutzung  Theil  zu  nehmen, 
hat  dort  z.  B.  derjenige  ein  Recht,  der  Wiesen  im  Thale  besitzt, 
und  sein  Antheil  bemisst  sich  nach  seinem  Wiesenbesitze.  Oder 
derjenige  hat  ein  Recht  auf  die  Waldnutzung,  der  ein  bevor- 
rechtetes Haus  im  Dorfe  besitzt  u.  s.  w.  An  sich  ändert  dies 
an  der  Yerfassung  der  Antheilsgemeinschaft  nichts,  denn  die 
Antheilsgemeinschaft  hat  mit  der  Art  und  Weise,  wie  die  Be- 
rechtigungen der  Genossen  bestimmt  werden,  nichts  zu  thun: 
ob  die  Antheilsrechte  vom  Vater  geerbt  oder  käuflich  erworben 
sind,  ob  sie  für  sich  oder  als  Pertinenz  eines  anderen  Grund- 
stücks an  den  Berechtigten  übergegangen  sind,  darum  kümmert 
sie  sich  nicht.  Aber  der  Umstand,  dass  die  Grundstücke,  welche 
die  Grundlage  der  Antheilsgemeinschaft  bilden,  meistens  anders 
genutzt  werden,  als  diejenigen,  deren  Pertinenz  die  Antheilsrechte 
bilden,  ruft  mitunter  gewisse  Complicationen  hervor,  weil  nämlich 
verschieden  genutzte  Grundstücke  sich  nicht  immer  proportional 
theilen  lassen.  Betrachten  wir  etwa  den  Fall,  wo  das  Antheils- 
recht  an  der  Weide  als  Pertinenz  des  Wiesenbesitzes  gilt.  Das 
Maass  des  Wiesenbesitzes  kann  sich  stetig  ändern;  die  Theilnahme 
an  der  Weide  lässt  nur  sprungweise  Aenderungen  zu :  anderthalb 
Kühe  kann  man  ja  auf  die  Gemeinweide  nicht  treiben  lassen. 
Es  muss  also  irgend  eine  willkürliche  Regel  aufgestellt  werden, 
welche  die  stetigen  Aenderungen  des  Wiesenbesitzes  mit  den 
Aenderungen  der  Antheilsrechte  an  der  Weide  verbindet.  In 
der  zum  Kanton  Bern  gehörigen  Gemeinde  ützisdorf  waren  z.  B. 
im  Jahre  1781  50  „Rechtsame"  so  vertheilt,  dass  die  Besitzer 
von  2  Juchart  Land  und  Aveniger  keine  Rechtsamen,  die  von 

^)  Ich  will  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  diese  Auffassung  bereits 
Anfang  der  80  er  Jahre  von  Frau  A.  Efimenko  vertreten  worden  ist  (vgl. 
A.  Efimenko,  S.  234^—237). 
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2—6  Juchart  Vs,  die  von  6 — 12  Juchart  ^A,  die  Yon  12 — 24 
Juchart  1/2,  die  von  24 — 36  Juchart  ^A,  die  von  36 — 48  Juchart 
eine  ganze  Eechtsame  erhielten  u.  s.  w.  Alle  5  oder  10  Jahre 
fand  eine  Neuvertheilung  der  Eechtsame  nach  den  mittlerweile 
stattgehabten  Besitzveränderungen  statt.^)  Ich  habe  lange  ge- 
schwankt, wie  diese  und  ähnliche  Verfassungen  aufzufassen  seien. 
Einerseits  ist  in  diesen  Fällen  das  Maass  des  Besitzes  der  ein- 
zelnen Genossen  von  den  Beschlüssen  der  Gemeinschaft  nicht  unab- 
hängig: die  Gemeinschaft  entscheidet  nämlich,  wann  die  Neu- 
regelung des  Besitzstandes  stattfinden  soll;  es  hängt  von  ihr 
ab,  dieselbe  beliebig  aufzuschieben  oder  in  einem  gegebenen 
Augenblicke  zu  vollziehen ;  durch  Aenderung  des  Statuts,  durch 
Annahme  eines  neuen  Umrechnungssatzes  kann  sie  auch  un- 
mittelbar den  Besitzstand  der  einzelnen  Genossen  treffen.  Insoweit 
scheint  die  Yerfassung  eher  der  Mirgemeinschaft  ähnlich  zu  sein. 
Aber  andererseits  bestimmen  sich  die  Antheile  der  einzelnen 
Wirthe  in  letzter  Linie  doch  durch  das  Maass  des  Besitzes,  dessen 
Erwerb  völlig  unabhängig  von  der  Gemeinschaft  und  deren  Be- 
schlüssen ist;  selbst  die  Aenderung  der  Um rechnungs weise  kann 
die  Antheilsrechte  nur  in  sehr  engen  Grenzen  treffen,  denn  im 
allgemeinen  gilt  doch  die  Proportionalität  derselben  mit  dem 
Sonderbesitz.  Ich  glaube,  dass  die  oben  gegebene  Konstruktion 
dem  wahren  Charakter  des  Rechtsverhältnisses  am  meisten  gerecht 
wird;  die  Neuregelung  der  Antheilsrechte  hat  also  nicht  für 
eine  ümtheilung,  sondern  für  eine  eigen thümliche  Art  von  Aus- 
gleichung im  technischen  Sinne  des  Wortes  (vgl.  oben  S.  45) 
zu  gelten,  d.  h.  sie  bedeutet  Reducirung  der  thatsächlichen 
Theilnahme  aller  Genossen  an  der  gemeinsamen  Nutzung  auf 
das  genaue  Maass  dessen,  was  Jedem  rechtmässig  zusteht. 

In  denjenigen  „individualistischen"  Feldgemeinschaften,  wo 
den  Genossen  konkrete  Grundstücke  gehören,  können  sich  die 
Eingriffe  der  Gesammtheit  nur  auf  die  Yerfügungs-  und  die 
Nutzungsrechte  der  Genossen  beziehen.  Hier  ist  vor  allem  der 
oben  geschilderte  (S.  78,  vgl.  auch  Abschnitt  III,  Kap.  2,  §  3) 


^)  Miaskowski,  S.  91. 
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Fall  hervorzuheben,  wo  das  Yerbot,  Grrundstücke  zu  verkaufen 
und  zu  verpachten,  sich  mit  dem  Verbote  verbindet,  sie  unbebaut 
liegen  zu  lassen.  Es  steht  hier  jedem  Genossen  frei,  innerhalb 
der  Gremarkung  Land  zum  Anbauen  nach  seinem  Ermessen  zu 
occupiren.  Solange  er  das  Grundstück  bebaut,  behält  er  es  in 
seinem  ungestörten  Besitze;  er  darf  es  aber  v^eder  verpachten, 
noch  verkaufen,  und  vererbt  darf  das  Grundstück  nur  an  männ- 
liche Descendenten  werden;  gibt  es  solche  nicht,  so  fällt  das 
Grundstück  beim  Tode  des  Besitzers  an  die  Gemeinschaft  zurück 
und  wird  wieder  der  Occupation  der  Genossen  frei  gestellt. 
Dasselbe  tritt  auch  beim  Leben  des  Occupanten  ein,  wenn  er 
das  Grundstück  unbebaut  liegen  lässt.  In  diese  Kategorie  gehört 
ferner  mancher  Fall  der  genossenschaftlichen  Ankäufe  von  Land, 
bei  welchen  hie  und  da  der  Gemeinschaft  das  Yorkaufsrecht 
vorbehalten  und  der  Flurzwang  in  seiner  üblichen  Gestalt  aus- 
geübt wird.  Wird  dabei  der  Flurzwang  auf  dem  Wege  der  Flur- 
reformen aufgehoben,  so  haben  wir  eine  Gemeinschaft  vor  uns, 
wo  bloss  die  Verfügungsrechte  der  Einzelnen  den  Beschränkungen 
unterliegen.  Andererseits  treffen  wir  vielfach  Gemeinschaften, 
wo  nur  die  Nutzungsrechte  beschränkt  sind.  Das  ist  nämlich 
der  gewöhnliche  Fall  bei  der  Gemarkung  unter  dem  Flurzwang;  das 
war  etwa  die  Verfassung  der  deutschen  ländlichen  Gemeinden 
vor  der  Zusammenlegung;  so  ist  die  Verfassung  noch  jetzt  da, 
wo  die  Eeform  nicht  durchgeführt  worden  ist.  In  den  beiden  Fällen 
reducirt  sich  eigentlich  die  Bedeutung  des  feldgemeinschaftlichen 
Princips  auf  ein  Minimum»  Ich  glaube  jedoch  immerhin,  die- 
selben von  dem  Begriffe  der  Feldgemeinschaft  nicht  ausschliessen 
zu  dürfen,  denn  der  Unterschied  von  den  anderen  Formen,  so 
bedeutsam  er  auch  sein  mag,  ist  doch  eher  quantitativer  als 
qualitativer  Natur:  alle  haben  nämlich  das  gemeinsam,  dass  die 
Eigenthumsrechte  der  einzelnen  Grundbesitzer  gewissen  Be- 
schränkungen unterliegen,  welche  von  der  Gesammtheit  der  Inter- 
essenten beschlossen  werden. 

§  2.  Dieses  ganze  Schema  der  Formen  der  feldgemein- 
schaftlichen Verfassungen  lässt  sich  ebenso  gut  auf  den  Fall 
anwenden,  dass  die  Gemeinschaft  freie  Eigenthümerin  der  Ge- 
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markung  ist,  wie  auch  dann,  wenn  der  Umfang  der  Eechte,  welche 
die  Gemeinschaft  an  der  G-emarkung  hat,  durch  Eechte  Dritter 
mehr  oder  weniger  beschränkt  ist.  Da  jedoch  der  Inhalt  der 
Beziehungen  zwischen  der  Gesammtheit  und  den  einzelnen  Ge- 
nossen von  dem  Charakter  der  Eechte,  welche  der  Gemeinschaft 
an  der  Gemarkung  zustehen,  wesentlich  abhängig  ist,  so  müssen 
wir  über  die  Anwendung  desselben  auf  die  Fälle,  wo  die  Ge- 
markung der  Gemeinschaft  nicht  zu  freiem  Eigenthum  gehört, 
noch  einiges  hinzufügen. 

Unter  den  Feldgemeinschaften,  welche  sich  auf  der  Grund- 
lage beschränkter  Eigenthumsrechte  an  der  Gemarkung  aufbauen, 
sind  vor  allem  zwei  grosse  Kategorien  zu  unterscheiden :  Gemein- 
schaft der  Nutzeigenthümer,  über  denen  ein  Grundherr  steht, 
einerseits,  und,  andererseits,  Gemeinschaft  der  Obereigenthümer, 
welche  eine  Bauerschaft  unter  sich  haben. 

Fassen  wir  zunächst  diese  letztere  ins  Auge.  Der  Umfang 
der  grundherrlichen  Eechte,  welche  die  Grundlage  einer  Feld- 
gemeinschaft der  Obereigenthümer  bilden,  kann  stark  schwanken, 
von  dem  dominium  eminens,  das  sich  im  Bezüge  fester  Abgaben 
verwirklicht  und  vielfach  mehr  öffentlich-rechtlichen  Charakters 
ist,  bis  zu  dem  Grundeigenthum  mit  Erbpächtern  oder  gar  mit 
hörigen  Bauern  unter  dem  Eigenthümer.  Wesentlich  ist  nur^ 
dass  die  Obereigenthümer,  welche  die  Gemeinschaft  bilden,  in  ihren 
Eechten  an  der  Gemarkung  durch  die  Eechte  der  Bauern,  welche 
das  Land  unmittelbar  bebauen,  mehr  oder  weniger  beschränkt  seien. 

Was  die  Beziehungen  der  Mitglieder  einer  solchen  Feld- 
gemeinschaft zu  einander  anbelangt,  so  können  sie  sich  entweder 
unmittelbar  unter  den  Grundherren  abspielen  oder  erst  durch 
die  feldgemeinschaftlichen  Bande  vermittelt  werden,  welche  unter 
den  Bauern  bestehen. 

Stellen  wir  uns  etwa  vor,  dass  die  unter  einzelnen  Grund- 
herren stehenden  Bauern  eine  Feldgemeinschaft  mit  Flurzwang 
bilden.  Dadurch  werden  auch  die  Grundherren  in  gewisse  Eechts- 
beziehungen  zu  einander  gebracht.  Der  einzelne  Grundherr  kann 
hier  die  Eechtsbefugnisse,  die  ihm  seinen  Bauern  gegenüber 
zustehen,  nicht  ohne  Zustimmung  der  Gesammtheit  der  in  der 
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Gremarkung  berechtigten  Grrandherren  ausüben.  Ist  nun  der  Herr 
mit  ziemlich  weit  gehenden  Rechten  wirthschaftlichen  Inhaltes 
ausgestattet,  hat  er  z.  B.  das  Recht,  die  Wirthschaftsweise  seiner 
Bauern  zu  bestimmen,  so  steht  er  selbst,  statt  des  Bauern,  unter 
dem  Flurzwang.  Der  Bauer  weicht  von  dem  herrschenden  Wirth- 
schaftsplan  nicht  ab,  nicht  weil  er  durch  den  Flurzwang  gebunden 
ist,  sondern  weil  sein  Herr  ihm  das  verbietet;  der  Herr  darf 
aber  von  diesem  Plan  wegen  des  Flurzwanges  nicht  abweichen. 
Das  war  in  Russland  vor  der  Bauernbefreiung  vielfach  der  Fall 
in  den  Dörfern,  welche  mehreren  Herren  gehörten.  So  ist,  um 
ein  bezeichnendes  Beispiel  anzuführen,  einer  der  ersten  Pioniere 
des  Kleebaus  in  Russland,  I.  Samarin,  durch  die  Gremengelage 
der  Hufen  seiner  Bauern  mit  den  Hufen  der  Bauern  anderer 
Grundherren  verhindert  gewesen,  auf  seinem  Stammgute  den 
Futterbau  in  die  Wirthschaft  seiner  Bauern  einzuführen;  erst 
nach  der  Erwerbung  eines  anderen  Gutes,  wo  ihm  das  ganze 
Dorf  gehörte,  ist  ihm  dies  gelungen.  (Vgl.  unten  Abschnitt  III, 
Kapitel  2,  §  10.) 

Aber  nicht  nur  in  der  Nutzungsfreiheit,  sondern  auch  in 
den  Besitzrechten  können  die  einzelnen  Grundherren  durch  das 
Bestehen  des  feldgemeinschaftlichen  Verbandes  unter  ihren  Bauern 
beschränkt  werden.  Nehmen  wir  an,  die  bäuerliche  Feldgemein- 
schaft pflege  von  Zeit  zu  Zeit  Ausgleichungen  zu  vollziehen: 
jede  Ausgleichung  des  bäuerlichen  Besitzstandes  bedeutet  zu 
gleicher  Zeit  eine  Ausgleichung  unter  den  Grundherren,  an  die 
die  betreffenden  Bauern  pflichtig  sind.  Ebenso  wird  da,  wo 
Neuverloosungen  vorgenommen  werden,  nicht  nur  der  Zusammen- 
hang der  einzelnen  Bauern,  sondern  auch  der  Zusammenhang 
der  einzelnen  Grundherren  mit  konkreten  Grundstücken  gelöst; 
auch  die  Grundherren  werden  hier  zu  Eigenthümern  nicht  des 
Landes,  sondern  der  ideellen  Antheile  an  der  Gemarkung,  nur 
werden  wohl  öfters  ihre  Antheile  nach  der  Zahl  der  Pflichtigen 
Bauern,  nicht  in  abstrakten  Quotentheilen  bemessen.  Wir  können 
uns  ferner  vorstellen,  dass  die  bäuerliche  Gemeinschaft  auch 
Umtheilungen  vornimmt,  dass  meinetwegen  das  Land  in  perio- 
dischen Zwischenräumen  nach  der  Zahl  der  männlichen  Mit- 
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glieder  der  Familien  umgetheilt  wird.  Dann  treten  die  Grund- 
herren, an  welche  die  einzelnen  Bauernfamilien  pflichtig  sind, 
in  „Mir"-ähnliche  Beziehungen  zu  einander.  Das  Maass  des 
Besitzes  des  Einzelnen  steht  in  diesem  Ealle  nicht  fest,  nur  be- 
ruht es  nicht  auf  der  Eamiliengrösse  des  Berechtigten,  wie  das 
beim  russischen  Mir  der  Fall  ist,  sondern  auf  der  Familiengrösse 
der  ihm  gehörenden  Bauern.  Das  gleiche  Ergebniss  kommt  auch 
zu  Stande  bei  der  oben  S.  78  geschilderten  Verfassung:  sind 
nämlich  die  Yerfügungsrechte  der  Bauern  aufgehoben  und  der 
Erbgang  der  Grundstücke  genau  normirt,  und  hat  dabei  der 
Grundherr  kein  Eecht,  die  frei  werdende  bäuerliche  Stelle  wieder 
zu  besetzen,  so  kann  sich  das  Maass  des  Besitzes  des  Grund- 
herrn wider  seinen  Willen  ändern.  Derartige  Yerhältnisse  scheint 
es  nach  Taganyi^)  in  Ungarn  gegeben  zu  haben. 

In  wie  weit  sich  nun  in  allen  diesen  Fällen  das  Rechtsver- 
hältniss  unserem  Begriffe  der  Feldgemeinschaft  genau  unterordnen 
lässt,  ist  schwer  zu  sagen.  Es  kann  sein,  dass  dasselbe  als  einfaches 
Miteigenthum  konstituirt  ist,  wobei  also  der  Mehrheitsbeschluss 
der  Miteigenthümer  keine  Geltung  hat,  und  namentlich  wird  zweifel- 
los in  vielen  Fällen  das  Band,  das  die  Genossen  der  grundherr- 
lichen Gemeinschaft  an  einander  bindet,  ein  rein  passives  sein : 
die  Grundherren  sind  zwar  in  ihren  Rechten  zu  Gunsten  von  einander 
beschränkt,  diese  Beschränkungen  werden  jedoch  nicht  durch  die 
Beschlüsse  der  Gesammheit  derselben  verwirklicht,  sondern  sie 
werden  durch  die  Beschlüsse  der  den  Grundherren  Pflichtigen,  aber 
sich  autonom  verwaltenden  Bauern  vermittelt.  Solche  Yerhält- 
nisse bilden  aber  eine  Kategorie  für  sich.  (Ygl.  unten  S.  94 — 96.) 

Es  lässt  sich  aber  auch  wohl  denken,  dass  alle  diese  Aus- 
gleichungen, Neuverloosungen  und  IJmtheilungen  von  der  Gesammt- 
heit  der  Grundherren  beschlossen  und  ohne  Befragen  der  Bauern 


Taganyi  (Die  Feldgemeinschaft  in  Ungarn,  S.  125)  deutet  in  dieser 
Weise  eine  Besitz-Bestätigungsurkunde  des  Arader  Kapitels  aus  dem  Jahre 
1197,  in  welcher  die  kirchlichen  Lehensleute  bei  jedem  Dorfe  namentlich 
angeführt  werden  und  am  Schlüsse  der  Liste  vermerkt  wird :  „Unusquisque 
istorum  sortem  habet  cum  villanis  et,  si  numerus  ipsorum  creverit,  cres- 
cunt  et  sortes." 
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vollzogen  werden.  In  diesem  Falle  wäre  also  das  active  Moment, 
welches  die  Feldgemeinschaft  nach  unserer  Definition  kenn- 
zeichnet, vorhanden:  die  Beschränkungen  der  Eigenthumsrechte 
der  Genossen  beruhen  hier  auf  den  Beschlüssen  der  Gesammtheit. 

Noch  unzweideutiger  ist  dieses  active  Moment  dann  aus- 
gesprochen, wenn  die  Beziehungen  unter  den  Mitgliedern  der 
grundherrlichen  Gemeinschaft  ohne  Yermittelung  der  bäuerlichen 
Feldgemeinschaft  zustande  kommen.  Stellen  wir  uns  vor,  dass 
die  einzelnen  Bauern,  ohne  eine  Feldgemeinschaft  zu  bilden, 
dauernd  auf  den  ihnen  gehörenden  Grundstücken  ansässig  sind : 
die  Grundherren,  an  welche  diese  Bauern  pflichtig  sind,  können 
dann  noch  immer  eine  Feldgemeinschaft  bilden,  innerhalb  welcher 
alle  diejenigen  Yorgänge,  die  wir  als  Aeusserungen  des  feld- 
gemeinschaftlichen Princips  kennen  gelernt  haben,  sich  abspielen. 
Der  grösseren  Bestimmtheit  des  Bildes  halber  wollen  wir  im 
weiteren  annehmen,  dass  die  Bauern  erbliche  Theilpächter  seien. 
Da  können  unter  den  Grundherren  Ausgleichungen  stattfinden, 
wenn  etwa  einzelne  Bauern  meinetwegen  durch  elementare  Natur- 
ereignisse in  ihren  wirthschaf fliehen  Verhältnissen  herunterge- 
drückt und  einzelne  Grundherren  dadurch  in  ihren  Bezügen 
ungleichmässig  getroffen  werden,  ohne  das  irgend  welche  Aus- 
gleichungen unter  den  Bauern  stattzufinden  brauchen ;  die  einzelnen 
Bauern  fahren  fort,  eine  feststehende  Quote  des  Ertrags  an  ihre 
Grundherren  abzugeben,  nur  ist  der  Ertrag  und  also  auch  die 
Leistung  bei  einzelnen  von  ihnen  zurückgegangen:  die  Grund- 
herren gleichen  das  aus  durch  Ueberweisung  eines  Theils  der 
Abgaben  von  denjenigen  unter  ihnen,  welche  wenig  gelitten, 
vielleicht  sogar  gewonnen  haben,  an  diejenigen,  deren  Bauern 
jetzt  wenig  leisten.  Zum  Zwecke  der  Ausgleichung,  aber  auch 
aus  anderen  früher  erörterten  Motiven  können  ferner  die  Grund- 
herren Neuverloosungen  vornehmen,  ohne  dass  dabei  die  Bauern 
von  ihren  Grundstücken  verschoben  werden  ;  alle  Bauern  bleiben 
auf  ihren  Grundstücken  sitzen,  nur  ändert  sich  der  Grundherr, 
an  den  sie  pflichtig  sind.  Selbst  ümtheilungen  kann  die  grund- 
herrliche Gemeinschaft  vollziehen,  ohne  dass  die  Bauern  das 
merken;  jeder  Bauer  fährt  fort,  dasselbe  zu  leisten,  wie  vorher, 
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nur  Averden  die  Bauern  anderen  Gfrundherren  zugetheilt.  Schliess- 
lich kommt  es  vor,  dass  der  Zusammenhang  der  einzelnen  Grund- 
herren mit  den  einzelnen  Bauern  gänzlich  aufgehoben  wird;  die 
Bauern  leisten  ihre  Abgaben  an  die  Gresammtheit  der  Grundherren, 
und  diese  vertheilt  dann  das,  was  eingeht,  unter  die  Genossen. 

Beispiele  der  Feldgemeinschaften  der  Obereigenthümer  lassen 
sich  aus  den  indischen  Yerhältnissen  und  wohl  auch  aus  dem  ger- 
manischen Mittelalter  schöpfen.  Leider  sind  die  mir  zur  Ver- 
fügung stehenden  zusammenfassenden  Schilderungen  der  indischen 
ländhchen  Yerfassungen,  selbst  die  Untersuchung  Baden  Powell's, 
nicht  eingehend  genug:  sie  reichen  knapp  aus,  um  als  Anhalt 
für  die  Entwicklung  des  Schemas  der  möglichen  Formen  zu 
dienen,  versagen  aber,  wenn  man  im  einzelnen  Falle  entscheiden 
will,  welche  von  den  Möglichkeiten  da  zur  Kealisirung  gelangt. 
Dass  die  rechts-  und  wirthschaftsgeschichtlichen  Werke  eine 
noch  weniger  sichere  Grundlage  darbieten,  brauche  ich  kaum  zu 
erwähnen.  Desshalb  habe  ich  auch  dem  Schema  der  grund- 
herrlichen Feldgemeinschaften  eine  vorwiegend  hypothetische 
Fassung  geben  müssen. 

§  3.  Das  Gegenstück  zu  den  grundherrlichen  bilden  die 
Feldgemeinschaften  der  Nutzeigenthümer.  Auch  hier  kann 
der  Umfang  der  Kechte,  auf  welche  sich  die  Gemeinschaft 
aufbaut,  stark  schwanken.  Es  lassen  sich  vier  typische  Fälle 
unterscheiden : 

1.  Der  Obereigenthümer  hat  nur  solche  Kechte  an  der 
Gemarkung,  die  den  Charakter  der  Reallasten  haben:  er  bezieht 
z.  B.  eine  feste  Abgabe.  Die  eigentlichen  Eigenthümer  des 
Bodens  sind  die  Bauern.  Es  stehen  denselben  (d.  h.  den  einzelnen 
Bauern  und  der  Gesammtheit  zusammen  genommen)  sowohl  die 
Besitz-  und  Nutzungsrechte,  wie  die  Verfügungsrechte  über  die 
Substanz  zu.  Sie  sind  nur  durch  die  Verpflichtung  gebunden, 
die  genau  definirten  und  feststehenden  Rechte  des  Obereigen- 
thümers  nicht  zu  verletzen.  Beachtet  man,  dass  unter  diese 
Kategorie  eigentlich  auch  der  Fall  gehört,  wo  gewisse  Verpflich- 
tungen den  Grundeigenthümern  vom  Staate  auferlegt  werden, 
z,  B.  in  der  Form  der  Forstgesetze,  so  wird  es  sehr  schwer,  die 
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Grenze  zwischen  diesem  Fall  und  den  Feldgemeinschaften  zu 
unbeschränkten  Eigenthumsrechten  praktisch  zu  ziehen. 

2.  Die  beiden  Parteien,  der  Grundherr  und  die  Bauern, 
haben  Eigenthumsrechte  an  der  Gemarkung.  Jede  derselben  ist 
in  der  Aasübung  ihrer  Kechte  mehr  oder  weniger  an  die  Zu- 
stimmung der  anderen  gebunden:  die  Bauern  dürfen  z.  B.  die 
Nutzungsweise  der  Grundstücke  nicht  ändern,  wenn  der  Grund- 
herr dagegen  ist;  aber  auch  der  Grundherr  darf  gegen  den 
Willen  der  Bauern  eine  Aenderung  der  Wirthschaftsweise  nicht 
vornehmen.  Ebenso  können  beide  Seiten  (oder  nur  eine,  nämlich 
die  Bauern)  in  Bezug  auf  die  üebertragung  der  Kechte  durch 
die  erforderliche  Zustimmung  der  anderen  Partei  gebunden  sein. 
Das  beste  Beispiel  wäre  die  Gemeinschaft  der  erblichen  Theil- 
pächter.  Auch  die  Gemeinschaft  der  hörigen  Bauern  gehört 
hierher,  insofern  sie  in  Feldangelegenheiten  autonom  ist. 

3.  Die  Gemeinschaft  hat  nur  feste  Rechte  von  Servituten- 
charakter  an  dem  Grundstücke,  der  Grundherr  ist  der  eigent- 
liche Eigenthümer.  Die  Bauernschaft  hat  z.  B.  das  Recht  der 
Stoppel-  und  Bracheweide  auf  den  Feldern  des  Herrn,  das  Recht, 
Holz  im  Walde  zu  hauen  oder  zu  lesen,  ihre  Schweineheerde 
im  grundherrlichen  Walde  zu  mästen  u.  s.  w. 

4.  Die  Gemeinschaft  hat  keine  eigene  Rechte  an  dem  Boden, 
sie  hat  denselben  nur  zeitweise  im  Besitze  und  in  der  Nutzung; 
z.  B.  Feldgemeinschaft  der  Zeitpächter. 

Yon  grosser  Bedeutung  für  das  Verständniss  der  Structur 
solcher  Feldgemeinschaften  ist  die  Frage  nach  der  Stellung  des 
Obereigenthümers  zur  Yerw^altung  der  gemeinschaftlichen  An- 
gelegenheiten. Ausser  den  Rechten  wirthschaftlichen  Charakters 
kann  nämlich  der  Obereigenthümer  auch  gewisse  administrative 
Befugnisse  von  sehr  schwankendem  Umfange  haben.  In  Russ- 
land genossen  z.  B.  vor  der  Bauernreform  die  Bauerngemeinden 
in  den  Gütern,  wo  eigener  Gutsbetrieb  des  Herrn  bestand,  fast 
gar  keine  Autonomie.  Die  Yertheilung  des  Landes  geschah  nach 
den  Tjaglo  (Ehepaaren),  aber  die  Umtheilungen  wurden  nur  auf 
Anordnung  des  Herrn  vollzogen;  hatte  der  Herr  Interesse  an 
der  Yermehrung  der  Tjaglo,  etwa  weil  er  viel  Land  wüst  liegen 
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hatte,  so  stand  er  der  Bildung  der  neuen  Tjagio  wohlwollend 
gegenüber  und  gab  ihnen  sofort  Land,  natürlich  unter  Yerpflich- 
tung,  Erohndienste  und  Abgaben  zu  leisten;  es  wurden  dann 
häufige  ümtheilungen  vorgenommen;  sonst  liess  der  Herr  die 
Zahl  der  Tjagio  stationär  bleiben  und  anerkannte  das  junge 
Ehepaar  als  ein  mit  Land  auszustattendes  Tjagio  nur  dann,  wenn 
ein  Landantheil  frei  wurde.  Der  Herr  liess  auch  Neuverloosungen 
vornehmen,  wobei  zuweilen  nicht  nur  die  Bauern  ihre  Aiitheile 
imter  einander  umtauschten,  sondern  auch  das  bäu.erliche  Land 
mit  dem  gutsherrlichen  umgetauscht  wurde.  Auch  die  Nutzungs- 
weise wurde  vom  Herrn  bestimmt;  er  stellte  die  Eintheilung 
der  Gemarkmig  nach  Nutzungsarten  imd  den  Wirthschaftsplan 
auf.  Die  Bauern  hatten  nur  zu  gehorchen.  Unter  Umständen 
wurde  ihnen  allerdings  gestattet,  auch  freiwillig  Neuverloosungen 
vorzunehmen,  z.  B.  zum  Zwecke  der  Ausgleichung,  wenn  die 
neu  gebildeten  Tjagio  aus  dem  gutsherrlichen  Lande  ausgestattet 
wurden,  welches  in  der  Kegel  besser  als  das  bäuerliche  war 
und  bequemer  lag  (nämlich  in  wenigen  Parzellen  und  nahe  am 
Dorf) ;  aber  auch  dann  war  die  Einwilligung  des  Herrn  erforderlich. 
Dagegen  war  die  bäuerliche  Gemeinschaft  in  den  Gütern  ohne 
Gutsbetrieb,  wo  die  Bauern  keine  Frohndienste,  sondern  Natural- 
und  Geldabgaben  an  den  Herrn  leisteten,  fast  vollständig  autonom. 
Das  Land  wurde  auch  hier  nach  Tjagio  vertheilt,  aber  die  Um- 
theilung  wurde  nach  dem  gemeinschaftlichen  Beschlüsse  voll- 
zogen, und  auch  andere  Aeusserungen  des  feldgemeinschaftlichen 
Princips  gingen  von  der  bäuerlichen  Gemeinschaft  selbst  aus. 

In  dem  Falle  nun,  wo  die  Gemeinschaft  der  Bauern  nichts 
selbst  zu  beschliessen  hat,  sondern  nur  den  Anordnungen  des 
Grundherrn  oder  auch  den  in  Gesetzesform  sich  offenbarenden 
staatlichen  Befehlen  gehorcht,  kann  eigentlich  von  einer  Feld- 
gemeinschaft in  unserem  Sinne  nicht  mehr  die  Kode  sein.  Diese 
Grundeigenthumsverfassung  ist  ein  morphologisches  Gebilde  für 
sich.  Hier  haben  wir  bereits  mit  dem  autoritativen  Agrar- 
kommunismus  zu  thun,  dessen  wesentliches  Unterscheidungs- 
merkmal von  der  Feldgemeinschaft  darin  liegt,  dass  der  auf  das 
Eingreifen  in  die  Kechte  der  Genossen  gerichtete  Wille  nicht 
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von  den  Personen  selbst,  welche  dadurch  unmittelbar  getroffen 
werden,  ausgeht  Wer  dabei  die  Willensfunction  zu  vollziehen 
hat,  ob  eine  physische  Person,  ein  Grundherr,  oder  etwa  der 
Staat  und  seine  Yertreter,  die  Beamten,  ist  von  nebensächlicher 
Bedeutimg.  Der  autoritative  Agrarkommunismus  hat  nun  zwei 
Hauptformen.  Bei  der  einen  wird,  wie  etwa  in  Peru,  die  ge- 
sammte  bäuerliche  Bevölkerung  als  eine  einheitliche  Masse 
betrachtet,  welche  in  allen  ihren  Beziehungen  zum  Grund  und 
Boden  dem  Staatswillen  imterstellt  ist;  bei  der  anderen  Form 
gibt  es  innerhalb  der  Bauernschaft  engere  Kreise,  welche  die 
eigentliche  kommunistische  Einheit  darstellen  und  nicht  einmal 
durch  die  Yermittlmig  des  Staatswillens  in  kommunistische  Be- 
ziehungen zu  einander  gebracht  werden.  Im  ersten  Falle  kann 
z.  B.  der  Staat  einem  Bauern  Land  abnehmen  und  es  einem 
beliebigen  anderen  Bauern  zuweisen;  im  zweiten  Falle  ist  die 
Macht  des  Staates  durch  die  Grenzen  des  engeren  Kreises  be- 
schränkt :  der  Staat  greift  in  die  Beziehungen  zwischen  den  Mit- 
gliedern jedes  einzelnen  Kreises  ein,  er  darf  aber  nicht  Land 
von  einem  Kreise  einem  anderen  überweisen.  In  diesem  zweiten 
FaUe  kann  die  Aehnlichkeit  mit  der  eigentlichen  Feldgemein- 
schaft eine  ausserordentlich  grosse  sein.  Stellen  wir  mis  vor, 
der  Staat  habe  gesetzlich  festgestellt,  es  müsse  aUe  zehn  Jahre 
einmal,  weder  häufiger,  noch  seltener  eine  aUgemeine  Um- 
theilung  stattfinden,  wobei  nach  männlichen  Seelen  zu  theüen 
sei ;  partielle  Umtheüungen  seien  ausgeschlossen ;  die  Yornahme 
der  N'euverloosungen  sei  einem  Auf  Sichtsbeamten  überlassen; 
auch  die  Yerfügungsrechte  habe  der  Staat  normirt  und  die 
Eegekmg  der  Nutzungsweise  sei  wiederum  einem  Aufsichts- 
beamten überlassen.  Das  wäre  ein  Zustand,  Avelcher  äusserlich 
von  demjenigen,  den  man  unter  dem  Namen  des  russischen 
Mir  kennt,  kaum  zu  unterscheiden  wäre.  Wie  beim  Mir  wird 
auch  hier  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  dem  engeren  Yer- 
bande  der  Famüie  der  breitere  Yerband  der  Gemeinde  sub- 
stituirt.  Jeder  Genosse  wird  nicht  nur  durch  die  Geburt  eines 
Sohnes  in  der  Familie  seines  Yaters  oder  seines  Bruders  etc. 
in  seinen  Aussichten  auf  die  Yergrösserung  des  Besitzes  be- 
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einträchtigt,  sondern  auch  iii  demselben  Maasse  durch  die  Ge- 
burt bei  jedem  anderen,  ihm  ganz  fremden  Mitgliede  der 
Gemeinschaft.  Dafür  bringt  ihm  aber  auch  jeder  Todesfall  in 
der  Gemeinde  einen  Zuwachs  an  Besitz,  nicht  nur  der  Tod  ehies 
Yerwandten ;  er  ist  unter  dieser  Agrarverf assung  nicht  auf  das 
Erbe  seiner  nächsten  Yerwandten  allein  angewiesen.  Das  enge 
Band,  das  alle  Mitglieder  der  Mii-gemeinschaft  verbindet,  ist  also 
noch  immer  da.  Sein  Charakter  ist  aber  total  verändert.  Es  ist  jetzt 
ein  ausschliesslich  passives,  kein  actives  mehr.  Die  Gesammtheit  ist 
nur  Interessengemeinschaft,  nicht  Kechts-  und  Handlungssubject. 
Und  dem  Einzelnen,  der  im  Falle  der  Eeldgemeinschaft  doch 
der  eigentliche  Träger  aller  Eigenthumsrechte  ist,  nur  dass  er 
sie  zum  Theil  als  Mitglied  der  Gemeinschaft  ausübt,  geht  jetzt 
dieser  Theil  seiner  Kechte  verloren.  Es  werden  dadurch  die 
Wirkungsweise  des  kommunistischen  Princips ;  die  Art  mid  Weise, 
wie  es  zur  G-eltung  kommt;  die  gesellschaftlichen  Kräfte,  welche 
dabei  nütthim;  die  Gesetze  der  Entwicklung  völlig  umgestaltet,  so 
dass  es  zweckmässig  erscheint,  diese  beiden  Yerfassungen  be- 
grifflich so  scharf  wie  möglich  auseinanderzuhalten,  obgleich 
sich  diese  Trennung  in  der  Wirklichkeit  nicht  immer  durch- 
führen lässt.  So  findet  z.B.  gegenwärtig  in  Eussland  die  allmähliche 
üeberführung  der  Mirverf assung  in  die  autoritative  Form  statt, 
indem  die  wichtigsten  feldgemeinschaftlichen  Functionen  nach 
und  nach  auf  die  staatlichen  Auf  Sichtsbeamten  übertragen  werden. 

lieber  die  innere  Structur  der  Feldgemeinschaften  der  ISTutz- 
eigenthümer  brauche  ich  nicht  viel  zu  reden:  die  Beziehungen 
der  Genossen  zu  der  Gesammtheit  gestalten  sich  nämlich  im 
wesentlichen  genau  so,  wie  bei  den  Feldgemeinschaften  zu  un- 
beschränkten Eigenthumsrechten.  Nur  folgendes  verdient  viel- 
leicht hervorgehoben  zu  werden.  Es  lässt  sich  bekanntlich  kein 
grösseres  Kecht  übertragen,  als  das,  welches  der  übertragenden 
Person  zusteht ;  ein  Pächter  kann  das  Grundstück  nicht  in  Eigen- 
thum verkaufen,  wohl  aber  weiter  verpachten,  falls  keine  besondere 
Bestimmungen  im  Pachtvertrage  vorgesehen  sind.  Dement- 
sprechend können  auch  die  Eingriffe  der  Gesammtheit  in  die 
Yerfügungsfreiheit  der  Genossen  nicht  weiter  gehen,  als  der 
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Umfang  ihrer  Rechte  an  der  Gemarkung  es  gestattet.  Das  ist 
namentlich  bei  der  Betrachtung  der  Fehlgemeinschaften  der 
Pächter  wohl  zu  beachten. 

Zum  Schluss  will  ich  noch  erwähnen,  dass  sich  zwischen 
die  beiden  Hauptformen  der  Feldgemeinschaft  zu  beschränkten 
Eigenthumsrechten,  nämlich  die  der  Obereigenthümer  und  die 
der  ^^'utzniesser,  eine  Zwitterform  einschieben  kann :  es  ist  möglich, 
dass  sich  die  Gemeinschaft  auf  Grundlage  von  Rechten  aufbaut, 
welche  einerseits  nach  oben,  dem  Obereigenthümer  zu,  anderer- 
seits nach  unten,  dem  Bauern  zu,  mehr  oder  weniger  beschränkt 
sind;  es  gibt  etwa  einen  Obereigenthümer  über  der  Gemein- 
schaft, der  meinetwegen  eine  feste  Abgabe  bezieht,  und  Erb- 
pächter unter  der  Gemeinschaft.  Solche  Yerhältnisse,  zuweilen 
in  noch  complicirteren  Formen  mit  mehreren  Zwischengliedern, 
sind  z.  B.  in  Indien  zu  treffen;  da  kommt  es  vor,  dass  der  Ober- 
eigenthümer seine  Rechte  gegen  eine  feste  jährliche  Abgabe 
einem  Pächter  abtritt;  dieser  verpachtet  sie  seinerseits  an  einen 
Dritten  u.  s.  w.  Auf  jeder  Stufe  kann  mm  eine  Feldgemein- 
schaft entstehen. 

§  4.  Nachdem  ich  nun  das  Schema  der  Formen  der  feld- 
gemeinschaftlichen Verfassungen  entwickelt  habe,  will  ich  einiges 
über  die  Anwendung  der  von  uns  aufgestellten  Begriffe  hinzu- 
fügen. Man  begegnet  dabei  natürlich  gewissen  Schwierigkeiten. 
Ebenso  wenig,  wie  die  Natur  geometrische  Figuren  und  Körper, 
entwickelt  nämlich  das  reelle  Leben  die  von  uns  gefundenen 
Formen  der  Feldgemeinschaft  in  ihrer  ganzen  begrifflichen 
Reinheit.  Es  treten  Abweichungen  und  Complicationen  ein, 
die  nicht  unbeachtet  bleiben  dürfen.  Soll  unser  Begriff  System 
seine  Zwecke  erfüllen,  so  müssen  sich  diese  Complicationen  un- 
gezwimgen  auflösen  lassen.  Im  Folgenden  will  ich  nun  die 
wichtigsten  Quellen  der  erwähnten  Schwierigkeiten  durchgehen. 

Da  ist  vor  allem  der  Unterschied  zwischen  der  rechtlich 
geltenden  und  der  thatsächlichen  Verfassung  der  Feldgemein- 
schaft hervorzuheben.  Namentlich  hat  dieser  Gegensatz  in  der 
neueren  Zeit  eine  ausserordentlich  grosse  Bedeutimg  gewonnen. 
Früher,  wo  die  feldgemeinschaftlichen  Yerbindungen  auf  einem 
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naturwüchsigen  Zusammenschlüsse  der  neben  einander  wohnenden, 
vielfach  durch  Blutsverwandtschaft  zusammengehaltenen  Grund- 
besitzer beruhten  und  die  meistens  formell  gar  nicht  fixirte 
Yerfassung  ausschliesslich  mid  unmittelbar  durch  die  Interessen 
mid  Machtverhältnisse  der  Betheiligten  dictirt  war,  war  kein 
Eaum  für  einen  grösseren  Unterschied  zwischen  dem  rechtlichen 
und  dem  thatsächlichen  Zustande.  Jetzt  aber,  wo  der  regelnde 
Wille  des  Staates  in  den  Kampf  der  Interessenten  umgestaltend 
emgreift,  kommt  es  sehr  oft  vor,  dass  die  vom  Staate  sanctionirte 
Yerfassung  der  Gresammtheit  einen  gewissen  Umfang  von  Kochten 
gegenüber  den  einzehien  Genossen  zuerkennt,  während  die  that- 
sächliche  Macht  der  Gesammtheit  grösser  oder  geringer  ist;  eine 
der  Parteien  verzichtet  nämlich  oft  auf  einen  Theil  der  ihr  gesetz- 
lich zustehenden  Befugnisse.  So  ist  z.  B.  in  Eussland  die  Ge- 
sammtheit gesetzlich  nicht  befugt,  in  die  Besitzrechte  der  einzehien 
Genossen  an  dem  Gehöft-  und  Hausgartenlande  einzugreifen; 
ti^otzdem  werden  zuweilen  auch  diese  Theile  der  Gemarkmig 
Umtheilungen  miterworfen.  Ein  Beispiel  der  entgegengesetzten 
Kichtmig  können  uns  diejenigen  russischen  Gemeinschaften  geben, 
welche  seit  der  X.  Kevision  bis  zur  Gegenwart  keine  emzige 
Umtheilung  vorgenommen  haben;  hier  steht  zwar  der  Gesammt- 
heit das  Eecht  zu,  dasMaass  des  Besitzes  der  Genossen  zu  ändern, 
die  Gesammtheit  lässt  aber  die  Ausübmig  dieses  Eechtes  ruhen. 

Diese  Divergenz  beruht  oft  auf  der  Unkenntniss  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen;  so  hat  es  z.  B.  in  vielen  Gegenden Eusslands 
gute  20  Jahre  gedauert,  ehe  sich  die  Bauern  des  bei  der  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  ihnen  zugestandenen  Eechtes  bewusst  wurden, 
Umtheilungen  mit  der  2/3  Majorität  zu  beschliessen.  In  anderen 
EäUen  beruht  sie  jedoch  auf  wohl  überlegtem  Yerzicht  auf  Aus- 
übung gOAvisser,  durch  das  Gesetz  zwar  geschützter,  aber  dem  Yolks- 
bewusstsein  widersprechender  Eechte;  so  zeigt  der  russische  Mir 
vielfach  eine  Abneigung  gegen  das  Ueberstimmen;  man  sucht 
von  dem  Majorisirmigsrechte  so  wenig,  wie  möglich,  Gebrauch  zu 
machen;  es  werden  einstimmige  Beschlüsse  angestrebt,  wobei  aller- 
dings die  Einstimmigkeit  manchmal  durch  Mittel  von  recht  zweifelr 
haftem  Werthe  erreicht  wird. 
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Es  kann  somit  die  Feldgemeinschaft  rechtlich  zu  einem 
Typus  und  factisch  zu  einem  ganz  anderen  gehören.  Man  muss 
also  bei  der  Untersuchung  jedes  Einzelfalles  auf  das  genaueste 
prtifen,  ob  die  rechtliche  und  die  thatsächliche  Yerfassung  sich 
decken  und,  wenn  das  nicht  der  Fall  ist,  den  Charakter  und 
den  Umfang  der  Divergenz  genau  feststellen.  Gehen  die  beiden 
Yerfassungen  auseinander,  so  genügt  eine  einfache  Charakteristik 
der  feldgemeinschaftlichen  Yerfassung  nicht,  sondern  es  ist  eine 
doppelte  Charakteristik  erforderlich.  Ferner  muss  man  bei  der 
Unterordnung  eines  Einzelfalles  unter  einen  bestimmten  Begriff 
stets  scharf  imterscheiden,  ob  man  die  rechtliche  oder  die  fac- 
tische  Seite  im  Auge  hat;  sonst  werden  wesentlich  von  einander 
verschiedene  Yerfassungen  auf  einen  Haufen  gOAVorfen:  die 
schweizerische  resp.  süd-deutsche  Allmend  sieht  z.  B.  in  dem 
Falle,  wo  die  Austheilung  in  Sondernutzung  aufgehoben  ist  und 
das  Land  verpachtet  wird,  der  Feldgemeinschaft  der  Obereigen- 
thümer  sehr  ähnlich,  und  doch  ist  ein  gewaltiger  Unterscliied 
zwischen  ihnen  vorhanden;  in  jenem  Falle  ist  dieser  Zustand 
ein  bloss  thatsächlicher,  das  Land  kann  jederzeit  in  Sonder- 
nutz]ing  ausgetheilt  werden;  in  diesem  Falle  ist  er  dagegen 
rechtlich  fixirt  und  kann  ohne  Zustimmung  der  Bauern  nicht 
verändert  werden.  Ein  anderes  Beispiel:  die  russische  Mirge- 
meinschaft,  wenn  sie  seit  der  X.  Kevision  keine  Umtheilung, 
wohl  aber  Neuverloosungen  vorgenommen  hat,  sieht  der  Antheils- 
gemeinschaft  täuschend  ähnlich,  und  doch  ist  eine  Aveite  Kluft 
da,  denn  in  der  Mirgemeinschaft  kann  jederzeit  die  Umtheilung 
gefordert  und,  Avenn  die  nöthige  Majorität  sich  bildet,  auch  durch- 
geführt werden,  wie  es  die  Geschichte  des  russischen  Mir 
während  der  Achtziger  mid  Neunziger  Jahre  deutlich  boAviesen  hat. 

Die  nächste  Schwierigkeit,  welche  der  Anwendung  miseres 
Begriff  Systems  im  Wege  liegen  kann,  ist  die  Kreuzung  der 
beiden  Formen  des  agrarischen  Kommunismus  —  der  autonomen 
imd  der  autoritativen.  Die  autoritative  Form  weist  Zustände 
auf,  welche  sich,  Avie  wir  bereits  gesehen  haben,  mit  den  feld- 
gemeinschaftlichen in  vielen  wesentlichen  Zügen  decken;  es 
bleibt  nämlich  das  passive  Element  des  feldgemeinschaftlichen 
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Verbandes  bestehen.  Da  gerade  dieses  passive  Element  dasjenige 
ist,  welches  die  Aufmerksamkeit  am  meisten  fesselt,  so  liegt 
die  Yersuchung  nahe,  die  weitere  Unterscheidung,  ob  die  Be- 
schränkungen der  Eigenthumsrechte  der  Einzelnen  gemeinschaft- 
liehen oder  aussergemeinschaftlichen  Ursprunges  sind,  fallen  zu 
lassen.  Ich  halte  ein  solches  imterscheidungsloses  Zu.sammen- 
werfen  der  autoritativen  und  der  autonomen  Formen  für  äusserst 
unzweckmässig  und  irreführend.  Bei  der  Einzeluntersuchung 
ist  stets  auf  das  schärfste  zu  beachten,  dass  eine  Yerwechselung 
der  Art  nicht  statt  finde.  Stellen  wir  uns  etwa  eine  Feld- 
gemeinschaft vor,  wo  die  Yerfügungsrechte  des  Einzelnen  ge- 
setzlich aufgehoben,  dagegen  die  Besitz-  und  Nutzungsrechte 
den  Beschlüssen  der  Gemeinschaft  unterstellt  sind;  dieser  Fall 
wäre  ebenso  scharf  von  der  Gemeinschaft  des  normalen  Mirtypus 
zu  u.nterscheiden,  wo  der  Staat  nichts  zu  sagen  hat,  wie  auch 
von  dem  Falle,  wo  der  Staat  nicht  nur  die  Yerfügungsrechte, 
sondern  auch  die  Besitzrechte  genauer  Kegelung  unterwirft 
(meinetwegen  in  der  Weise,  dass  periodische  Umtheilungen  nach 
den  männlichen  Seelen  vorgeschrieben  werden),  obgleich  die 
Eigenthumsrechte  der  einzelnen  Mitglieder  der  Gemeinschaft  in 
allen  drei  Fällen  in  gleicher  Weise  beschränkt  sind.  Ein  be- 
sonderes Interesse  gewinnt  diese  Unterscheidmig,  wenn  man 
sie  mit  dem  oben  analysirten  Gegensatze  der  rechtlich  geltenden 
und  der  factischen  Verfassung  in  Yerbindung  setzt.  Die  Ab- 
weichung des  thatsächüchen  Zustandes  von  der  rechtlich  fixirten 
Norm  ist  nämlich  vielfach  nichts  anderes,  als  eine  natürliche 
Keaction  des  plastischeren  autonomen  Princips  gegen  die  Starr- 
heit der  autoritativen  Formen. 

Bedeutende  Complicationen  werden  durch  den  Umstand 
bedingt,  dass  sich  auf  Grundlage  von  Kochten  an  derselben 
concreten  Gemarkung  mehr  als  eine  Feldgemeinschaft  aufbauen 
kann.  Einerseits  habeii  wir  z.  B.  die  bäuerliche  Gemeinschaft 
der  Erbpächter  oder  der  Hörigen,  andererseits  die  Gemeinschaft 
der  über  denselben  stehenden  Grundherren.  Gerade  diese  Com- 
bination  einer  grundherrlichen  imd  einer  bäuerlichen  Feldgemein- 
schaft kommt  oft  vor. 
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Noch  grössere  Complicationen  entstehen  dadurch,  dass 
dieselben  Personen  mehreren  Gemeinschaften  angehören  können. 
Einzehie  oder  auch  alle  Mitglieder  einer  typischen  Mirgemein- 
schaft  können  etwa  gemeinschaftlich  Land  gepachtet  und  in  Bezug 
auf  dasselbe  die  Antheilsverfassung  angenommen  haben;  sie 
können  auch  gekauftes  Land  besitzen  entAveder  in  der  Antheils- 
form  oder  in  einer  der  feldgemeinschaftlichen  Formen,  wo  die 
Besitzreclite  des  Einzelnen  vor  dem  Eingreifen  der  Gesammtheit 
völlig  geschützt  sind  u.  s.  f.  Namentlich  für  Nutzungen  ver- 
schiedener Art,  welche  zu  einer  Gemarkung  gehören,  werden 
sehr  oft.  wesentlich  von  einander  abweichende  Yerfassungen 
gewählt :  die  Gehöftlandgemeinschaft  ist  z.  B.  ein  Typus,  wo  die 
Yerfügungsr echte  allein  beschränkt  sind;  die  Ackerlandgemein- 
schaft lässt  auch  Beschränkungen  der  Nutzungsrechte  zu,  die 
Besitzrechte  bleiben  aber  vielfach,  namentlich  in  Bezug  auf 
die  Feldgärten,  thatsächlich  unbeschränkt,  selbst  wenn  der  Ge- 
sammtheit die  rechtliche  Befugniss  zusteht,  in  die  Besitzrechte 
in  beliebiger  Weise  einzugreifen;  dagegen  hat  die  Wiesen- 
gemeinschaft rechtlich  rmd  thatsächlich  die  Form  des  „Mir". 

Sehr  verwickelte  Yerhältnisse  treten  ferner  da  zu  Tage, 
wo  dieselben  Personen  zugleich  im  Kreise  der  Obereigenthümer 
und  in  dem  der  Nutzniesser  stehen.  Also,  der  Obereigenthümer 
tritt  als  Genosse  in  die  bäuerliche  Feldgemeinschaft  ein,  indem 
er  etwa,  wie  es  im  Mittelalter  häufig  der  FalL  war,  seine  Aecker 
auf  der  gemeinsamen  Flur  im  Gemenge  mit  den  bäuerlichen 
liegen  hat.  Aehnliches  kami  auch  vorkommen,  wo  eine  Gemein- 
schaft von  Obereigenthümern  besteht;  eines  der  Mitglieder  be- 
wirthschaftet  dann  zuweilen  einen  Theil  der  Gemarkung  unter 
demselben  Kechtstitel,  wie  die  untergeordneten  Bauern,  wie  z.  B. 
aus  Indien  oft  berichtet  wird. 

Ilm  die  möglichen  Complicationen  sich  deutlich  zu  ver- 
gegenwärtigen, woUen  wir  ein  Beispiel  betrachten.  Wir  haben 
eine  Mirgemeinschaft  zu  unbeschränkten  Eigenthumsrechten  vor 
uns;  nm-  das  Gehöftland  ist  rechtlich  von  den  TJmtheilungen 
ausgeschlossen,  thatsächlich  wird  es  ebenso  wie  das  übrige  Land 
behandelt.   Das  Ackerland  ist  in  Sondernutzung  ausgetheHt  und 
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wird  periodischen  Umtheilungen  und  Nenverloosungen  unter- 
worfen; Wald  und  Weide  sind  der  Sondernutzung  entzogen. 
Einzelne  Mitglieder  dieser  Gemeinschaft,  vielleicht  auch  alle, 
gehören  zu  einer  Antheilsgemeinschaft,  deren  Aecker  mit 
denen  der  Mirgenieinschaft  im  Gremenge  liegen,  dem  Flurzwange 
unterstehen  und  gemeinsam  mit  denselben  neuverloost  zu  werden 
pflegen.  Yon  einem  benachbarten  Grrmidbesitzer  hat  die  Mir- 
genieinschaft ein  Stück  Ackerland  gepachtet,  das  sie  gleich  ihrem 
eigenen  Lande  behandelt,  d.  h.  nach  der  Yerfassung  des  Mir- 
tjpus,  aber  zu  beschränkten  Eigenthumsrechten.  Einzelne  Bauern 
pachten  genossenschaftlich  noch  ein  Stück  Ackerland  oder  Wiesen- 
land von  einem  nachbarlichen  Grutsbesitzer,  eventuell  von  der  Gre- 
meinschaft  selbst;  sie  haben  dasLandnach  emem feststehenden Yer- 
hältnisse  unter  alle  Theilnehmer  an  der  Pacht  vertheilt  und  nehmen 
periodische  ¥euverloosmigen  vor.  Manche  Bauern  haben  auch 
Grundstücke  in  individuellem  Eigenthume  oder  in  individueller 
Pacht.  Solche  Yerhältnisse  sind  nicht  nur  möglich,  sondern  lassen 
sich  auch  sehr  oft  in  der  Wirklichkeit  beobachten  (so  z.  B.  in  Kuss- 
land in  den  Gemeinschaften,  welche  früher  die  Antheilsverfassung 
hatten,  dieselbe  aber  zum  Theil  mit  der  Mirverfassung  vertauscht 
haben  (vgl.  unten  Abschnitt  II,  Kapitel  1,  §  7);  ferner  da,  wo 
einzelne  Genossen  von  dem  durch  die  Bauemordnung  des  Jahres 
1861  verliehenen  Kechte,  aus  dem  Mirverbande  unter  gewissen 
Bedingmigen  auszutreten,  Gebrauch  gemacht,  aber  ihre  Grmid- 
stücke  im  Gemenge  mit  den  übrigen  liegen  gelassen  haben). 

Besondere  Complicationen  ganz  eigenthümücher  Art  können 
schliesslich  dadurch  hervorgerufen  werden,  dass  mehrere  Feld- 
gemeinschaften sich  zu  einer  höheren  feldgemeinschaftlichen 
Einheit  zusammenthun,  ohne  jedoch  ihre  Selbstständigkeit  ganz 
aufzugeben ;  sie  bilden  dann  eine  sogenamite  zusammengesetzte 
Feldgemeinschaft.  Hieo:  haben  wir  ausser  den  einzelnen  Genossen 
rmd  der  obersten  Gesammtheit  derselben  noch  mehrere  Theil- 
gesammtheiten  vor  uns,  und  die  Befugnisse,  welche  der  Gesammt- 
heit der  Genossen  in  einer  Feldgemeinschaft  zustehen  können, 
werden  in  diesem  Falle  einerseits  von  der  obersten  Gesammtheit 
(Ion  Tlieilgesammtheiten  gegenüber  und  dann  von  diesen  Theil- 
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gesammtheiten  gegenüber  den  einzelnen  Wirthschaften  ausgeübt. 
Das  Yerhältniss  kann  auf  beiden  Stufen  alle  die  Gestalten  an- 
nehmen, welche  wir  kennen  gelernt  haben.  So  kommt  es  z.  B. 
vor,  dass  die  oberste  Gesammtheit  das  Kecht  hat,  Umtheilimgen 
der  gemeinsamen  Gemarkung  unter  die  Theilgesammtheiten  vor- 
zmiehmen,  und  die  Theilgesammtheiten  ihrerseits  das  ihnen 
zugewiesene  Land  unter  ihre  Mitglieder  nach  ihrem  eigenen 
Ermessen  vertheilen  —  eine  nach  dem  Typus  des  Mir  aus 
Mirgemeinschaften  zusammengesetzte  Feldgemeinschaft.  Es  kann 
aber  auch  sein,  dass  die  Function  der  Umtheilung  von  der 
obersten  Gemeinschaft  allein  ausgeübt  wird  und  die  Theilgemein- 
schaften  nicht  befugt  sind,  weitere  Umtheilimgen  vorzunehmen, 
wohl  aber  JSTeuverloosmigen  vornehmen  dürfen  —  eine  aus 
Antheilsgemeinschaften  zusammengesetzte  Mirgemeinschaft.  Es 
gibt  auch  umgekehrt  aus  Mirgemeinschaften  zusammengesetzte 
Antheilsgemeinschaften ;  ferner  Antheilsgemeinschaften,  welche 
aus  Antheilsgemeinschaften  zusammengesetzt  sind;  schliesslich 
auch  aus  ungleichartigen  Feldgemeinschaften  zusammengesetzte 
Gemeinschaften  höherer  Ordnung,  z.  B.  aus  einer  Mir-  und  einer 
Antheilsgemeinschaft  zusammengesetzte  Antheüsgememschaften 
(vgl.  unten  Abschnitt  II,  Kapitel  2). 

Die  sich  in  eine  Gemeinschaft  höherer  Ordnung  zusammen- 
sclüiessenden  Feldgemeinschaften  brauchen  nicht  mit  ihrer  ganzen 
Gemarkung  in  den  höheren  Yerband  einzutreten:  es  kommt 
häufig  vor,  dass  die  höhere  Gemeinschaft  sich  nur  auf  Grund- 
stücke einer  besonderen  J^utzungsart  bezieht  —  es  gibt  Wiesen- 
gemeinschaften, Waldgemeinschaften,  Ackergemeinschaften  u.  s.  w. 
Die  mögliche  Complication  der  Yerhältnisse  wird  noch  dadurch 
erhöht,  dass  eine  imd  dieselbe  einfache  Feldgemeinschaft  mit 
verschiedenen  Theüen  ihrer  Gemarkung  an  verschiedenen  zu- 
sammengesetzten Feldgemeinschaften  Theil  nehmen  kann,  also 
z,  B.  mit  dem  Ackerlande  zu  emem  Yerbande,  mit  den  Wiesen  zu 
einem  anderen  und  mit  den  Wäldern  zu  einem  dritten  gehören. 

Die  zusammengesetzten  Gemeinschaften  kömien  ihrerseits 
neue  Yerbüidmigen  eingehen  und  zusammengesetzte  Feldgemein- 
schaften dritter,  vierter  u.  s.  w.  Ordnung  büden. 
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Um  diese  A^erwickelten  Yerhältnisse  zu  veranschaulichen,  will 
ich  zwei  concrete  Beispiele  anführen.  Alle  Dörfer  der  Wolost 
Pelim  im  Gouv.  Tobolsk  bilden  eine  ausgedehnte  Feldgemein- 
schaft in  Bezug  auf  den  Besitz  des  grossen  Nossowski-Cedern- 
waldes ;  kleinere  Cedernwälder  gehören  in  der  Kegel  geringeren 
Dorfverbänden,  Sotnia  (Hundert)  genannt,  doch  hie  und  da 
mehreren  Hunderten  zusammen,  oder  auch  einzelnen  Dorfgemein- 
schaften: so  hat  die  Sotnia  Sikowo  einen  Gedern wald  für  sich 
und  einen  anderen  mit  der  Sotnia  Kaschmat  gemein;  diese 
letztere  hat  einen  anderen  Cedernwald  mit  den  Hunderten  Wagil- 
skaja  und  Pelimskaja  gemein;  die  Hrmderte  Hajdukowskaja  und 
Ereminskaja  besitzen  zusammen  einen  Cedernwald,  dazu  hat  ein 
Dorf  der  Sotnia  Hajdukowskaja  ein  Cedernwäldchen  für  sich; 
die  Nosowskaja  Sotnia  hat  keinen  Cedernwald  im  Sonderbesitze, 
es  haben  aber  zwei  zu  ihr  gehörende  Dörfer  je  ein  Cedernwäldchen 
für  sich;  die  Hunderte Troitzkaja,  PantelejewskajaundDwornikow- 
skaja  haben  einen  Cedernwald  im  gemeinsamen  Besitze,  dazu  hat 
noch  die  Sotnia  Dwornikowskaja  einen  Wald  im  Sonderbesitze. 
In  Bezug  auf  den  Besitz  des  Ackerlandes  bilden  die  Hunderte 
die  höchste  feldgemeinschaftliche  Einheit;  innerhalb  der  Hunderte 
bestehen  einfachere  Dorfgemeinschaften ;  das  Land  wird  von  der 
Sotnia  den  Dörfern  zugewiesen  und  dann  von  jedem  Dorf  verbände 
unter  die  Mitglieder  der  Dorfgemeinschaft  vertheilt.  Was  die 
"Wiesen  anbelangt,  so  ist  die  Sotnia  zugleich  die  höchste  und 
die  niedrigste  feldgemeinschaftliche  Emheit ;  der  Dorfverband  hat 
hier  nicht  mitzureden;  es  gibt  aber  zwei  aus  je  zwei  Hmiderten 
zusammengesetzte  Wiesenlandgemeinschaften.  Ebenso  mannig- 
faltig sind  die  Combinationen  der  einfachen  Dorfgemeinschaften 
zu  zusammengesetzten  Weideland-  und  Pischereigemeinschaften. 

Das  andere  Beispiel  entnehme  ich  den  ost-sibirischen  Yer- 
hältnissen.  Die  Dorfgemeinschaft  Urik  der  gleichnamigen  Wolost 
des  Kreises  Irkutsk  bildet  mit  den  Dorf  gemein  schaffen  Schir- 
jaewo,  Lilowskoje,  Taitur  und  Gorjaschino  eine  zusammen- 
gesetzte Wiesengemeinschaft;  zu  gleicher  Zeit  gehört  Urik 
zusammen  mit  Taitur  und  Gorjaschino  zu  einer  anderen  Wiesen- 
genieinschaft,  welche  noch  die  Dörfer  Ust-Kuda  mid  Moskowskoje 
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nmfasst;  innerhalb  dieser  Gremeinschaft  bildet  Urik  mit  dem 
Dorfe  Moskowskoje  eine  engere  Gremeinschaft,  andererseits  steht 
Moskowskoje  mit  den  übrigen  drei  Dörfern  in  einem  engeren  Zn- 
sammenschluss.  Eine  dritte  Wiesengemeinschaft  besteht  zwischen 
den  Dörfern  Schirjaewo  und  Lilowskoje.  Die  Dörfer  Lilowskoje, 
Ust-Kuda  und  Moskowskoje  haben  auch  Wiesen  in  ihrem  aus- 
schliesslichen Besitze.  In  Bezug  auf  das  Weideland  bilden  Urik 
und  Ust-Kuda  mit  zwei  Gemeinschaften  der  Nachbarwolost  Ust- 
Baley  eine  zusammengesetzte  Gemeinschaft.  In  Bezug  auf  die 
Wälder  sind  aUe  Dörfer  der  beiden  Wolost  Urik  und  Ust-Balev 
zu  einer  grossen  zusammengesetzten  Gemeinschaft  verbunden. 

Man  sieht  wohl,  das  reelle  Leben  lässt  ausserordentlich 
verwickelte  Combinationen  entstehen.  Wir  dürfen  nicht  immer 
erwarten,  Feldgemeinschaften,  die  einen  unserer  Typen  in  reiner 
Form  treu  wiedergeben,  zu  treffen.  Yerschiedene  Typen  kreuzen 
sich  meistens  in  jedem  Einzelfalle.  Unter  Zugrundelegung  unseres 
Begriff  Systems  lässt  sich  aber  jede  noch  so  complicirte  Yer- 
fassung  leicht  überblicken  mid  genau  darstellen. 

§  5.  Ich  win  nun  durchaus  nicht  behaupten,  dass  imsere 
Analyse  der  Formen  der  feldgemeinschaftlichen  Yerfassmigen 
eine  erschöpfende  sei  und  wir  an  dem  Punkt,  über  den  hinaus 
nicht  weiter  vorgedrungen  werden  kann,  angelangt  seien.  Selbst- 
verständlich sind  zahllose  weitere  Unterscheidungen  möglich. 
So  sei  z.  B.  die  von  Dr.  Tönnies  unter  der  Antithese  der  Ge- 
meinschaft und  Gesellschaft  aufgefrischte  Gierke'sche  Unter- 
scheidung der  gewordenen  und  der  gewillkürten  Gemeinschaften 
erwähnt.  Die  Feldgemeinschaft  kann  nämlich  ein  organisches 
Product  des  geschichtlichen  Processes  sein  und  auf  Momenten 
beruhen,  welche  ausserhalb  der  Sphäre  des  freien  Entsclüusses 
des  Einzelnen  liegen;  die  „Gemeinschaft"  Avird  nicht  gegründet, 
man  wird  in  sie  geboren.  Es  kann  aber  auch  die  Feldgemein- 
schaft auf  bewusstem  Entschlüsse  beruhen,  durch  einen  freien 
Vertrag  gegründet  sein.  Es  ist  nicht  anzuzweifeln,  dass  die 
Gestaltung  und  namentlich  die  Entwicklung  der  Yerhältnisse 
in  beiden  Fällen  sehr  verschiedene  sein  müssen;  folglich  ist 
diese  Unterscheidung  nicht  ohne  Bedeutung.  Yon  gewiss  nicht 
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geringerer  Tragweite  ist  die  mit  derselben  sich  berührende,  aber 
keineswegs  mit  ihr  zusammenfallende  Unterscheidung  der  Feld- 
gemeinschaften nach  der  grösseren  oder  geringeren  Leichtigkeit, 
mit  der  sie  gelöst  werden  können.  Es  kann  jedem  Mitgliede 
der  Gremeinschaft  das  Kecht  zustehen,  jederzeit  auf  Theilung 
zu  klagen;  die  Theilung  kann  auch  nur  durch  die  Majorität, 
entweder  durch  die  absolute  oder  durch  die  bedingte,  beschlossen 
werden,  und  zwar  entweder  jederzeit  oder  bloss  in  bestimmten 
Zeitpunkten;  ferner  kann  für  die  Theilung  der  einstimmige  Be- 
schluss  aller  Genossen  erforderlich  sein;  schliesslich  kann  es 
solche  Gemeinschaften  geben,  wo  die  Theilung  überhaupt  unzu- 
lässig ist.  Yon  grosser  Bedeutung  ist  es  weiter,  ob  die  Feld- 
gemeinschaft mit  der  politischen  Gemeinde  zusammenfällt  oder 
nicht;  ob  sie  ein  oder  mehrere  Dörfer  umfasst;  ob  solidarische 
Haft  für  die  Steuerzahlung  besteht;  ob  die  Genossen  mehr  oder 
weniger  Land  im  Individualeigenthum  daneben  haben;  wie  hoch 
die  Zahl  der  Genossen,  wie  gross  der  Grundbesitz  der  Gemein- 
schaft ist  und  vieles  andere.  Mchts  liegt  mir  ferner,  als  die 
sachliche  Bedeutung  dieser  und  ähnlicher  Unterscheidungen 
herabsetzen  zu  Avollen.  Man  wird  aber  wohl  zugeben,  dass  diese 
Momente  in  einem  wesentlich  anderen  begrifflichen  Yerhältnisse 
zu  dem,  was  unter  Feldgemeinschaft  verstanden  wird,  stehen 
als  diejenigen,  welche  unserer  Klassification  zu  Grunde  liegen. 
"Während  diese  an  das  Wesen,  an  die  essentia,  an  die  iiniere 
Structur  anknüpfen,  greifen  jene,  wenn  auch  bedeutungsvolle, 
so  doch  immer  mehr  oder  weniger  accidentelle  Merkmale  heraus. 
Bei  der  Darstellung  des  Einzelfalles  müssen  sie  gewiss  beachtet 
werden;  für  besondere  Zwecke  einer  Specialstudie  über  diese  oder 
jene  Seite  der  feldgemeinschaftlichen  Eigenthumsordnung  können 
einzelne  von  ihnen,  die  gerade  für  diese  Seite  von  hervorragender 
Bedeutimg  sind,  in  den  Yordergrund  treten;  ein  allgemeines 
Formensystem  lässt  sich  jedoch  auf  ihrer  Grundlage  nicht  aufbauen. 
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